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„... und im Übrigen muss die neoliberale Wirtschaftsideologie überwunden werden“, sagt Papst 
Franziskus. Seltsamerweise gibt es gar keine Partei, die sich offen zu einem Neoliberalismus be-
kennt oder ihn gar im Namen trägt – im Gegensatz zu sozialistischen und kommunistischen 
Parteien. Der Neoliberalismus agiert im Hintergrund. Er ist für die Finanzkrise 2007/08 ver-
antwortlich, für das groß angelegte Verschieben von Kapital in Steuerparadiese, für Schieflagen 
staatlicher Haushalte, für die Zunahme der Armut in reichen Staaten, für eine tief greifende Ver-
unsicherung der Mittelschicht, für den Aufstieg der AfD in Deutschland und von Donald Trump 
in den USA – trotzdem tut die Politik so, als hätten diese Phänomene nichts miteinander zu tun, 
als hätten sie keine gemeinsame Ursache. 

Der Neoliberalismus, 1938 auf einer Versammlung von Wirtschaftstheoretikern in Paris gegrün-
det, seither von wohlhabenden Kreisen üppig gefördert, ist heute allgegenwärtig, obwohl er seit 
den 1950er-Jahren nicht mehr unter seinem Namen auftritt. Seine Dogmen werden als eine Art 
Naturgesetz verbreitet. Konkurrenzdenken und Wettbewerb gelten als zentrales Wesensmerkmal 
des menschlichen Daseins – fast schon als metaphysische Wahrheit, als höchstes kosmisches 
Prinzip. Der Markt wird glorifiziert, soziale Ungleichheit zu etwas Tugendhaftem umgedeutet. 
Bemühungen für mehr soziale Gleichheit oder den Schutz der Umwelt werden als Angriff auf die 
Freiheit oder als Gefährdung internationaler Wettbewerbsfähigkeit bekämpft. 

Die Wirklichkeit hat zwar schon oft bewiesen, dass sich die damit verbundenen Heilsversprechen 
nicht erfüllen, trotzdem treibt der Neoliberalismus sein Unwesen bis heute munter weiter. Wie 
kann das sein? „Es reicht nicht aus, ein defektes System zu bekämpfen“, schrieb dazu kürz-
lich der britische Journalist George Monbiot. „Es kommt darauf an, eine schlüssige Alternative 
vorzuschlagen. Die zentrale Aufgabe ist, so etwas wie ein ökonomisches Apollo-Programm zu 
entwickeln, ein bewusster Versuch, eine neues System zu entwerfen, das den Anforderungen des 
21. Jahrhunderts gerecht wird.“ Die ÖDP bemüht sich schon seit Langem darum. Dieses Heft 
zeigt richtungsweisende, aber auch durchaus kontroverse Ansätze.

Viel Spaß beim Lesen, Mitdenken und Diskutieren!
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Umwelt & Gesellschaft  von Ulrich BrehmeÖkolumne  von Ulrich Brehme

Der Brexit
In Großbritannien hat das Volk 
mehrheitlich entschieden, dass 
das Land die EU verlassen soll. In 
Nordirland und Schottland war 
die Mehrheit für den Verbleib in 
der EU. Besonders ältere und arme 
Schichten haben für den Austritt 
gestimmt. Die politische Elite trat 
in diesem Wahlkampf führungslos 
und widersprüchlich auf. Auf der 
Seite der Vertreter für den EU-Aus-
tritt waren Globalisierungsverlierer, 
Radikalliberale (die gegen die Re-
gulierung und Bürokratie aus Brüs-
sel sind) und Extremisten.

Die Globalisierungsverlierer ha-
ben das Vertrauen in den Staat ver-
loren. Die Glaubwürdigkeit der Eli-
ten ist für sie auf allen politischen 
Ebenen zusammengebrochen. Sie 
wollen ein Europa, das Grenzen hat, 
ein Europa das seine wirtschaftli-
chen Interessen verteidigt. Das sind 
nicht nur Milchbauern, die gerade 
brutal nach der Marktlogik aussor-
tiert werden. Das sind Menschen, 
die das Gefühl materieller Sicher-
heit verloren haben. Zu den Globa-
lisierungsverlierern gehören auch 
die Opfer der Globalisierung wegen 
strategischer Fehler in der Indus-
triepolitik, Menschen, die das elitä-
re Bildungssystem und die falsche 
Überwachungspolitik kritisieren. 
Hinzu kommt die Angst vor Wirt-
schaftsflüchtlingen aus EU-Staaten, 
die man nicht zurückweisen kann, 
wenn man am Binnenmarkt teilneh-
men möchte. Großbritannien hat 
2004 – anders als Deutschland und 

Österreich – sofort die Grenzen für 
die neuen EU-Mitglieder aus Mit-
tel- und Osteuropa geöffnet. Heute 
leben dort 850.000 Polen, insgesamt 
3,3  Mio. EU-Einwanderer. Die Zahl 
der Commonwealth-Einwanderer 
stieg seit 2004 von 3,7 auf 5,5  Mio. 

Diese konkurrieren vor allem um 
die Jobs im Niedriglohnsektor.

Die Aushandlung eines weitge-
henden Handelsabkommens zwi-
schen Großbritannien und der EU 
kann bis zu 10 Jahre lang dauern. 
Für ein solches Abkommen wird 
eine einstimmige Mehrheit aller 27 
Mitgliedsstaaten nötig sein. Bis da-
hin besteht für Investoren das Risi-
ko, ihre Produkte nicht frei in den 
EU-Binnenmarkt exportieren zu 
können. Die Folge wird ein starker 
Investitionsrückgang in Großbri-
tannien über viele Jahre sein. Das 
wird auch die Abspaltungstenden-
zen von Nordirland und Schottland 
von England verstärken.

Auf der anderen Seite des Ärmel-
kanals ruft nun der Front National 
noch lauter nach einer Volksabstim-
mung. Ebenso in den Niederlanden, 
in Dänemark, in der Slowakei und 
in Tschechien. Die Polarisierung 
zwischen Pro- und Contra-EU wird 
in Europa weiter zunehmen. Gefah-
ren für die EU entstehen vor allem 
dort, wo es zum Bündnis von Kon-

servativen mit den Anti-Europäern 
kommt.

Die europäische Idee braucht 
wieder mehr Verteidiger. Aus dem 
„Friedensprojekt Europa“ folgte In-
tegrationsschritt auf Integrations-
schritt. Aber neben mangelnden de-
mokratischen Strukturen in der EU 
gibt es viele strittige Themen. Die 
EU muss wieder zu einer Stabili-
tätsunion werden, die nach wettbe-
werblichen Prinzipien organisiert 
ist. Die deflationäre Geldpolitik 
der EZB, die mit negativen Zinsen 
Sparer enteignet, aber die massive 
Regelbrechung einiger Staaten to-
leriert und diese Staaten damit be-

günstigt, zerstört das Vertrauen in 
die Zukunftsfähigkeit der EU. Wie 
lange kann der „Kasino-Kapitalis-
mus“ noch so weitergehen? Wann 
platzt die nächste Blase?

Die Verluste der Finanzindus-
trie werden sozialisiert und das 
Haftungsprinzip ausgehebelt. 75 % 
der Deutschen sind für eine Betei-
ligung des Finanzsektors an Kosten 
der Finanzkrise, 57 % würden die 
Einführung einer Finanztransakti-
onssteuer noch in diesem Jahr be-
fürworten. Bisher war eine Umset-
zung des Gesetzentwurfs dazu aber 
ebenso wenig realisierbar wie mit 
den 19 Ländern der Euro-Gruppe. 
Immer weiter gehen die Versuche 
der EU-Kommission an den Parla-
menten vorbei, Handelsabkommen 
zu beschließen, die die rechtsstaatli-
che Bindung der Wirtschaft aushe-
beln. Immerhin wird jetzt wohl das 
AKW-Projekt in England endgültig 
zusammenbrechen. In der EU fehlt 
auch die glaubwürdige Umsetzung 
eines Strukturwandels hin zu er-
neuerbaren Energien.	            n

Die Polarisierung zwischen Pro- und 
Contra-EU wird in Europa weiter zunehmen. 

EZB rettet Unternehmen durch 
Kauf von Anleihen
Die Europäische Zentralbank kauft nun auch direkt 
Anleihen von Unternehmen. Angeblich will sie auf die-
se Weise dafür sorgen, dass die Anleihezinsen sinken. 
Das könnte aber zur Folge haben, dass faule Kredite 
durch EZB-Anleihen ersetzt werden. Auf diese Wei-
se können Unternehmen saniert werden, bei denen 
eigentlich deren Gläubiger haften müssten. Doch so 
muss am Ende der europäische Steuerzahler die Konse-
quenzen einer verfehlten Unternehmenspolitik tragen.

»  http://tinyurl.com/jg94hlt

Gewaltige Mengen 
Antibiotika in der Tiermast
Das Bundesamt für Verbraucherschutz und Lebens-
mittelsicherheit (BVL) veröffentlicht jährlich Zahlen, 
aus denen hervorgeht, welche Antibiotika-Mengen an 
deutsche Tierärzte abgegeben werden. Demnach wur-
den 2011 insgesamt 1.706 t Antibiotika eingesetzt – fast 
doppelt so viel wie vermutet. Seitdem sinken die Abga-
bemengen jedoch – laut aktuellen Zahlen bis 2014 auf 
1.238 t. Gerade die Behandlung von gesunden Tieren 
mit Antibiotika kann die Entstehung resistenter Bakte-
rien begünstigen. 

»  http://tinyurl.com/h557f4u 

Energiewende für 
Klimaschutz zu langsam
Um die Vorgaben des Pariser Klimaabkommens einzu-
halten, müsste Deutschland erheblich mehr Ökostrom 
produzieren, als bislang geplant. Das zeigt eine neue 
Studie der Berliner Hochschule für Technik und Wirt-

Internationales 
Monsanto-Tribunal in Den Haag
Wie bekannt wurde, will der deutsche Pharma-Kon-
zern Bayer den amerikanischen Biotechnologie-Kon-
zern Monsanto kaufen. Der ist bekannt und gefürch-
tet für seine aggressive Verbreitung von gentechnisch 
verändertem Saatgut und darauf abgestimmten 
Pestiziden – mit verheerenden Folgen für Mensch 
und Natur. Vom 14. bis 16. Oktober 2016 wird ihm 
in Den Haag deshalb „der Prozess gemacht“. Das so-
genannte „Monsanto-Tribunal“ befasst sich mit des-
sen Verbrechen gegen die Umwelt in Form des Öko-
zids, dessen Aufnahme ins internationale Strafrecht 
bereits vorgeschlagen wurde. Unterstützen Sie die 
Initiative mit Ihrer Unterschrift und einer Spende! 

»  www.monsanto-tribunald.org

schaft, die neben dem Stromsektor auch den Energie-
bedarf von Verkehr, Wärmeversorgung und Industrie 
untersuchte. Demnach braucht Deutschland spätestens 
im Jahr 2040 jährlich 1.320 TWh erneuerbaren Strom 
– mehr als doppelt so viel wie heute. Die Wind- und 
Solarenergie muss deshalb 3- bis 6-mal schneller ausge-
baut werden, als von der Bundesregierung geplant. Er-
forderlich ist zudem ein rascher Abschied von fossilen 
Treibstoffen im Verkehrssektor. 

»  http://tinyurl.com/h268pcd

Deutsche Exportkredite 
für Kohlekraftwerke
Die Exportkreditagenturen der USA und Frankreichs 
haben bereits Einschränkungen für die Kohlefinan-
zierung beschlossen, Deutschland und Japan dagegen Fo
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Verfassungsbeschwerde 
gegen CETA
Ein Aktionsbündnis der drei 
Nichtregierungsorganisa-
tionen Campact, Food-
watch und Mehr 
Demokratie initiiert 
eine Bürger-Verfas-
sungsbeschwerde 
gegen das geplante 
Freihandelsabkom-
men CETA zwischen 
der EU und Kanada. Denn es höhlt die demokra-
tischen Rechte der Bürgerinnen und Bürger sowie 
der von diesen gewählten Abgeordneten aus. Nach 
Plänen der EU soll das Abkommen bereits „vorläu-
fig“ in Kraft treten, ohne dass der Deutsche Bun-
destag und die Parlamente der anderen EU-Staaten 
darüber abgestimmt haben. „Die bisherige Recht-
sprechung des Bundesverfassungsgerichts lässt nur 
den Schluss zu, dass völkerrechtliche Verträge eines 
solchen Inhalts nicht mit dem Grundgesetz über-
einstimmen“, sagte Prof. Bernhard Kempen, Direk-
tor des Instituts für Völkerrecht und ausländisches 
öffentliches Recht an der Universität Köln, der das 
Aktionsbündnis als Prozessbevollmächtigter vertritt. 
Unterstützen Sie die Bürgerklage „Nein zu CETA“ 
mit Ihrer Unterschrift!

»  www.ceta-verfassungsbeschwerde.de
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nicht. Derzeit sind Garantien im Umfang von 530 Mio. 
Euro in Bearbeitung. Rund die Hälfte entfällt auf Kro-
atien, der Rest auf Projekte in Kasachstan, Südafrika, 
Griechenland und Russland. Die G7-Staaten haben 
laut einer Studie von Umweltschutzorganisationen 
zwischen 2007 und 2015 mehr als 42 Mrd. Dollar für 

Kohleprojekte bereitgestellt. Am höchsten war der An-
teil von Japan, gefolgt von Deutschland. 

»  http://tinyurl.com/z3duhjv 

Kriege um Erdöl und Erdgas 
statt Energiewende
Jeden Tag verbraucht die Welt 90 Mio. Fass Erdöl: die 
EU 15 Mio. Fass, die USA 20 Mio. Fass. Die Industriena-
tionen sind also hochgradig süchtig nach Erdöl. Zudem 
brauchen sie viel Erdgas. Um sich die knapper werden-
den Ressourcen zu sichern, werden Konflikte geschürt 
und militärische Operationen durchgeführt. Von den 

Regierungen werden die wahren Motive nie genannt, 
stattdessen die öffentliche Meinung massiv manipuliert. 
Wie die Kriegs- und PR-Strategien aussehen, untersucht 
der schweizerische Historiker Daniele Ganser. Sein 
Vortrag, den er auf Einladung der ÖDP München am 
30. Mai 2016 im Leo17 hielt, ist auf YouTube zu sehen.

»  www.youtube.com/watch?v=UmGzQhaiJ9I

EU verschiebt Entscheidung 
über Glyphosat 
Im Juni 2016 lief die EU-weite Genehmigung für das 
Pestizid Glyphosat aus. Nachdem bei einer Probeab-
stimmung Anfang März nicht genügend Stimmen für 
die Wiederzulassung für weitere 15 Jahre zusammen-
kamen, vertagte die EU-Kommission die Entscheidung. 
Deutschland enthielt sich bei den Abstimmungen, da 
sich die SPD dagegen ausgesprochen hatte. Glypho-
sat ist das in Deutschland – 40 % der Ackerfläche! – 
und der Welt am häufigsten eingesetzte Pestizid. Laut 
Krebsforschungsagentur der WHO ist es wahrschein-
lich krebserregend und zerstört die biologische Vielfalt. 
In Argentinien ist in der Provinz Cordoba, der Region 
mit dem höchsten Anteil an gentechnisch veränderten 
Pflanzen und damit auch mit dem intensivsten Einsatz 

von Glyphosat, auch die Zahl der Missbildungen bei 
Neugeborenen am höchsten. 

»  http://tinyurl.com/z2wybqp 

NATO erklärt Cyberspace 
zum Einsatzgebiet
Den Cyberspace künftig als eigenständiges Einsatz-
gebiet zu betrachten, beschlossen die NATO-Vertei-
digungsminister am 14. Juni 2016 bei ihrem Treffen in 
Brüssel. Das bedeutet: Künftig können auch Cyber-

Angriffe den „Bündnisfall“ auslösen. NATO-General-
sekretär Jens Stoltenberg sagte, Angriffe über Datennet-
ze würden künftig wie solche durch Land-, See- oder 
Luftstreitkräfte behandelt.

»  http://tinyurl.com/zwdp5k2

Gerichtsurteil erklärt 
Küken-Töten für rechtens
Das Oberverwaltungsgericht (OVG) in Münster ent-
schied am 20. Mai 2016 über einen Erlass von NRW-
Umweltminister Johannes Remmel (Grüne) aus dem 
Jahr 2013. Der sogenannte „Remmel-Erlass“ sollte das 
systematische Töten von männlichen Küken in den Brü-
tereien stoppen. Doch dies ist laut OVG nicht rechtens. 
Seiner Ansicht nach schafft das Tierschutzgesetz keine 
Ermächtigungsgrundlage für einen solchen Erlass. In 
Deutschland werden jährlich 40 bis 50 Mio. männliche 
Küken der Lege-Rassen gleich nach dem Schlüpfen ge-
tötet, weil sie als wertlos eingeschätzt werden. Sie legen 
keine Eier und eignen sich nicht zur Mast. 

»  http://tinyurl.com/zp2nl9h 

Trump kündigt Ende der 
Klimaschutzpolitik an
Der republikanische US-Präsidentschaftskandidat Do-
nald Trump will so gut wie alle wichtigen klimapoli-
tischen Entscheidungen aufheben, wenn er gewählt 

BITTE PROTESTIEREN !  von Edgar Guhde

Kein neues Tierversuchslabor 
in Freiburg!
An der Freiburger Uniklinik soll ein neues Tierversuchs-
labor mit einer Haltungskapazität von 10.000 Mäusen 
sowie für eine unbekannte Anzahl Frösche und Fische 
entstehen, in dem vorwiegend Forschung an genmani-
pulierten Tieren gemacht werden soll. Der jährliche „Ver-
brauch“ wird bei 470.000 Tieren liegen. Auftraggeber des 
„IMITATE“ (Institute for Disease Modeling and Targeted 
Medicine) ist Baden-Württemberg. Finanziert wird das 
Projekt von Bund und Land, also vom Steuerzahler. Ver-
anschlagt sind unterschiedlichen Quellen zufolge 40 bis 
57 Mio. Euro. Schreiben Sie an das Universitätsbauamt 
und fordern Sie es auf, keine Gelder in Tierversuchlabore 
zu investieren:

Land Baden-Württemberg; Universitätsbauamt Freiburg
Herrn Max Verfondern; Starkenstraße 44; 79104 Freiburg
E-Mail: poststelle.ubafr@vbv.bwl.de

Sehr geehrter Herr Verfondern,

mit Entsetzen habe ich vom geplanten Tierversuchslabor 
IMITATE am Freiburger Uniklinikum erfahren. Unter anderem 
sollen dort Mäuse genmanipuliert werden, vorgeblich, um 
Krankheiten zu simulieren. Tatsächlich jedoch belegen wis-
senschaftliche Studien immer wieder aufs Neue, dass eine 
Übertragung von Ergebnissen aus Tierversuchen auf den 
Menschen ein unkalkulierbares Risiko ist, wie nicht zuletzt die 
Arzneimittelkatastrophe in Frankreich vor wenigen Monaten 
erneut gezeigt hat. 

Ich fordere Sie auf, keine Tierversuchslabore in Auftrag zu 
geben oder zu bauen und stattdessen die Steuermillionen in 
zukunftsweisende tierversuchfreie Forschung zu investieren, 
die kranken Menschen zugutekommt. 

Mit freundlichen Grüßen

würde. „Wir werden all diese Jobs zerstörenden An-
weisungen von Präsident Obama außer Kraft setzen“, 
erklärte er Ende Mai auf einer Öl- und Gaskonferenz in 
North Dakota. Die Ankündigungen machte er bei der 
Vorstellung seines eigenen Energieplans. Er will jegli-
che Beschränkungen bei der Erdgasförderung mittels 
Fracking, bei Offshore-Ölbohrungen sowie bei Öl- und 
Gasproduktion auf bundeseigenem Land aufheben, 
sämtliche US-Finanzierungen für Klimaprogramme 
der Vereinten Nationen beenden und Zusagen der USA 
nach dem Pariser Abkommen zurückziehen.

»  http://tinyurl.com/j3uduem 
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Bücher

Soziale Ungleichheit & Demokratie
Marcel Fratzscher
Verteilungskampf
Warum Deutschland immer 
ungleicher wird
Hanser, März 2016
264 Seiten, 19.99 Euro
978-3-446-44465-2 

Wohlstand für alle – das Motto ge-
hört in Deutschland der Vergangen-
heit an. In kaum einem Industrieland herrscht bei Ein-
kommen und Vermögen eine solch hohe Ungleichheit. 
In kaum einem Industrieland haben es Niedrigverdiener 
schwerer, in höhere Einkommensklassen aufzusteigen. 
Die reichsten zehn Prozent der Bevölkerung besitzen 
fast zwei Drittel des Vermögens. Und diese Ungleichheit 
nimmt stetig zu. Der Autor, Chef des Deutschen Insti-
tuts für Wirtschaftsforschung, erläutert, was die Politik 
tun muss, um die Spaltung unserer Gesellschaft abzu-
wenden.					            (gh)

Handel, Marketing & Konsum
Sina Trinkwalder
fairarscht
Wie Wirtschaft und Handel die 
Kunden für dumm verkaufen
Knaur, April 2016
208 Seiten, 12.99 Euro
978-3-426-78794-6 

Deftig geschrieben, vermittelt das 
Buch neues Wissen über Handel und 
Marketing. Zunächst beschreibt es, wie sich unser Kon-
sumverhalten in den letzten Jahrzehnten geändert hat, 
dann werden Missstände dargestellt – unter anderem: 
wieso in der konventionellen Milchpackung vom Dis-
counter manchmal Biomilch zu finden ist; wie westliche 
Unternehmen von Sicherheitsmaßnahmen für Näher in 
Bangladesch profitieren (letztere jedoch nicht); warum 
„Made in Germany“ nicht bedeuten muss, dass etwas 
fair produziert wurde; welche Konzerne sich hinter 
manch beschaulich wirkenden Biobetrieben verbergen. 
Fazit: Wenn wir eine faire und nachhaltige Wirtschaft 
wollen, dürfen wir keinen Logos, Siegeln oder sonst et-
was vertrauen, sondern müssen unser Gehirn einschal-
ten – und vor allem: weniger konsumieren.                (ub)

Weltbilder, Bewusstsein & Handeln
David C. Korten
Change the Story,  
Change the Future
Weltsichten und ökonomischer Wandel
Phänomen, November 2015
198 Seiten, 19.90 Euro
978-84-943147-4-2
Wir Menschen definierten unser 
Selbstverständnis und unser Han-
deln seit jeher über Geschichten. Die Wirtschaft als 
einflussreichste Kraft unserer Zeit arbeitet mit einer 
eher armseligen Annahme: Wir seien konsumgetriebe-
ne, geldgierige Roboter, die durch Konsum ein wenig 
Ablenkung von unserer Bedeutungslosigkeit erhalten. 
Diese Weltsicht gilt es zu überwinden, zu ersetzen durch 
eine authentischere Erzählung, in der das Wunder, dass 
überhaupt etwas existiert, und die Unbegreifbarkeit des 
Lebens und Bewusstseins im Mittelpunkt stehen.    (gh)

Flucht, Flüchtlinge & Integration
Rupert Neudeck
In uns allen steckt ein Flüchtling
Ein Vermächtnis
C. H. Beck, Juli 2016
176 Seiten, 14.95 Euro
978-3-406-69920-7

Der am 31. Mai 2016 verstorbene Jour-
nalist und vielfach ausgezeichnete Ak-
tivist – unter anderem war er Mitbe-
gründer der Hilfsorganisation „Cap Anamur/Deutsche 
Notärzte“ und Vorsitzender der „Grünhelme“ – blickt 
auf seine umfangreichen und vielfältigen Erfahrungen 
zurück, beschreibt anschaulich, was es für Menschen 
bedeutet, auf der Flucht zu sein, und geht der Frage 
nach, unter welchen Voraussetzungen die Integration 
der nach Deutschland kommenden Flüchtlinge gelin-
gen kann. Er ist dabei Idealist und Realist zugleich.  (gh)

Stellvertreterkriege, Geld & Drogen 
Alfred W. McCoy 
Die CIA und das Heroin
Weltpolitik durch Drogenhandel
Westend, März 2016
688 Seiten, 24.00 Euro
978-3-86489-134-2 

Bei seinen Recherchen befragte der 
Autor zahlreiche Politiker, Militärs, 

Geheimdienstler und Drogenbarone. Dabei zeigte sich: 
Mit Drogenherstellern und -händlern Politik zu betrei-
ben, gehört seit 50 Jahren zur Strategie der CIA. Ganz 
gleich, ob in Südostasien, am Hindukusch, im Nahen 
Osten oder in Südamerika, ob in den 1960er-Jahren 
oder in der Gegenwart: Die Geschehnisse laufen stets 
nach einem ähnlichen Muster ab, lediglich das Feind-
bild ändert sich. 				            (gh)

Lobbyismus, Politik & Medien
Björn Wendt,  
Marcus B. Klöckner u. a. (Hrsg.)
Wie Eliten Macht organisieren
Bilderberg & Co.: Lobbying,  
Think Tanks und Mediennetzwerke
VSA, April 2016
256 Seiten, 19.80 Euro
978-3-89965-696-1

Wer sind die wirklich Mächtigen 
in unserer Gesellschaft? Wie organisieren sie sich? 
Welchen Einfluss üben sie tatsächlich aus? Und wie? 
Komplexe Fragen, komplexe Antworten. Neben einem 
Überblick über den Stand der Eliten- und Machtstruk-
turforschung behandelt das Buch den Einfluss von 
Lobbyorganisationen auf Politik und Medienbericht-
erstattung. Auch die sogenannte „Bilderberg-Gruppe“ 
– ein Netzwerk aus 140 Entscheidungsträgern aus Po-
litik, Wirtschaft und Medien, das sich jedes Jahr trifft 
und hinter verschlossenen Türen debattiert – wird dar- 
gestellt, steht aber nicht im Zentrum der Betrachtun-
gen. 					              (gh)

Erstaufnahme & Einwandererviertel
Peter Cachola Schmal,  
Oliver Elser,  
Anna Scheuermann (Hrsg.)
Making Heimat. Germany,  
Arrival Country
Hatje Cantz, Juni 2016 
288 Seiten, 9.80 Euro
978-3-7757-4141-5 

Der Katalog zur Ausstellung im 
Deutschen Pavillon auf der diesjährigen Architektur-
biennale in Venedig geht vor allem der Frage nach, was 
mit den Flüchtlingen, die bei uns bleiben, mittel- und 
langfristig geschehen soll, wie sich die Neuankömmlin-
ge am besten in unsere Gesellschaft integrieren lassen. 
Die vom kanadischen Journalisten Doug Saunders in 

seinem Buch „Arrival City“ veröffentlichten Analysen 
und Thesen wurden auf Deutschland übertragen und 
Stadtteile mit hohem Ausländeranteil untersucht. Dabei 
zeigt sich, dass viele als „Ghettos“ verunglimpfte Ge-
genden durchaus positive Eigenschaften haben – oder 
zumindest haben könnten. 		                          (gh)

Geostrategie & Bürgerkriegsarmeen
Tim Anderson
Der schmutzige Krieg gegen Syrien
Washington, Regime Change,  
Widerstand
Liepsen, Juni 2016 
280 Seiten, 15.00 Euro
978-3-9812703-9-6 

Schwer durchschaubar ist der Bür-
gerkrieg in Syrien. Kritiker halten 
den USA vor, sie hätten die Lage falsch eingeschätzt, 
deshalb falsch gehandelt. Dem widerspricht der austra-
lische Soziologe. Seiner Auffassung nach ist die aktuelle 
Situation das gewollte Ergebnis der geostrategischen 
Konzeption eines „Neuen Mittleren Ostens“. Zwar 
treten die USA in diesem Konflikt als Akteure nur am 
Rande in Erscheinung, haben aber durch Stellvertreter-
armeen systematisch die gewachsenen Strukturen Syri-
ens zerschlagen lassen. Das Ziel ist ein Regime Change, 
vielleicht sogar die Schaffung neuer Mini-Staaten.    (gh)

Digitalisierung & Demokratieabbau
Harald Welzer
Die smarte Diktatur
Der Angriff auf unsere Freiheit
S. Fischer, April 2016
320 Seiten, 18.99 Euro
978-3-10-403686-1 

Der Soziologe und Sozialpsycholo-
ge liefert eine bestechende Analyse 
der aktuellen gesellschaftlichen 
Entwicklung. Seine Hauptthese: 
Die Digitalisierung ist eine wesentliche Triebkraft zu 
Hyperkonsum, Ressourcenverschwendung und Klima-
katastrophe, ein Katalysator auf dem Weg in den smar-
ten Totalitarismus. Unsere parlamentarische Demo-
kratie verwandelt sich schleichend in eine Diktatur, in 
der Autonomie und Freiheit mithilfe digitaler Medien 
aufgehoben sind und staatliche Ordnung dem Diktat 
weniger Konzerne weicht. Widerstand ist jedoch durch-
aus möglich. 				           (ph)
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Theorie und Wirklichkeit

„Woran sich Wirtschaftspolitik 
orientiert, ist recht willkürlich“

Einer der großen Vordenker der ökologisch-sozialen Marktwirtschaft zeigt in seinem neuen Buch, 
wie eindimensional die heutige Wirtschaftstheorie und -politik denkt und agiert. Um den 
großen Herausforderungen der Gegenwart gerecht zu werden, darf sie nicht länger nur um sich 
selbst kreisen, sondern muss ihren beschränkten Tunnelblick öffnen und die ganze 
Wirklichkeit wahrnehmen. 

Interview mit Prof. Dr. Hans Christoph Binswanger

ÖkologiePolitik: Herr Prof. Bins-
wanger, wir kennen Sie als brillanten 
Wirtschaftswissenschaftler und Vor-
denker der ökologischen Steuerre-
form. Ihr neues Buch ist verblüffend 
„unwissenschaftlich“. Es reflektiert 
über Texte des Alten und Neuen Tes-
taments, über Werke Goethes und 
anderer Dichter, über Poesie und 
Träume. Warum?

Prof. Dr. Hans C. Binswanger: In 
meinem Buch „Die Wachstumsspi-
rale“, das 2006 erschien, habe ich 
eine neue ökonomische Theorie vor-

gelegt, die rein fachwissenschaftlich 
konzipiert ist. Um die Wirtschaft 
in ihrer ganzen Wirklichkeit und 
Wirksamkeit zu verstehen, muss 
man aber die fachwissenschaftli-
chen Grenzen überschreiten und 
auch Erkenntnisse einbeziehen, die 
aus sogenannten „unwissenschaft-
lichen Quellen“ stammen, wie etwa 
aus der Bibel oder der Literatur. Da-
mit habe ich mich in meinem neuen 
Buch beschäftigt. Es ist erstaunlich, 
wie erhellend diese Erkenntnisse 
für die Erfassung ökonomischer 
Zusammenhänge sein können!

Ihr Onkel ist der bekannte Psy-
chiater Ludwig Binswanger, der Be-
gründer der Daseinsanalyse. Wel-
chen Einfluss hatte er auf Sie und Ihr 
Denken?

Ich habe die meisten Bücher 
meines Onkels gelesen, insbeson-

dium der Ökonomie entschieden 
zu haben.

Die heutige Wirtschaftspolitik ist 
teilweise ziemlich irrational. Woher 
kommt das?

Leider ist die konventionelle 
Wirtschaftstheorie, wie sie heute 
an den Universitäten gelehrt wird, 
nicht in der Lage, die Wirtschaft 
in ihrer aktuellen Wirklichkeit zu-
sammenhängend zu erklären. Sie 
bildet daher auch keine Grundlage 
für eine Wirtschaftspolitik, die in 
sich logisch kohärent sein könnte. 
Woran sich die Wirtschaftspolitik 
orientiert, ist daher recht willkür-
lich und erscheint somit oft auch 
als irrational.

Welche „Therapie“ braucht die 
heutige Wirtschaftswissenschaft, um 

eine taugliche Basis für die Wirt-
schaftspolitik zu sein?  

Die konventionelle Wirtschafts-
theorie baut auf einem Modell auf – 
es handelt sich um das sogenannte 
„Modell des allgemeinen Gleichge-
wichts“ –, in dem weder Geld noch 
Energie vorkommen, obwohl diese 
die tragenden Grundlagen der heu-
tigen Wirtschaft sind. Um die öko-
nomische Theorie praxistauglich zu 
machen, müssen Geld und Energie 
in sie eingebaut werden. Dies be-
deutet eine Überwindung des stati-
schen Konzepts des Gleichgewichts 
und eine Hinwendung zu einer 
Konzeption der dynamischen Ent-
wicklung, denn Geld und Energie 
sind ökonomisch nur in ihrer Dyna-
mik erfassbar. In meinem eingangs 
erwähnten Buch „Die Wachstums-
spirale“ habe ich versucht, einen 
Beitrag zu einer solchen Neuorien-
tierung der Ökonomie zu leisten.

Brauchen wir denn überhaupt 
Wachstum?

In meinen Überlegungen kom-
me ich zum Schluss, dass es ein 
gewisses Wachstum braucht, um 
die Marktwirtschaft – für deren 
Aufrechterhaltung ich plädiere! – 

zu erhalten. Es braucht aber kein 
beliebig hohes, sondern nur ein mä-
ßiges Wachstum. In meinem Buch 
„Die Wachstumsspirale“ habe ich 
berechnet, dass ein Wachstum im 
globalen (!) Durchschnitt von 1,8 % 
statt wie heute 4 bis 5 % genügen 
würde.

Was sind die wichtigsten Maß-
nahmen, damit die Wirtschaft wieder 
dem Gemeinwohl dient?

Erstens gilt es, durch instituti-
onelle Reformen den Zwang und 

Drang zum Wachstum zu minimie-
ren. Dabei geht es vor allem um Re-
formen im Bereich des Geldsystems 
und der Unternehmensverfassun-
gen, insbesondere der Aktiengesell-
schaften, die in der gegenwärtigen 
Form einseitig auf Wachstum aus-
gerichtet sind. Zweitens müssen 
Bereiche der Wirtschaft, die außer-

halb der Marktwirtschaft stehen 
und auf Kooperation setzen, stärker 
ausgebaut werden. Drittens müssen 
zusätzliche Maßnahmen sowohl 
im sozialen wie im ökologischen 
Bereich, wie beispielsweise die öko-
logische Steuerreform, ergriffen 
werden. Die Realisierung solcher 
Reformen setzt ein entsprechendes 
Umdenken voraus. Dazu soll auch 
mein neues Buch dienen. 

Herr Prof. Binswanger, herzlichen 
Dank für das interessante Gespräch. n

„Es gilt, durch institutionelle Reformen den Zwang 
und Drang zum Wachstum zu minimieren.“

„Leider ist die konventionelle Wirtschaftstheorie 
nicht in der Lage, die Wirtschaft in ihrer aktuellen 

Wirklichkeit zusammenhängend zu erklären.“

BUCHTIPPS

Hans C. Binswanger
Die Wirklichkeit als 
Herausforderung
Grenzgänge eines 
Ökonomen
Murmann, Februar 2016 
150 Seiten, 20.00 Euro 
978-3-86774-538-3 

Hans C. Binswanger
Die Wachstumsspirale
Geld, Energie und 
Imagination in der Dyna-
mik des Marktprozesses
Metropolis, 2006/4. 
Auflage Januar 2013
432 Seiten, 26.00 Euro
978-3-89518-956-2 

Prof. Dr. Hans Christoph Binswanger, 
Jahrgang 1929, lehrte von 1969 bis zu sei-
ner Emeritierung 1994 Volkswirtschafts-
lehre an der Universität St. Gallen. Zu 
seinen Arbeits- und Forschungsschwer-
punkten zählen Umwelt- und Ressourcen- 
ökonomie, Geldtheorie, Geschichte der 
Wirtschaftstheorie und Europäische Inte-
gration. Sein Hauptinteresse gilt seit den 
1960er-Jahren dem Zusammenhang von 
Ökonomie und Ökologie. Er entwickelte 
die Idee einer ökologischen Steuerreform 
und gilt als profilierter nicht-marxisti-
scher Geld- und Wachstumskritiker.

www.alexandria.unisg.ch/persons/930

dere auch sein Hauptwerk, in der 
er seine Theorie der „Daseinsana-
lyse“ darlegt. Einen direkten Bezug 
von seinen zu meinen Überlegun-

gen gibt es allerdings nicht. Er ist 
aber vorbildlich für mich gewesen 
bezüglich des umfassenden Einbe-
zugs der Literatur in seine wissen-
schaftlichen Überlegungen. 

In Ihrer Familie gibt es ja gleich 
einige Psychiater. Warum haben Sie 
selbst sich der Wirtschaftwissen-
schaft zugewandt? 

Als ich mich im letzten Jahr 
meiner Schulzeit für ein Studium 
entscheiden musste – es war am 
Ende der Nachkriegszeit –, wurde 
mir deutlich, dass in der Zukunft 
vor allem die wirtschaftliche Ent-
wicklung prägend sein würde und 
daher ein genaueres Verständnis der 
wirtschaftlichen Zusammenhän-
ge wichtig sei, um für die Zukunft 
gewappnet zu sein. Ich habe mich 
nicht darin getäuscht und daher 
auch nie bereut, mich für das Stu-

ONLINETIPPS

Interview mit Hans Christoph 
Binswanger
„Eine sanfte Landung ist schwie- 
rig, aber nicht unmöglich“
Stuttgarter Zeitung, 26.03.2016
http://tinyurl.com/grt8ow5 

Interview mit Hans Christoph 
Binswanger
„Aktiengesellschaften sind ja 
nicht gottgegeben“
Beobachter, 25.02.2013
http://tinyurl.com/hco4c4q 

Hans Christoph Binswanger
Wachstum braucht Geld,  
Energie und Imagination
FAZ, 09.01.2013
http://tinyurl.com/az3zf2h 
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weitergibt. Das ist zwar von vorn-
herein die Kapitulation vor der 
wissenschaftlichen Aufgabe, die da 
heißt, alles zu bestreiten und nichts 
nachzuplappern, weil es andere 
schon vorgeplappert haben. In die-
sem Fall ist das besonders schlimm, 
weil es eine übergroße Evidenz ein-
schließlich der deutschen aus dem 
letzten Jahr gibt, die zeigt, dass der 
Zusammenhang so einfach niemals 
sein kann. Aber er weiß insgeheim, 
dass er aus allen „relevanten“ Zir-
keln ausgeschlossen ist, wenn er 
hier auch nur den Anschein er-
weckt, es könne am Kern des Glau-
bens einen Zweifel geben.

Das politisch vorgegebene Tabu 
bei den Unternehmenssteuern 
macht er selbstverständlich mit, 
weil er weiß, dass man hier auf be-
sonders vermintes Gelände trifft. 
Ein falsches Wort hier und man 
wird von den deutschen Industrie- 
und Arbeitgeberverbänden geäch-
tet, was bei deren Omnipotenz für 
einen Institutspräsidenten bedeu-
tet, aus vielen Kreisen ausgeschlos-
sen zu werden, bei denen man ei-
gentlich dabei sein muss.

Meinungsmache

Der neue ifo-Präsident: 
alle Vorurteile dieser Welt

Die Aussagen der führenden deutschen Wirtschaftswissenschaftler klingen ziemlich ähnlich. 
Das liegt vor allem daran, dass von ihnen abweichende Meinungen nicht toleriert werden.  
Wer an Universitäten Karriere machen möchte, muss die dortigen Meinungsführer davon 
überzeugen, dass er ihre zentralen Überzeugungen teilt und in keiner Weise anzweifelt. 

von Prof. Dr. Heiner Flassbeck 

Der neue Präsident des ifo-
Instituts, Clemens Fuest, 
sagte im Interview mit der 

Süddeutschen Zeitung: „Mehr 
Mindestlohn, mehr Arbeitslosig-
keit!“ Und auf die Nachfrage, dass 
das umstritten sei: „Nicht wirklich. 
Die Grundaussage kann man nicht 
ernsthaft bestreiten.“ Zu Unterneh-
menssteuern: „Höhere Unterneh-
menssteuern oder Netto-Vermö-
gensteuern kosten Arbeitsplätze.“ 
Wieder muss man die Frage stellen, 
die uns so oft gestellt wird: Kann 
das bloß Ignoranz oder Unwissen 
sein? Viele werden sicher zu dem 
Urteil kommen, dass hier schlicht 
ein Lobbyist zum Präsidenten ei-
nes Instituts bestellt wurde, der das 
exekutiert, was ihm die deutsche 
Industrie einflüstert. Das mag sein, 
aber es hilft nicht weiter, wenn man 
dabei stehen bleibt.

Fuest ist der typische Fall eines 
in Deutschland in den einschlä-
gigen konservativen Institutionen 
ausgebildeten Ökonomen. Er ist 
zudem Finanzwissenschaftler, was 
schwer wiegt, weil in diesem Fach 
in Deutschland traditionell eine 
Ausbildung vorherrscht, die eher 
zur Ausübung eines Buchhalterjobs 
qualifiziert als eines Gesellschafts-
wissenschaftlers. Man kann in die-

sem Fach (und in vielen anderen 
zumal) nur Karriere machen, wenn 
man in allen Fragen, von denen 
man nichts versteht, den Main-
stream nachplappert. Sich einmal 
mit Hans-Werner Sinn in der Frage 
anlegen, ob es den neoklassischen 
Arbeitsmarkt wirklich gibt, kann 

die gesamte Karriere kosten. Einmal 
einwenden, es könne auch Nachfra-
geprobleme geben, schon steht man 
als Keynesianer auf dem Index und 
ist quasi erledigt.

Abschottung der 
deutschen Universitäten

Das klingt übertrieben, ist es aber 
nicht. Früher gab es einen einzigen 
Weg, wie man als kritischer Öko-
nom in Deutschland volkswirt-
schaftlich arbeiten konnte, das war 
der Weg über das Deutsche Institut 
für Wirtschaftsforschung (DIW). 
Auch der ist heute praktisch nicht 
mehr vorhanden. Die deutschen 
Universitäten haben sich schon vor 
mehr als zwanzig Jahren total ab-

geschottet und die Meinungsführer 
haben sich quasi abgesprochen, kei-
nen „Andersdenkenden“ mehr auf 
einen Universitäts-Lehrstuhl zu las-
sen – nur an einigen Fachhochschu-
len „dürfen“ auch weiterhin einige 
kritische Geister lehren. Man wollte 
endlich diese Keynesianer loswer-

den und in Deutschland die „rei-
ne Lehre“ der Neoklassik und der 
Ordnungspolitik predigen. Wichtige 
Institutionen für solche Absprachen 
sind schon immer der „Verein für 
Socialpolitik“ und die wissenschaft-
lichen Beiräte beim Wirtschafts- 
und beim Finanzminister gewesen.

Wenn man genau hinhört, kann 
man spüren, was da passiert. Man 
kann nach Fuests Aussage den ein-
fachen Zusammenhang zwischen 
Mindestlohn und Arbeitslosigkeit 
nicht einmal ernsthaft bestreiten. 
Das ist absolut lächerlich, aber das 
ist genau der Ton, den dieser Mann 
sein ganzes Leben lang gehört hat 
und den er jetzt, wo er eine gewisse 
Position erreicht hat – nach unten – 

Anpassung ist  
Voraussetzung für Karriere
Wenn mich heute ein hochbegabter 
junger Volkswirt, der akademisch 
arbeiten will, fragt, wie er sich profi-
lieren soll, um kritische Ökonomik 
zu machen, muss ich ihm sagen, 
dass er seinen kritischen Geist für 
zehn bis fünfzehn Jahre in einen 
Tresor einschließen soll, um ihn 
genau dann wieder herauszuholen, 
wenn er akademische Karriere ge-
macht hat. Ob das aber überhaupt 
möglich ist, muss man bezweifeln, 
weil man kaum über so lange Zeit 
den üblichen Kram mitmachen 
kann, ohne seinen Geist so dauer-
haft in Richtung Mainstream zu 
verbiegen, dass man den Weg zu-
rück nicht mehr findet.

Der Skandal heißt folglich nicht 
„Clemens Fuest“. Er ist nur einer 
von vielen, die fast beliebig aus-
tauschbar sind und von denen jeder 
Einzelne belanglos ist. Der eigent-
liche Skandal heißt „Selbstverwal-
tung einer Wissenschaft, die sich 
zur Religionsgemeinschaft entwi-
ckelt hat“ – ohne fürchten zu müs-
sen, dass sie irgendwann enttarnt 

Die Meinungsführer haben sich quasi 
abgesprochen, keinen „Andersdenkenden“ mehr auf 

einen Universitäts-Lehrstuhl zu lassen.

Heiner Flassbeck,  
Costas Lapavitsas
Nur Deutschland 
kann den Euro retten
Der letzte Akt beginnt
Westend, Februar 2015
192 Seiten, 14.99 Euro
978-3-86489-096-3 

Heiner Flassbeck
66 starke Thesen 
zum Euro, zur 
Wirtschaftspolitik 
und zum 
deutschen Wesen 
Westend, April 2014
224 Seiten, 14.99 Euro
978-3-86489-055-0 

Prof. Dr. Heiner 
Flassbeck, Jahrgang 
1950, Wirtschafts-
wissenschafter, war 
von 1998 bis 1999 
Staatssekretär im Bun-
desfinanzministerium 
und von 2003 bis 2012 Chef-Volkswirt 
der UN-Organisation für Welthandel 
und Entwicklung (UNCTAD). Neben 
zahlreichen Artikeln und Büchern 
gab er seit 2013 die Internetplattform 
„Flassbeck-Economics“ heraus, die im 
Juni 2016 von der Internetplattform 
„Makroskop – Kritische Analysen zu 
Politik und Wirtschaft“ abgelöst wurde. 

www.markroskop.eu

Der alte und der neue Präsident des ifo-Instituts: Prof. Dr. Dr. h.c. Hans-Werner Sinn (links) 
und Prof. Dr. Clemens Fuest (rechts)
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wird, weil die Aufsichtsbehörden in 
der Politik (also die Bildungsminis-
terien vor allem) das absurde Spiel 
niemals infrage stellen würden.     n

Dieser Artikel erschien im April 2016 erst- 
mals auf der Internetplattform „Flass-
beck-Economics“ und wurde für die 
Zweitveröffentlichung in der Ökologie-
Politik leicht überarbeitet. 
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Steuersystem

Sozial und ökologisch wahre 
Preise steigern das Gemeinwohl 

Der demografische Wandel wirkt sich tief greifend auf die Sozialsysteme aus, das Bildungs- und 
Gesundheitswesen brauchen große Investitionen, Energiewende und Verkehrsinfrastruktur 
auch. Wie lässt sich das finanzieren? Ohne Ausgabenkürzungen oder Einnahmenerhöhungen 
wird es nicht gehen. Eine Chance, unser Steuersystem ökologischer und sozialer auszurichten! 

von Björn Klusmann 

F lüge von Berlin nach Köln 
werden heute für absurde 9,99 
Euro angeboten – ein Preis, 

wie er nur zum Nachteil von Ar-
beitnehmern, Steuerzahlern und 
Umwelt entstehen kann. Ein Preis, 
der den Konsumenten nur eines si-
gnalisiert: immer mehr, immer wei-
ter – aber immer auf Kosten der an-
deren. Diese Preispolitik wird durch 
eine verzerrte deutsche Steuer- und 
Subventionspolitik erst ermöglicht. 
Der Staat begünstigt unsoziales und 
umweltschädliches Verhalten, ver-
zichtet auf Milliardeneinnahmen 
und gewährt sogar mehr als 50 Mrd. 
Euro umweltschädlicher Subven-
tionen pro Jahr. Und das, obwohl 
schon heute klar ist: In Anbetracht 
der vielen Herausforderungen wird 
es in absehbarer Zeit ohne deutliche 
Ausgabenkürzungen oder Einnah-
menerhöhungen nicht weitergehen. 
Spätestens an dieser Stelle schrillt 
bei manchen die Alarmglocke: Die 
ökonomische Wettbewerbsfähigkeit 
wird bedroht. Doch mit „immer 
mehr, immer weiter“ kann es nicht 
vorwärtsgehen – die Ressourcen 
unserer Erde sind endlich.

Dabei schließen sich Wettbe-
werbsfähigkeit und ökologische 
Zukunftsfähigkeit gar nicht aus. 
Eine Steuer- und Finanzreform 

kann konkrete Antworten auf die 
Frage liefern, wie wir in Zukunft 
wirtschaften, ohne unsere Lebens-
grundlagen zu zerstören. Sozial und 
ökologisch wahre Preise sorgen für 
effektiven Umweltschutz und ma-
chen Unternehmen fit für künftige 

Herausforderungen – denn effizien-
tes Wirtschaften wird sich immer 
durchsetzen. Höchste Zeit, sich der 
Erfahrungen mit der Ökologischen 
Steuerreform zu besinnen und ei-
nen neuen Anlauf für ökologisch 
wahre Preise zu nehmen.

Preisanreize besitzen großes 
Potenzial

Bereits in den 1990er-Jahren setzte 
sich die Erkenntnis durch, dass in 
einer Marktwirtschaft falsche An-
reize gegeben werden, wenn Energie 
und Rohstoffe zu billig sind. „Kilo-
wattstunden arbeitslos machen, 
nicht Menschen“ – damit brachte 
das FÖS-Gründungsmitglied Ernst 
Ulrich von Weizsäcker die Idee der 
Ökosteuer-Reform auf den Punkt. 

Am 1. April 1999 trat die Ökologi-
sche Steuerreform in Kraft: Wäh-
rend die Steuersätze auf Mineralöl, 
Heizöl und Erdgas schrittweise an-
stiegen und für eine Kilowattstunde 
Strom 2 Pfennige (inzwischen 2,05 
Cent) mehr zu bezahlen waren, 

konnten die Rentenversicherungs-
beiträge und somit die Lohnneben-
kosten um 1,7 % niedriger gehalten 
werden, die Sozialversicherungsbei-
träge gegen den Trend sogar stabili-
siert und gesenkt. 

Mehrere Studien wiesen nach, 
dass die Ökosteuer als Innovati-
onsantrieb wirkt und zu 250.000 
zusätzlichen Arbeitsplätzen führ-
te. Zudem sind die CO2-Emissi-
onen bis zum Jahr 2010 durch die 
Ökosteuer-Reform um bis zu 3 % 
zurückgegangen. Seit der letzten 
Ökosteuer-Stufe 2003 ist nichts 
mehr passiert – allein die Inflation 
sorgt seitdem dafür, dass Umwelt-
verschmutzung immer geringer be-
steuert wird und der Staatshaushalt 
real über 40 Mrd. Euro verloren 

hat. Auch an anderen Stellen ist der 
Bedarf unübersehbar: Heizstoffe 
werden in Deutschland weit unter 
dem EU-Durchschnitt besteuert, 
Kraftstoff wie Diesel profitiert zu 
Unrecht von einem Steuervor-

teil. Mit diesen Zusatzeinnahmen 
könnte der Staat zukunftsweisend 
in soziale und ökologische Zwecke 
investieren oder die Steuerzahler an 
anderer Stelle entlasten.

Eigennutz und Gemeinwohl 
gemeinsam denken

Was ist also zu tun? Der Staat muss 
sein Steuersystem mit den sozialen, 
ökonomischen und ökologischen 
Zielen in Einklang bringen. Die Po-
litik muss verlässliche Leitplanken 
setzen, damit gesellschaftsschädli-
che Fehlentwicklungen gar nicht 
erst auftreten. Gleichzeitig muss 
der Staat innovativen Unternehmen 
ermöglichen, nachhaltige Produkte 
und Dienstleistungen anzubieten, 
die zur Lösung der beschriebenen 
Probleme beitragen können. Der 
entscheidende Hebel dafür ist in 
einer Marktwirtschaft der Preis 
– dieser kann dafür sorgen, dass 
Eigennutz und Gemeinwohl sich 
keineswegs ausschließen müssen 
und sich zukünftig nicht ausschlie-
ßen dürfen. Die komfortable Haus-
haltslage erlaubt es der Bundes-
regierung, endlich grundsätzliche 
steuerpolitische Notwendigkeiten 
anzugehen. Die Zeit ist reif für eine 
nachhaltige Umschichtung aktuel-
ler Steuern. 

Es geht dabei nicht darum, Bür-
ger und Wirtschaft zu belasten oder 
noch mehr Steuern einzunehmen. 
Mit den neuen Mitteln könnten 

stattdessen die Lohnnebenkos-
ten gesenkt, von den Maßnahmen 
betroffene Akteure entlastet oder 
der Übergang der entsprechenden 
Sektoren, zu mehr Energieeffizienz 
oder einem besseren ÖPNV, erleich-

tert werden. Es darf nicht länger 
finanziell bestraft werden, wer sich 
umweltfreundlich verhält. Wann 
sollte der Schritt zu einer zukunfts-
fähigen Steuerreform vollzogen 
werden, wenn nicht gerade jetzt?

Umweltsteuern machen Staat 
handlungsfähig

Es ist klar, dass wir unseren Res-
sourcenverbrauch drosseln müssen. 
Immerhin hatten dies alle Parteien 
im Abschlussbericht der Enquete-
Kommission „Wachstum, Wohl-
stand, Lebensqualität“ anerkannt – 
nur keine Konsequenzen gezogen 
und konkrete Maßnahmen vorge-
schlagen. 

Abseits der strittigen Frage, ob 
die Wirtschaft auch weiterhin in-
nerhalb der planetaren Grenzen 
wachsen kann oder ob Wachstum 
aufhören muss, damit die Umwelt-
zerstörung nicht weiter zunimmt, 
adressiert ein ökologischer Umbau 
Wachstumszwänge im System, die 
uns künftig vor Herausforderungen 
stellen. Der Abbau von Arbeitslosig-
keit, die Sicherung der Renten und 
die Reduzierung des Staatsdefizits 
sind wichtige gesellschaftliche He-
rausforderungen, welche dazu füh-
ren, dass Wachstum in der Politik 
heute immer noch als Königsweg 
gilt, um diese Ziele zu erreichen. 
Die Mehreinnahmen aus Umwelt-
steuern eröffnen dem Staat dagegen 
eine Reihe von Verwendungsmög-

lichkeiten. Es ist an der Zeit, dieses 
Instrument wiederzubeleben, mit 
dem Deutschland gute Erfahrun-
gen gesammelt hat. So lassen sich 
ökologische Fortschritte mit einer 
Verbesserung der Beschäftigungs-
lage bei größtmöglichen Freiheiten 
des Einzelnen erzielen.      	            n

Die Politik muss verlässliche Leitplanken setzen, 
damit gesellschaftsschädliche  

Fehlentwicklungen gar nicht erst auftreten. 

Es darf nicht länger finanziell bestraft werden, 
wer sich umweltfreundlich verhält. 
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Soziale Ungleichheit

Ein Wirtschaftssystem 
für die Superreichen

Im Jahr 2015 besaßen die reichsten 62 Personen dieser Welt so 
viel Vermögen wie die ärmere Hälfte der Weltbevölkerung.  
Ein Jahr zuvor waren es noch 80 Personen. Die Konzentration  
des Reichtums nimmt also rasant zu. Ursachen dafür gibt es 
mehrere. Eine wichtige Ursache: Große Konzerne und  
Kapitalbesitzer nutzen die Globalisierung geschickt, um 
Steuern zu sparen. 

von Dr. Jörg Nowak 

Der Anteil des Nationalein-
kommens, der an Arbeiter/ 
-innen und Angestellte geht, 

ist seit 1980 in fast allen Ländern 
zurückgegangen. Der Lohnzuwachs 
ist global gesehen immer geringer, 
während die Kapitalrenditen stei-
gen. Kapitalbesitzer/-innen konnten 
ihr Vermögen durch Zinseinnah-
men und Dividenden vermehren – 
oft mit Wachstumsraten, die über 
denen des Bruttonationaleinkom-
mens liegen. 

Obwohl die Ausdehnung der 
Produktion von Waren und Dienst-
leistungen auf den gesamten Globus 
den Wohlstand enorm gesteigert 
hat, sind immer mehr Menschen 
vom Zugriff auf diesen Wohlstand 
ausgeschlossen. Denn durch den 
technologischen Fortschritt werden 
immer weniger Arbeitsstunden für 
die Bereitstellung von Gütern und 
Dienstleistungen benötigt, weshalb 
die Unternehmen weniger Arbeits-
kräfte brauchen. Statt den Arbeits-
tag für alle zu verkürzen, passiert 
genau das Gegenteil: Es werden 
insgesamt weniger Arbeitskräfte be-
schäftigt, anstatt die Arbeit gleich-
mäßig zu verteilen. 

Mit dem höheren Kapitaleinsatz 
in der Produktion im Zuge des Ein-
satzes von Hochtechnologie sinken 
die Profitraten der Unternehmen, 
also das Verhältnis von eingesetz-
tem Kapital und Profit. Profit ent-

steht nur durch die Ausbeutung von 
Mehrarbeit. Je höher der Anteil der 
Ausgaben für Maschinerie und je 
geringer der Anteil von Mehrarbeit, 
desto stärker sinken die Profitraten. 
In den G7-Staaten sinken die Pro-
fitraten stetig seit Ende der 1980er-
Jahre, in den vier BRIC-Staaten 
(Brasilien, Russland, Indien, China) 
seit 2005. 

Um die Profitraten zu stabilisie-
ren, treffen die Unternehmen Maß-
nahmen, die auf Kosten der großen 
Mehrheit gehen: Der Arbeitstag 
wird verlängert, Löhne werden 
durch Informalisierung und Out-
sourcing gesenkt – und es werden 
im großen Stil Steuern vermieden. 

Multinationale Konzerne nutzen 
die Manipulation von Transferprei-
sen und die Existenz von Steueroa-
sen, um ihre Steuerzahlungen zu 
minimieren.

Steuervermeidung belastet 
Gemeinwohl

Eine konsequente Bekämpfung der 
Möglichkeiten zur Steuervermei-
dung würde Staaten höhere Mit-
tel zur Verfügung stellen, die für 
einen Ausbau öffentlicher Dienste 
genutzt werden könnten. Durch die 
Steuervermeidung multinationaler 
Konzerne verlieren die Staaten im 
Globalen Süden jedes Jahr 100 Mrd. 
US-Dollar an Steuereinnahmen. Die 
Summe an Geldern, die in Steueroa-
sen geparkt werden, steigt weiterhin 
an: Im Jahr 2014 waren sie viermal 
so hoch wie im Jahr 2001. Allein 
reiche Einzelpersonen haben 7,6 
Billionen US-Dollar in Steueroasen 
angelegt. Dabei spielen Finanz-

unternehmen eine Schlüsselrolle: 
72 % des Vermögens in Steueroasen 
wird von 50 Banken verwaltet.

Jedoch sind nicht nur Unter-
nehmen und reiche Einzelpersonen 
am System der Steuervermeidung 
beteiligt: Viele Regierungen beteili-
gen sich am Steuerwettbewerb und 
locken Unternehmen mit speziellen 
Vergünstigungen an. Im Luxleaks-
Skandal wurde öffentlich, dass 
zahlreiche Konzerne in Luxemburg 
nur 2 % Steuern oder sogar noch 
weniger gezahlt haben. Die Whist-
leblower, die dieses System aufge-
deckt haben, wurden im Juni 2016 
vor Gericht verurteilt – nicht jedoch 
der damalige Premierminister von 

Luxemburg und heutige Präsident 
der EU-Kommission Jean-Claude 
Juncker, zu dessen Regierungszeit 
dieses System in Luxemburg einge-
führt wurde. 

Maßnahmen gegen  
Steuervermeidung

Die Steuervermeidung von Unter-
nehmen ist eine wichtige Ursache 
der Verschärfung sozialer Ungleich-
heit. Mit folgenden Maßnahmen 
ließe sie sich reduzieren:

Öffentliche länderbezogene Be-
richterstattung: Unternehmen soll-
ten dazu verpflichtet werden, für 
jedes Land, in dem sie tätig sind, ei-
nen Bericht über die jeweilige Zahl 
der Beschäftigten, die Vermögens-
werte, Verkäufe, Gewinne und (aus-
stehende und bereits gezahlte) Steu-
ern zu erstellen und diesen Bericht 
der Öffentlichkeit zugänglich zu 
machen. So können Medien, Wis-
senschaft und zivilgesellschaftliche 
Organisationen die Steuerzahlun-
gen von Konzernen nachvollziehen 
und überprüfen. 

Schluss mit Wettlauf um niedri-
ge Steuersätze: Ausnahmeregelun-
gen und Befreiungen bei Steuern für 
Unternehmen müssen transparent 
gemacht werden. Bevor Unterneh-
men Steuervergünstigungen ge-
währt werden, müssen eine Kosten-

Nutzen- und Alternativen-Analyse 
erfolgen. Außerdem müssen inter-
national angemessene Mindeststeu-
ersätze für Gewinne von Unterneh-
men eingeführt werden.

Mehr Fairness im nationalen 
Steuersystem: In den letzten Jahren 
wurden in vielen Ländern vor allem 
Löhne und Konsum stärker durch 
Steuern belastet. Stattdessen müssen 
Vermögen, Kapitalgewinne und ho-
he Einkommen deutlich stärker be-
steuert werden. Es sollten öffentliche 
Register über wirtschaftliches Eigen-
tum geschaffen werden, um die wirt-
schaftlich Berechtigten aller Firmen, 
Stiftungen und Trusts offenzulegen 
und so die Voraussetzungen für eine 
faire Besteuerung zu schaffen.

Internationales Steuersystem re-
formieren: Die Interessen der Länder 
im Globalen Süden sind innerhalb 
des bestehenden internationalen 
Steuerregimes kaum berücksichtigt. 
Es ist deshalb eine zwischenstaatli-
che, alle Länder umfassende Steuer-
institution auf UN-Ebene erforder-
lich. Diese Forderung der Länder 
des Globalen Südens wird von den 
Regierungen aus Europa und Nord-
amerika konsequent abgewehrt. 

Die steigende Ungleichheit und 
die massive Steuervermeidung zei-
gen, dass „der Markt“ nicht in der 
Lage ist, die Entwicklung der Ge-

sellschaft in sinnvoller Weise zu 
steuern. Es bedarf korrigierender 
und lenkender Eingriffe durch die 
Gesellschaft und die Politik, damit 
der Wohlstand in sinnvoller Weise 
erwirtschaftet und verteilt werden 
kann. 			             n

Slum in Tondo, einem Distrikt im Nordwesten der philippinischen Hauptstadt Manila (2014)
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Die Summe an Geldern, die in Steueroasen 
geparkt werden, steigt weiterhin an: Im Jahr 2014  

waren sie viermal so hoch wie im Jahr 2001. 
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Ordoliberalismus

Die Antwort auf Markt-Chaos 
ist nicht Planwirtschaft

Die Verfechter einer radikalen Marktwirtschaft dominieren heute Wirtschaftswissenschaft 
und -politik. „De-Regulierung“ lautet ihre mantraartig wiederholte Kernforderung.  
Doch die ist zutiefst irrational und ein kultureller Rückschritt. Wir waren schon mal weiter.  
Ein besseres Wirtschaftssystem müssen wir nicht neu erfinden, sondern nur wiederbeleben.

von Bernhard Suttner

These  1: Verkehrsteilnehmer 
wollen ihre Ziele schnell er-
reichen. Das geht am besten, 

wenn die Straßenverkehrsordnung 
weitgehend abgeschafft wird. 

These  2: Sportler wollen Wett-
kämpfe gewinnen und Freude er-
leben. Deshalb sollte es keine ein-
engenden Vorschriften wie z. B. das 
Dopingverbot geben. 

These  3: Menschen wollen an- 
genehm wohnen. Aus diesem 
Grund sollten alle Hausbewohner 
ohne Hausordnung tun und lassen 
können, was ihnen gefällt. 

These  4: Die Wirtschaft funk-
tioniert dann am besten, wenn das 
freie Spiel der Marktkräfte ungehin-
dert ablaufen kann. 

Ohne Regeln entsteht Chaos
Während die ersten drei Thesen 
relativ leicht als absurd zu erken-
nen sind, gibt es zur Verteidigung 
der These 4 potente Anwälte: Ein-
flussreiche Teile der internationalen 
Wirtschaftswissenschaft plädieren 
für eine weitgehende De-Regulie-
rung. Man schmückt seine Forde-
rungen mit dem Wörtchen „frei“ 
und denunziert Kritiker als „staat-
lich-bürokratische Regulierer“ oder 
„Wirtschaftsfeinde“. Ohne Regeln 
oder ohne Sanktionen bei Regelver-

letzung würde aber z. B. beim Fuß-
ball unweigerlich das Chaos ausbre-
chen. Niemand käme auf die Idee, 
dies als erfreuliche Entwicklung 
hin zu einem „neu-freiheitlichen 
Sport“ zu bezeichnen. Nur in der 

Wirtschaftswissenschaft verspre-
chen sich viele davon das Heil. 

Das ist übrigens nicht neu. 
Schon die vom deutschen Jesu-
iten Oswald von Nell-Breuning 
maßgeblich verfasste päpstliche 
Enzyklika „Quadragesimo anno“ 
aus dem Jahr 1931 enthält folgen-
de kritische Analyse: „Das ist der 
Grundirrtum der individualistischen 
Wirtschaftswissenschaft, aus dem 
alle ihre Einzelirrtümer sich ableiten: 
in Vergessenheit oder Verkennung der 
gesellschaftlichen wie der sittlichen 
Natur der Wirtschaft glaubt sie, die 
öffentliche Gewalt habe der Wirt-
schaft gegenüber nichts anderes zu 
tun, als sie frei und ungehindert sich 
selbst zu überlassen, im Markt, d. h. 

im freien Wettbewerb, besitze diese ja 
ihr regulatives Prinzip in sich, durch 
das sie sich vollkommener selbst re-
guliere als das Eingreifen irgendeines 
geschaffenen Geistes dies je vermöch-
te. Die Wettbewerbsfreiheit – obwohl 

innerhalb der gehörigen Grenzen 
berechtigt und von zweifellosem Nut-
zen – kann aber unmöglich regulati-
ves Prinzip der Wirtschaft sein.“

Gerne behaupten die Vertreter 
der marktradikal-neoliberalen The-
orie, es gäbe als Alternative zu ihrer 
Position nur die staatliche Planwirt-
schaft. Das ist grober Unfug! Die 
Antwort auf das inhumane Markt-
Chaos ist nicht die Planwirtschaft, 
sondern der Ordoliberalismus, auch 
„Rheinischer Kapitalismus“ ge-
nannt. Dieser geht davon aus, dass 
die Marktkräfte prinzipiell frei sind, 
aber durch eine verbindliche staatli-
che Rahmensetzung („ordo“) an ge-
meinwohlverletzenden Handlungen 
gehindert werden müssen. Positiv 

ausgedrückt: Die politische Rah-
mensetzung muss das gemeinwohl-
orientierte Verhalten der Marktkräf-
te herausfordern. Unverzichtbare 
Bestandteile der Gemeinwohlsiche-
rung sind neben Arbeitsschutz- und 
Umweltschutzregeln auch die Ver-
hinderung von Monopolen und 
Oligopolen. Eine aktive Anti-Kar-

tellpolitik und die Förderung des 
Mittelstandes waren z. B. Hauptan-
liegen des von ordoliberalen Den-
kern beratenen Ludwig Erhard.

Die ÖDP sollte diese bewährte 
Position entschieden besetzen und 
offensiv vertreten. Textvorschlag: 
„Wir streben national, europäisch 
und weltweit eine ökologisch-soziale 
Marktwirtschaft an. Den Irrglauben, 
dass der freie Markt sozusagen auto-
matisch das Gemeinwohl fördert, hal-
ten wir für gefährlich. Deshalb lehnen 
wir eine Wirtschaft nach dem Modell 
des ‚Washington Consensus‘ mit den 
Zielen einer möglichst vollständigen 
Deregulierung, einer umfassenden 
Privatisierung öffentlicher Daseins-
vorsorge und einem totalen Freihan-
del ab. Marktwirtschaft braucht auf 
allen Ebenen eine verbindlich-gesetz-
liche Rahmenordnung, mit der das 
soziale und ökologische Gemeinwohl 
gesichert werden kann.“

Regeln brauchen Wertebasis 
Wichtig ist, den interessierten Bür-
gern nicht eine theoretische Sys-
temdebatte aufzudrängen, sondern 
konkrete Vorschläge für problem-
lösende, gemeinwohlsichernde Re-
geln anzubieten. Gemäß unserem 
Grundsatzprogramm müssen sich 
unsere Vorschläge für eine „ökono-

mische Straßenverkehrsordnung“ 
oder für eine „am Gemeinwohl ori-
entierte Hausordnung“ vorrangig 
am dauerhaften Schutz der Lebens-
grundlagen, an der Begrenzung von 
Ressourcenverbrauch und Emissio-
nen, an der Förderung der Familien, 
an Gerechtigkeit und Frieden sowie 
an der Bekämpfung von Fluchtur-

sachen orientieren. Eine Ordnung 
ist nämlich kein Selbstzweck: Die 
Regeln müssen sich an ethischen 
Zielen, an Werten ausrichten, denn 
ohne überzeugende Begründung 
werden Regeln als Schikanen emp-
funden. 

Hier eine (unvollständige) Auf-
zählung möglicher Regelungen, mit 
denen die Freiheit der Marktteil-
nehmer nicht aufgehoben, sondern 
ordoliberal gestaltet wird:
n	 Entlastung des Wirtschafts-
faktors „Arbeit“ von Abgaben, 
stärkere Belastung von Ressour-
cenverbrauch, Emissionen und Ka-
pitalerträgen
n	 Besteuerung aller Finanztrans-
aktionen („Steuer gegen Armut“, 
„Börsenumsatzsteuer“)
n	 Einführung eines Trennbanken-
systems
n	 Verbot „toxischer“ Finanzpro-
dukte
n	 Stärkere Differenzierung bei der 
Mehrwertsteuer: Entlastung des 
Grundbedarfs, stärkere Belastung 
von Luxus
n	 Verpflichtung aller Unterneh-
men zur Aufstellung einer Gemein-
wohlbilanz; Belohnung des Errei-
chens verschiedener Niveaus mit 
steuerlichen Vorteilen 
n	 Abschluss internationaler Fair-

handelsverträge zur Durchsetzung 
sozialer und ökologischer Mindest-
standards 

Zusammenfassung
Freiheit braucht Regeln, denn ohne 
Regeln regiert das (Un-)Recht der 
Stärksten. Regeln müssen Werte 
schützen, denn ohne Wertebasis 
werden aus Regeln Schikanen. Die 
Wertebasis für die Wirtschaft muss 
das Gemeinwohl sein. Das Gemein-
wohl umfasst nicht nur die Bedürf-
nisse der heute lebenden Menschen, 
sondern auch das dauerhafte Beste-
hen der ökologischen und sozialen 
Lebensvoraussetzungen.                 n
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Regeln müssen sich an ethischen Zielen, an Werten 
ausrichten, denn ohne überzeugende Begründung 

werden Regeln als Schikanen empfunden. 

Bernhard Suttner,  
Jahrgang 1949, 
studierte Politikwis-
senschaft, Pädagogik 
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BuESuttner@aol.com 

Unverzichtbare Bestandteile der 
Gemeinwohlsicherung sind neben Arbeitsschutz- 

und Umweltschutzregeln auch die 
Verhinderung von Monopolen und Oligopolen. 
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Nachhaltige Wohlfahrt

Anleitung zum Umbau 
unserer Wirtschaftsordnung

Das Wohlergehen unserer Gesellschaft hängt wesentlich davon ab, welche wirtschaftspolitischen 
Leitlinien gelten. Die Freiheit, darüber demokratisch zu entscheiden, wird uns jedoch 
verweigert, seit das Wirtschaftsleben von globalisierten Marktkräften bestimmt wird. Es gilt, 
den Irrsinn dieser Entwicklung offenzulegen und zukunftsweisende Kriterien einzufordern.

von Gerd Zeitler 

Dass die Voraussetzungen für 
gesellschaftliche Wohlfahrt 
derzeit hinter einer Nebel-

wand verschwinden, ist den Pro-
fiteuren und Verfechtern der herr-
schenden „neoliberalen“ Ordnung 
zuzuschreiben, die ihre Doktrin 
mit dem Etikett der Alternativlosig-
keit versehen. Die Saat dazu wurde 
schon Anfang des 20. Jahrhunderts 
von Ökonomen gelegt, die den 
Wohlfahrtsbegriff auf den mate-
riellen Nutzen von Gütern und 
Dienstleistungen einengten. Deren 
Arbeiten sind erstaunlicherweise 
noch heute Bestandteil der volks-
wirtschaftlichen Lehrpläne.

Wohlfahrt bezeichnet jedoch 
eine dynamische Entwicklung, 
die das dauerhafte Überleben ei-
ner Gesellschaft durch sozialpoli-
tische, wirtschaftspolitische und 
umweltpolitische Maßnahmen 
zu sichern sucht. Wohlfahrt und 
Nachhaltigkeit sind quasi Synony-
me, Wohlfahrt ohne Nachhaltigkeit 
ist undenkbar. Dabei ist optimale 
Wohlfahrt an kein bestimmtes Ni-
veau der Bereitstellung materiel-
ler Güter, also an kein bestimmtes 
Wohlstandsniveau gebunden. Na-
turvölker können ebenso wie In-
dustriegesellschaften in einem Zu-
stand optimaler Wohlfahrt leben.

Das Streben nach Wohlstand hin-
gegen, so wie es von „Neoliberalen“ 
verstanden wird, ist nicht zukunfts-
gerecht, weil es die sozialen und 
ökologischen Schäden ausklam-

mert, die bei der wirtschaftlichen 
Wertschöpfung entstehen. Schäden, 
deren Kosten nicht erfasst und den 
Verursachern nicht zugeordnet wer-
den. Sie setzen ein verdecktes Zer-
störungswerk in Gang, das meist 
erst erkannt wird, wenn die Schä-
den einen unumkehrbaren Zustand 
erreicht haben. Die Frage ist also zu 
klären, wie eine Wirtschaftspolitik 
gestaltet sein muss, die Wohlstand 
und Wohlfahrt vereint.

Solidarität, Subsidiarität 
und Nachhaltigkeit

Die im 19. Jahrhundert als Gegen-
entwurf zu Liberalismus und Mar-
xismus entwickelte katholische 
Soziallehre stellt erstmals eine Ver-
bindung zwischen den individuel-

len Menschenrechten und der ge-
sellschaftlichen Wohlfahrt her: Das 
Personprinzip stellt den Menschen 
in den Mittelpunkt aller gesell-
schaftlichen Belange, das Solidari-

tätsprinzip verankert die gegensei-
tigen Verpflichtungen zwischen 
Individuum und Gesellschaft, und 
das Subsidiaritätsprinzip weist dem 
Individuum, der Familie und ande-
ren Gruppen der unteren Ebenen a 
priori eine Selbstverantwortung zu, 
die nur im Notfall durch das Soli-
daritätsprinzip aufgehoben wird. 
So sind im Übergang von der feu-
dalistischen zur industriellen Ord-
nung im 19. Jahrhundert die ersten 
solidarischen Kranken- und Ren-
tenkassen entstanden.

Es fügt sich, dass in Europa und 
den USA seither ein Bewusstsein 
evolutionär entstanden ist, dass die 
Menschenrechte und den Umwelt-
schutz sowie zugleich die Demo-
kratie und die Marktwirtschaft um-

fasst. Damit ist das Fundament für 
eine Wohlfahrtspolitik gelegt: Das 
Subsidiaritätsprinzip kann nun auf 
die politische und – entscheiden-
der noch – auf die wirtschaftliche 
Sphäre angewendet werden und als 
viertes das Nachhaltigkeitsprinzip 
hinzugefügt werden, das sich auf 
alle menschlichen Aktivitäten be-
zieht, die soziale und ökologische 
Auswirkungen haben.

Moralische und  
ökonomische Prinzipien

In diesem Bewusstsein kann der 
Sinn und Zweck wirtschaftlichen 
Handelns allein darin bestehen, 
für ein besseres Leben aller Bürger 
zu sorgen. Damit wird der Wirt-
schaft eine soziale Funktion zuge-
sprochen, deren Ausgestaltung Teil 
der Kultur einer Gesellschaft ist. 
Die soziale Funktion kann jedoch 
nur erfüllt werden, wenn die wirt-
schaftlichen Einzelinteressen, die 
eine wesentliche Antriebskraft sind, 
zugleich dem Gemeinwohl dienen.

Für eine nachhaltige gesell-
schaftliche Wohlfahrt lassen sich 
dazu aus den genannten vier mo-
ralischen Prinzipien vier ökono-

mische Prinzipien herleiten: (1) 
die uneingeschränkte Teilnahme 
aller am Wirtschaftsleben, (2) die 
existenzsichernde Teilhabe am 
Wirtschaftsergebnis, (3) die leis-

tungsgerechte Gleichverteilung des 
Wirtschaftsergebnisses und (4) die 
nachhaltige Rohstoffnutzung in 
Stoffkreisläufen.

Uneingeschränkte Teilnahme 
Aus der Erkenntnis, dass allein 
der Mensch Schöpfer, Träger und 
Nutznießer aller gesellschaftlichen 
Einrichtungen ist, ergibt sich für je-
den einzelnen Bürger das Recht auf 
wirtschaftliche Teilnahme, sowohl 
in seiner Funktion als Konsument 
als auch in seiner Funktion als Pro-
duzent (als Beschäftigter oder Un-
ternehmer). Aus dem Recht auf Teil-
nahme ist – zuerst in der Charta der 
Vereinten Nationen – das Recht auf 
Arbeit abgeleitet worden. Ein hoher 

Grad der Teilnahme ist Garant für 
die Vielfalt und Robustheit einer 
Volkswirtschaft. Für jeden Einzel-
nen ist die Teilnahme Vorausset-
zung, um als freier, mündiger und 

angesehener Bürger agieren und sei-
nen Beitrag zur Entwicklung leisten 
zu können. 

Die Teilnahme auf der produzie-
renden Seite des Wirtschaftslebens 
ist durch nichts zu ersetzen, schon 
gar nicht durch ein bedingungs-
loses Grundeinkommen. Für die 
Gestaltung eines hohen Grades der 
Teilnahme bietet sich nur ein Weg 
an: die Subsidiarisierung der wirt-
schaftlichen Strukturen. Das heißt, 
die Wertschöpfung wird geogra-
fisch so weit dezentralisiert, wie es 
der jeweilige produktionstechnische 
Entwicklungsstand erlaubt. Es ent-
steht eine Hierarchie, bei der die 
arbeitsintensive Wertschöpfung zu 
den oberen Ebenen hin abnimmt 
und die kapitalintensive zunimmt. 
Die flächendeckende Vielfalt sorgt 
dafür, dass die Arbeitsnachfrage der 
Unternehmen mit dem Arbeitsan-
gebot der Erwerbsbevölkerung zur 
Deckung gebracht wird, monopolis-
tische Strukturen verhindert werden 
und soziale wie ökologische Kosten 
in die Preisbildung einfließen.

Voraussetzung für die Gestaltung 
subsidiärer Strukturen ist nationa-
le (oder später auch europäische) 
wirtschaftspolitische Autonomie. 
Die ist zudem unabdingbar, um den 
Außenwettbewerb mittels Wechsel-
kursen, Kontingenten und Zöllen 
in den Binnenwettbewerb einzubin-
den, oder anders ausgedrückt, um 
Unterschiede im Produktivitätsni-

Börsenkurse sind für Aktienunternehmen und -besitzer interessant, sagen aber über Höhe 
und Nachhaltigkeit der gesellschaftlichen Wohlfahrt nichts aus. 
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Das Streben nach Wohlstand, so wie es von 
„Neoliberalen“ verstanden wird, ist nicht 

zukunftsgerecht, weil es die sozialen 
und ökologischen Schäden ausklammert.

Schäden, deren Kosten nicht erfasst und den 
Verursachern nicht zugeordnet werden, setzen ein 

verdecktes Zerstörungswerk in Gang.
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veau zwischen Handelspartners zu 
neutralisieren. So haben Dumping- 
und Verdrängungswettbewerb kei-
ne Chance mehr.

Die Subsidiarisierung erfolgt dy-
namisch, indem Betriebe, wenn sie 
wachsen, zunehmend höher besteu-
ert werden. Dadurch sind sie ge-
zwungen sich aufzuspalten, sobald 
die Steuerlast ihre Erträge uner-
träglich mindert. Die betrieblichen 
Aufspaltungen sorgen dafür, dass 
die wirtschaftliche Dezentralität 
und Vielfalt erhalten bleiben, Erlö-
se aus Abspaltungen in Forschung 
und Entwicklung investiert werden 
und Existenzgründern Möglichkei-
ten geboten werden, Betriebsteile zu 
übernehmen.

Existenzsichernde Teilhabe
Jeder am Wirtschaftsleben teilneh-
mende Bürger erwirbt prinzipiell 
das Recht auf einen seiner Leistung 
entsprechenden Anteil am wirt-
schaftlichen Ergebnis. Solidarität 
und Subsidiarität gebieten es, dass 
der Anteil jedem Teilnehmenden ein 
Leben ermöglicht, das dem gesell-
schaftlichen Standard angemessen 
ist. Dazu sind vor allem die Löhne 
(und/oder die Wochenarbeitszeiten) 
der abhängig Beschäftigten regel-
mäßig dem produktiven Fortschritt 
anzupassen. Dasselbe gilt für die 
Transferleistungen an Arbeitsunfä-

hige und Rentner, sodass auch die 
solidarisch versorgten Bürger am 
allgemeinen Fortschritt teilhaben. 

Die Anpassung der Einkom-
men folgt aber auch ökonomischer 
Vernunft, denn sie stabilisiert die 
Wirtschaftskreisläufe seitens des 

Konsums wie auch, über die Spar-
quote, seitens der Investitionen. 
Die genannte „wirtschaftspolitische 
Autonomie“ einschließlich des Ver-
zichts auf internationalen Dum-
ping- und Verdrängungswettbewerb 

mit Billigprodukten ist Vorausset-
zung, um ausgewogene Machtver-
hältnisse zwischen den Vertretern 
der Unternehmen und denen der 
Beschäftigten (den Gewerkschaften) 
herzustellen. 

Im derzeitigen Wettbewerb auf 
offenen globalen Märkten ist diese 
Voraussetzung nicht mehr gegeben, 
weshalb die Gewerkschaften ihre 
Verhandlungsmacht zunehmend 
einbüßen und sich die Schere zwi-
schen Produktivitäts- und Lohnni-
veau immer weiter öffnet – und die 
binnenwirtschaftlichen Kreisläufe 
schwächt. 

Leistungsgerechte 
Gleichverteilun

Die leistungsgerechte Gleichvertei-
lung ergänzt das Recht auf Teilhabe 
durch das Recht auf einen „gerech-
ten“ Anteil am Wirtschaftsergebnis. 
Die Gerechtigkeit gründet auf dem 

Verständnis, dass jeder Bürger zum 
Ergebnis auf dem Fundament aller 
gesellschaftlichen Einrichtungen 
beiträgt und es keine davon ent-
koppelten Leistungen geben kann. 
Somit ist jeder Bürger verpflichtet, 
einen Teil seines Einkommens als 

solidarische „Dividende“ (als Steu-
er) an die Gesellschaft zurückzu-
zahlen. Solidarisch heißt konkret: 
je höher das Einkommen, desto 
höher der Steueranteil (progressive 
Besteuerung). Dadurch ergibt sich 

eine als gerecht empfundene, be-
grenzte, zugleich aber Leistung för-
dernde Spreizung von Einkommen 
und Vermögen, die den Faktor 10 
nicht überschreiten sollte. Auch die 
geringe Spreizung folgt ökonomi-
scher Vernunft, weil sie Kaufkraft, 
Sparquote und Wirtschaftskreisläu-
fe zusätzlich stärkt.

Das Prinzip der Gleichvertei-
lung schließt die Sozialpflichtigkeit 
von unternehmerisch eingesetztem 
Geld- und Sachkapital ein. Die 
Verpflichtung ergibt sich aus der 
Tatsache, dass auch das produkti-
ve Kapital von einer Vielzahl von 
Menschen auf dem Fundament 
aller gesellschaftlichen Einrich-
tungen erwirtschaftet wird und es 
ungerecht wäre, es zum privaten 
Vorteil Einzelner einzusetzen oder 
gar ins Ausland zu transferieren. 
Eine weitere Maßnahme besteht in 
der Einführung sogenannter soli-
darischer Bürgerversicherungen für 
Krankheit, Berufsunfähigkeit, Alter, 
Pflege und Unfall, in die jeder Bür-
ger ohne Bemessungsgrenze einen 
identischen Prozentsatz seines ge-
samten Nettoeinkommens einzahlt, 
während er im Versicherungsfall 
einen für alle geltenden identischen 
Betrag ausgezahlt bekommt.

Nachhaltige Rohstoffnutzung
Das Gebot der nachhaltigen Roh-
stoffnutzung gründet auf der Tat-
sache, dass die menschliche Wirt-

schaft ein abhängiges Subsystem 
der Bio-, Litho- und Atmosphäre 
ist. Anzustreben ist deshalb eine 
Wirtschaft, die – nach dem Vorbild 
der biologischen Kreisläufe – ohne 

schädliche Emissionen und Abfäl-
le auskommt. Dieses Ziel erfordert 
den Einsatz geschlossener Stoff-
kreisläufe und erneuerbarer Energi-
en. Die genannte Subsidiarisierung 
der wirtschaftlichen Strukturen ist 
wie keine andere Methode geeig-
net, den Akteuren die ökologische 
Verantwortung vor Ort zuzuwei-
sen, sodass sie im eigenen Interesse 
motiviert sind, ihre Ressourcen zu 
erhalten und ökologische Kosten zu 
vermeiden.

Die Nachhaltigkeit ist gewähr-
leistet, wenn nicht-erneuerbare 
Ressourcen wie Mineralien, Tie-
fenwasser und Luft in Produktio-
nen und Produkten so eingesetzt 

werden, dass sie anschließend, 
ohne Materialverlust und ohne ir-
reparable externe Schäden verur-
sacht zu haben, einer dauerhaften 
Wiederverwendung in technischen 

Kreisläufen zugeführt werden, und 
wenn erneuerbare Ressourcen wie 
Humus, Meer- und Oberflächen-
wasser sowie biologische Produkte 
wie Holz anschließend ohne Ver-
lust und unbeschädigt in die bio-
logischen Kreisläufe zurückgeführt 
werden. Feste erneuerbare Stoffe 
müssen, kurz gesagt, restlos kom-
postierbar sein, Meer- und Ober-
flächenwasser unbelastet zurück-
fließen. Und: wenn alle direkten 
und indirekten Formen der Son-
nenenergie sowie die Erdwärme als 
erneuerbare Energien genutzt und 
Abwärme und Abfälle fossiler und 
nuklearer Energieträger vermieden 
werden.

Gerd Zeitler, 
Jahrgang 1940, 
gestaltete nach dem 
Ingenieurstudium 
internationale 
Unternehmensalli-
anzen mit und war 
als Dozent für strategisches Unterneh-
mens- und Technologiemanagement 
tätig. Seit den 1990er-Jahren analysiert 
er die neoliberale Wirtschaftstheorie. 
Darüber veröffentlichte er 2006 sein 
Buch „Der Freihandelskrieg“ und ab 
2008 im Internet sein „Lexikon der so-
zialökologischen Marktwirtschaft“, das 
seit 2011 auf WordPress unter dem Titel 
„Kompendium der sozialökologischen 
Ökonomik“ zu finden ist.

https://gerdzeitler.wordpress.com  

Anzustreben ist eine Wirtschaft, die nach dem 
Vorbild der biologischen Kreisläufe ohne schädliche 

Emissionen und Abfälle auskommt.

Eine auf nachhaltige Rohstoff-
nutzung und erneuerbare Energi-
en aufgebaute Wirtschaft erfordert 
keineswegs Genügsamkeit (Suffizi-
enz) beim materiellen Wohlstand. 
Denn der vom biologischen System 
betriebene Überfluss lässt sich auf 
eine Kreislaufwirtschaft sinngemäß 
und schadlos übertragen.               n

Der Sinn und Zweck wirtschaftlichen 
Handelns kann allein darin bestehen, für ein 

besseres Leben aller Bürger zu sorgen. 

Die Installation „Trash People“ von HA Schult thematisierte beim Münchner Tollwood-Festival 2015 unsere Müllproduktion 
auf künstlerische Weise.
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Voraussetzung für die Gestaltung subsidiärer 
Strukturen ist wirtschaftspolitische Autonomie. 
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Politikversagen 

Haben wir nicht längst eine 
„Gemeinwohl-Ökonomie“? 

Die freie Marktwirtschaft dient dem Gemeinwohl. Alle Produkte und Dienstleistungen können sich 
nur dann auf dem Markt halten, wenn frei entscheidende Bürgerinnen und Bürger ein Interesse 
an ihnen haben. Demokratischer kann eine Angebotspalette nicht sein. Trotzdem läuft eine Menge 
schief – in unserem Land und erst recht in der globalisierten Welt.

von Dr. Klaus J. Klumpers

W ir benötigen kein neues 
Wirtschaftssystem, wohl 
aber eine andere Poli-

tik. Unsere Lösung ist nicht der 
Umsturz oder die Revolution, son-
dern eine „Gemeinwohl-Ökono-
mie“, welche ganz gezielt die Behe-
bung von längst klar erkennbaren 

Fehlentwicklungen anstrebt. Diese 
Fehlentwicklungen sind in einer 
Demokratie umfassend und grund-
sätzlich als Politikversagen zu be-
zeichnen. Genau hier gibt die ÖDP 
passgenaue Antworten. Antworten, 
mit denen die Folgen dieser Fehler 
Stück für Stück gemindert bzw. 
die Fehler letztlich ganz abgestellt 
werden könnten. 

Wir müssen politisch erreichen, 
dass es nicht „lukrativ“ ist, Men-
schen auszubeuten, die Umwelt zu 
belasten und Tiere zu quälen. In 
der freien Marktwirtschaft hat aus-
schließlich die Politik die Verant-
wortung und die Pflicht, mit ihren 
demokratisch legitimierten Institu-
tionen entsprechende Gesetze und 

Regelwerke zu beschließen und zur 
Sicherstellung ihrer Durchsetzung 
die entsprechenden Kontrollmecha-
nismen konsequent anzuwenden.

In Deutschland ist sicherlich 
nicht der gravierendste Systemfeh-
ler das Profitinteresse der Angebots-
seite – sprich: der Arbeitgeber –, 

welches wir kritisieren müssen. 
Ganz im Gegenteil: Deren Profitin-
teresse ist der notwendige Antrieb 
zur Steigerung der Effizienz und 
zur Schaffung neuer Angebote. Un-
ser Systemfehler ist das derzeitige 

Versäumnis und die Unfähigkeit 
des demokratisch legitimierten Ge-
setzgebers, gegen erkennbare Fehl-
entwicklungen entschieden vorzu-
gehen. Zur heutigen Fehlsteuerung 
weiter Bereiche der Wirtschaft 

leistet die intransparente Lobbybe-
einflussung der Politik einen ganz 
entscheidenden Beitrag.

Menschenwürdiger Mindest-
lohn ist Aufgabe der Politik

Ein prägnantes und hochaktuelles 
Beispiel für das Versagen der Poli-
tik ist der gesetzliche Mindestlohn. 
Seit Geltung unseres Grundgesetzes 
gilt gemäß seinem Artikel 1 die Ver-
pflichtung des Staates zum Schutz 
der Menschenwürde. Seit 1949 hat 
der Gesetzgeber diese Pflicht zum 
Schutz der Arbeitnehmer vor Aus-
beutung nicht als seine Aufgabe 
wahrgenommen. Der gesetzliche 
Mindestlohn ist ein Mindeststan-
dard, unterhalb dessen Niveau 
keiner sich der Arbeitskraft seines 
Mitmenschen bedienen dürfen soll-

te. Dieses Gesetz ist vergleichbar mit 
einem Jugendschutzgesetz oder vie-
len anderen Gesetzen zum Schutz 
der Menschen voreinander.

Die Höhe des gesetzlichen Min-
destlohns muss Armut nicht nur 

während des Erwerbslebens ver-
meiden. Auch die daran gesetzlich 
gekoppelte Altersrente muss ober-
halb der Armutsgrenze liegen. Es 
gilt, die Altersarmut weniger im In-
teresse der Altersrentner zu vermei-
den, sondern vielmehr im Interesse 
der Allgemeinheit. Diese Betrach-
tungsweise wird immer wieder be-
wusst verwechselt. Es ist im Inte-
resse der Allgemeinheit, dass die 
Arbeitnehmer zu ihrer aktiven Zeit 
selbst so viel Rentenversicherungs-
beiträge abführen müssen, dass sie 
später garantiert keinen Anspruch 
auf ergänzende Sozialhilfe haben, 
für den die Allgemeinheit dann 
entsprechend mehr Steuern zahlen 
müsste. 

Der jetzige Mindestlohn von 
8,50 Euro pro Stunde führt direkt 
in die Altersarmut, weil damit nach 
dem heutigen Renten-Berechnungs-
verfahren am Ende von 45 Arbeits-
jahren nur eine Altersrente von 
netto 530 Euro pro Monat – nach 
Abzug der Kranken- und Pflegever-
sicherungsbeiträge – selbst erwirt-

schaftet wird. Es ist deshalb gerade 
nicht die Aufgabe der Tarifparteien, 
das erforderliche Mindestniveau 
des Lohns so hoch festzulegen, dass 
später kein ergänzender Sozialhil-

feanspruch befriedigt werden muss. 
Das ist vielmehr ganz alleine die 
Aufgabe des Gesetzgebers, der sich 
durch die Tarifparteien selbstver-
ständlich sehr gerne, gut und ausge-
wogen beraten lassen sollte.

Selbst der Deutsche Gewerk-
schaftsbund (DGB) beginnt sich 
jetzt für die Altersrente zu interes-
sieren. Da ist der Öffentliche Dienst 
mit seiner Gewerkschaft Verd.i seit 
Jahren schon sehr viel weiter. Ers-
tens liegt hier der Mindestlohn für 
die Beschäftigten des Bundes bei 
etwa 12,20 Euro pro Stunde und 
die Altersrentner erhalten eine vom 

Steuerzahler finanzierte „Betriebs-
rente“ in Höhe von etwa 25 % der 
gesetzlichen Altersrente. Um dieses 
Rentenniveau für einen Beschäftig-
ten der Privatwirtschaft zu errei-

chen, müsste der Mindestlohn auf 
15,25 Euro pro Stunde angehoben 
werden.

Der Gesetzgeber kann selbst-
verständlich zu der Überzeugung 
gelangen, dass der Mindestlohn von 
8,50 Euro pro Stunde während der 
Arbeitsperiode ein ausreichendes 
Erwerbseinkommen darstellt. Er 
muss jedoch dann auf diesen Min-
destlohn den Rentenversicherungs-
beitrag von 18,9 % auf 32,8 % anhe-
ben, damit der Arbeitnehmer damit 
eine Altersrente von 920 Euro nach 
45 Arbeitsjahren auch selbst erwirt-
schaftet.

Wir müssen politisch erreichen, dass es 
nicht „lukrativ“ ist, Menschen auszubeuten, die 

Umwelt zu belasten und Tiere zu quälen. 

In der freien Marktwirtschaft hat ausschließlich 
die Politik die Verantwortung und die Pflicht,  

entsprechende Gesetze und Regelwerke zu beschließen.

Unser Systemfehler ist die Unfähigkeit 
des Gesetzgebers, gegen erkennbare 

Fehlentwicklungen entschieden vorzugehen. 
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Märkte sind seit jeher ideal, um die vielfältigen Bedürfnisse und Angebote zusammenzubringen und Preise auszuhandeln. 
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Zuvor müsste der Gesetzgeber 
allerdings auch den verfassungs-
widrigen Zustand beseitigen, dass 
die Höhe des Beitragssatzes bisher 
nicht bei der Berechnung der Ent-
geltpunkte im Rentensystem be-
rücksichtigt wird. Statt hier einen 
systemisch richtigen Weg zu be-
schreiten, „empfiehlt“ der Gesetz-
geber gerade den Geringverdienern 
unbedingt eine zusätzliche private 
Altersvorsorge zu betreiben – Ries-
ter und Rürup lassen freundlichst 
grüßen! –, an der gemäß den Regeln 
unserer freien Marktwirtschaft bis-
her nur die Anbieter dieser Produk-
te wirklich verdienen. Zynischer 
kann die sogenannte „Sozialpoli-
tik“ der sich plakativ christlich und 
sozial nennenden beiden großen 
Volksparteien wirklich nicht sein. 

Ausbeutung im Einzelhandel 
und in Krankenhäusern 

Als Bürgerinnen und Bürger unse-
res Rechtsstaates müssen wir uns 
darauf verlassen können, dass staat-
liche Kontrolle unangemeldet in der 
erforderlichen Dichte dafür sorgt, 
dass die Gesetze und Tarifverträge 
eingehalten werden. Es kann nicht 
verlangt werden, sich als Kunde vor 
die Ladentüre eines Supermark-
tes zu stellen, um zu kontrollieren, 
welche Mitarbeiter dort wie lange 
arbeiten. Und dann wäre immer 
unklar, ob eine etwaige Mehrarbeit 
bezahlt wird oder nicht. Gerade sol-
che Arbeitsplätze können nicht ins 
billigere Ausland verlagert werden, 
sodass dieses von Arbeitgeberseite 
immer wieder gegen höhere Löhne 
vorgebrachte Argument völlig ins 
Leere geht. Es ist Aufgabe des Ge-
setzgebers – konkret: der Gewer-
beaussicht –, die Einhaltung der 
gesetzlichen Rahmenbedingungen 
durchzusetzen.

Ein Zeitungsartikel berichte-
te Anfang Mai 2016 darüber, dass 

die 2.100 Mitarbeiter des Klini-
kums Coburg zum Monat April, 
also unmittelbar vor Beginn der 
Urlaubszeit, insgesamt einen Berg 
von über 92.000 unbezahlten Über-
stunden vor sich herschieben. Das 
sind im Durchschnitt mehr als 40 
Überstunden pro Mitarbeiter – in 
vielen Fällen ganz sicher mehr, als 
die Tarifverträge zulassen. Diese Ar-
beitsüberlastungen und vielleicht 
sogar Arbeitszeitgesetzverletzungen 
finden in einem besonders sensib-
len „Geschäftsbereich“ der freien 
Marktwirtschaft statt, in dem es 
um Leben und Tod und um die 
Menschenwürde von uns allen 
geht. Aus Kostengründen wird ein 
systematischer Personalmangel und 
damit Personalraubbau betrieben 
– in einem Dienstleistungsbereich, 
der sich ebenfalls nicht ins billigere 
Ausland verlagern lässt.

Nochmals zurück zum Einzel-
handel: Die internationale Arbeits-
organisation „International Labour 
Organization“ (ILO) legt Bedin-
gungen für eine menschenwürdige 

Arbeitswelt fest. Alle Produkte, die 
unter Verletzung dieser Bedingun-
gen produziert werden, dürften 
eigentlich nicht in den Regalen un-
seres Einzelhandels zu finden sein. 
Tun sie aber. Dies verstößt gegen in-
ternational anerkanntes Recht. Die 
Politik setzt hier auf „Mündigkeit 
und Eigenverantwortung des Ver-
brauchers“, rät uns, nicht die preis-
werten, sondern die teureren Pro-
dukte zu kaufen. Völliger Quatsch! 
Diese werden doch in denselben 

Fabriken und zu denselben ausbeu-
terischen Bedingungen hergestellt. 
Hier kann der Kunde alleine nichts 
unternehmen. Hier ist ganz eindeu-
tig die Politik gefordert.

Paritätische Finanzierung des 
Sozialversicherungspakets

Ein weiteres eklatantes Beispiel des 
Politikversagens: Es gibt eine Viel-
zahl von Urteilen des Bundesverfas-
sungsgerichts in Karlsruhe, in dem 
immer wieder bestätigt wird, dass 
der sogenannte „Arbeitgeberanteil“ 
zu den Sozialversicherungsbeiträ-
gen das Eigentum der Arbeitneh-
mer ist, nämlich ein ihnen alleine 
gehörender Lohnanteil für ihre ge-
leistete Arbeit. Trotzdem tut die Ar-
beitgeberseite immer wieder so, als 
wäre er auch ihr Eigentum und als 
hätte sie deshalb ein legitimes Mit-
spracherecht über die Verwendung 
der Sozialversicherungsbeiträge sei-
ner Arbeitnehmer. 

Jüngstes Beispiel ist der vehe-
mente Einsatz der Arbeitgeber für 
eine weitere Absenkung des Ren-

tenniveaus. Man stelle sich den Auf-
schrei der Arbeitgeber vor, wenn die 
Arbeitnehmer über die Verwendung 
der Arbeitgeber-Gewinne mitent-
scheiden dürften! Die sogenannten 
„Arbeitgeberanteile“ sollten gänz-
lich in den Bruttolohn eingearbeitet 
werden, denn jeder Arbeitgeber ver-
schenkt selbstverständlich nichts, 
sondern kalkuliert mit den gesam-
ten Lohnkosten, also mit beiden 
„Anteilen“, weil er ja beide an den 
Arbeitnehmer zahlen muss. Dass 

die Sozialversicherungsbeiträge an- 
geblich zur Hälfte vom Arbeitneh-
mer und zur Hälfte vom Arbeit-
geber bezahlt werden, ist nur eine 
optische Täuschung, ein psycholo-
gischer Trick, um den Arbeitgeber 
„großzügig“ erscheinen zu lassen. 

Beide „Anteile“ eindeutig als Brut- 
tolohn zu benennen, würde sehr 
zur Transparenz unserer sozialen 
Umverteilung beitragen und end-
lich den Arbeitgebern die Grund-
lage für die von ihnen eingeforderte 
und proklamierte Mitsprache bei 
der Verwendung eines erheblichen 
Lohnanteils – also des Eigentums! – 
ihrer Arbeitnehmer entziehen.

Gemeinwohl von oben zu 
definieren ist nicht sinnvoll

Wir müssen aufpassen, dass in ei-
ner gemeinwohl-orientierten Wirt-
schaft nicht staatliche Regelungen 
bestimmen, was das Gemeinwohl 
im Einzelnen ist. Hier muss weiter-
hin die Marktnachfrage erstrebens-
werte Produkte und Dienstleistun-
gen hervorbringen. Eine staatlich 
definierte „Gemeinwohl-Ökono-
mie“ ist so ungeeignet für eine zu-
kunftsfähige Volkswirtschaft wie 
die Utopie des Sozialismus, der zum 
Glück bis heute nur noch in unse-
rem staatlich überreglementierten, 
kassenärztlich organisierten Ge-
sundheitssystem überlebt hat. 

In unserem gesetzlichen Gesund-
heitssystem, das den Wohlstand der 
Ärzte und die gesamte medizinische 
Weiterentwicklung sichert, weil die 
Millionen von Kassenpatienten 

eine Grundfinanzierung darstellen, 
wird der Kassenpatient trotzdem als 
Patient zweiter Klasse behandelt. 
Hat ein Privatpatient schon einmal 
keinen Arzttermin bekommen oder 
keinen neuen Hausarzt gefunden, 
wenn der alte Hausarzt seine Praxis 

für immer geschlossen hat? Für die 
Kassenpatienten als die eigentlichen 
Träger des Gesundheitssystems ist 
das die tägliche Sorge. Hier wird 
staatlich völlig am Gemeinwohl 
vorbeiorganisiert.

Wir haben eine funktionierende 
„Gemeinwohl-Ökonomie“

Es steht außer Frage, dass unsere 
zukünftige Politik unbedingt eine 
noch stärkere Orientierung am 
Gemeinwohl erfordert, auch wenn 
unstrittig ist, dass das bestehende 
Wirtschaftssystem einen nie da-
gewesenen materiellen Wohlstand 
breitester Bevölkerungsschichten 
hervorgebracht hat. 

Mit den Vermögensstatistiken 
für Deutschland wird der Eindruck 
erweckt, dass die Reichen immer 
reicher und die Armen immer är-
mer würden. Diese Darstellung ist 
falsch. In den offiziellen Vermögens- 
und Staatsschuldenstatistiken wird 
das Eigentum der Arbeitnehmer 
und Rentner an ihren Anwartschaf-
ten bei der Deutschen Rentenversi-
cherung (DRV) völlig ausgeblendet. 
Dieses „Vermögen“ der privaten 
Haushalte der Pflichtversicherten 
beläuft sich auf mehr als 5 Billi-
onen Euro und müsste sowohl in 
der Vermögensstatistik als auch bei 
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Wir müssen aufpassen, dass in einer 
gemeinwohl-orientierten Wirtschaft nicht 

staatliche Regelungen bestimmen,  
was das Gemeinwohl im Einzelnen ist.

Die ÖDP sollte konsequent die bisherigen 
Wirtschaftsprogrammansätze weiter 

verfolgen, insbesondere die Umsetzung der 
ökologischen Steuerreform.

den Schulden des Staates als soge-
nannte „Rückstellung“ für künftige 
Verpflichtungen erscheinen, wird 
aber unterschlagen. Die Bürger sind 
um 5 Billionen Euro reicher, als die 
Statistiken ausweisen, und der Staat 
hat statt der angegebenen 2 Billio-
nen Euro dramatische 7 Billionen 
Euro Schulden aufgehäuft.

Die ÖDP sollte konsequent die 
bisherigen Wirtschaftsprogramm- 
ansätze weiter verfolgen, insbeson-
dere die Umsetzung der ökologi-
schen Steuerreform mit stärkerer 
Belastung von Ressourcenverbrauch 
und Umweltverschmutzung so-
wie einer Entlastung des Faktors 
Arbeit. Wenn für eine gesunde 
Wirtschaftsentwicklung nach den 
Vorstellungen der EZB tatsächlich 
eine Inflationsrate von 2 % erfor-
derlich sein sollte, dann wäre eine 
Erhöhung der Mehrwertsteuer um 
2 %-Punkte oder gar mehr eine pro-
bate, sozial ausgewogene Maßnah-
me, weil entsprechende Preisstei-
gerungen durch die Erhöhung der 
Sozialhilfe und der Mindestlöhne 
für die Ärmsten der Armen kom-
pensiert werden müssten.   	            n
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Gemeinwohl-Ökonomie

„Ein demokratisches, 
  offenes System“

Im Jahr 2010 veröffentlichte der österreichische Publizist Christian Felber das zusammen 
mit Unternehmern entwickelte Konzept der „Gemeinwohl-Ökonomie“. Sie entwickelte sich 
seither zur weltweiten Bewegung. Eines ihrer prominentesten Mitglieder ist die 
Sparda-Bank München e. G. Deren ehemaliger Vorstandsvorsitzender ist heute als  
Botschafter der Gemeinwohl-Ökonomie unterwegs.

Interview mit Günter Grzega

ÖkologiePolitik:  Herr Grzega, wie 
wurden Sie zum Anhänger der Ge-
meinwohl-Ökonomie? 

Günter Grzega:  Durch Zufall 
hörte ich vor rund 15 Jahren wäh-
rend eines Urlaubs in Österreich 
einen Vortrag von Christian Felber. 
Wir unterhielten uns hinterher, 
blieben in Kontakt und irgendwann 

lud ich ihn ein, bei uns Vorträge zu 
halten, was er dann auch tat. Das 
geschah in Übereinstimmung mit 
Helmut Lind, meinem Nachfolger 
als Vorstandsvorsitzender der Spar-
da-Bank, der seit 2011 neben der 
Finanzbilanz eine auditierte Ge-
meinwohl-Bilanz nach den Krite- 
rien der Gemeinwohl-Ökonomie 
erstellen lässt. Es existiert einfach 
eine große Übereinstimmung zwi-
schen dem Selbstverständnis der 
Sparda-Bank und den Kerngedan-
ken der Gemeinwohl-Ökonomie. 
Und zwischen meinen persönlichen 
Überzeugungen und den Kernge-
danken der Gemeinwohl-Ökono-

mie. Das bedeutet zwar nicht, dass 
ich mit all ihren aktuellen Positio-
nen 100-prozentig übereinstimme, 
aber immerhin mit so vielen, dass 
ich inzwischen als ihr offizieller 
Botschafter unterwegs bin. 

Worin stimmen Sie nicht überein?
Beim Finanzwesen – meinem 

Spezialgebiet als Bankier. Eine De-

mokratisierung und damit Aufwer-
tung der Zentralbank zu einer vier-
ten Staatsgewalt halte ich nicht für 
notwendig und auch nicht für ziel-
führend. Da schießt die Gemein-
wohl-Ökonomie momentan etwas 
übers Ziel hinaus. Meiner Meinung 
nach sollte die Zuständigkeit für 
die Geldschöpfung nicht an eine 
mächtige Zentralorganisation de-
legiert werden, sondern weiterhin 
so dezentral, also subsidiär – was 
ja eigentlich ein Kerngedanke der 
Gemeinwohl-Ökonomie ist! – orga-
nisiert bleiben, wie das aktuell der 
Fall ist. Viel wichtiger wäre, dass wir 
bessere Regeln für die Finanzwirt-

schaft einführen und diese konse-
quent umsetzen. Eine Bank sollte 
beispielsweise keine Aktiengesell-
schaft sein, denn dann denkt sie 
nur noch in Quartalszahlen und an 
den Shareholder-Value – auf Kosten 
des Kundenwohls und auch des Ge-
meinwohls. Völlig grotesk ist, dass 
sogar Landesbanken von Körper-
schaften des öffentlichen Rechts in 
Aktiengesellschaften umgewandelt 
wurden. Gute Regeln für das Fi-
nanzwesen, also die Re-Regulierung 
der Finanzinstitute und des Finanz-
markts, sind entscheidend – und 
die genügen dann aber auch. Die 
Fokussierung auf das Finanzwesen 
lenkt nur von anderen, wichtigeren 
Themen wie Steuergerechtigkeit 
und Verteilungsgerechtigkeit ab. 

Worin sehen Sie die große Stärke 
der Gemeinwohl-Ökonomie? 

Die Gemeinwohl-Ökonomie ist 
eine Graswurzelbewegung, eine Ini- 
tiative von unten, der sich aber – 
und das ist etwas Besonderes! – 
zahlreiche kluge Köpfe angeschlos-
sen haben, darunter viele Unter-
nehmer und Manager. Es geht 
hier nicht um die Vertretung und 
Durchsetzung von gemeinsamen 
Interessen – dafür ist die Truppe 
viel zu bunt –, sondern um das En-

gagement für eine Idee, die man für 
richtig hält. Dadurch, dass sie von 
unten kommt, ergänzt sie hervor-
ragend Initiativen, die eine Verän-
derung von oben her bewirken wol-
len. Beide Bewegungen sind richtig 
und wichtig. 

Warum übt die Gemeinwohl-
Ökonomie eine so große Faszination 
und Anziehungskraft aus? 

Dahinter steht zunächst einmal 
die von immer mehr Menschen 
geteilte Erkenntnis, dass die neo-
liberale Wirtschaftsideologie, die 
alles dem Konkurrenzdenken und 
dem Gewinnstreben unterordnet, 

unsere Gesellschaft voll gegen die 
Wand fahren lässt. Hier setzt die 
Gemeinwohl-Ökonomie an. Sie ist 
eine evolutionäre Fortschreibung 
der Sozialen Marktwirtschaft. Sie 
entwickelt diese weiter und ergänzt 
sie um die wichtigen Themen „Ba-
sis-Demokratie“ und „Ökologie“. 
Und sie tut das eben so schlüssig, 
dass sich viele Menschen von ihr 
überzeugen ließen – so ja auch ich. 

Es gibt auch noch andere Ansät-
ze zur Überwindung des Neolibera-
lismus. Worin unterscheidet sich die 
Gemeinwohl-Ökonomie von denen?

Die Gemeinwohl-Ökonomie ist 
offen. Sie behauptet nicht, schon der 
Weisheit letzten Schluss gefunden 
haben, sondern sie ist ein Anfang, 
ein Impuls, eine Bewegung, ein de-
mokratischer Prozess. Sie ermuntert 
zum Mitmachen, Mitdenken, Mitre-
den und Mitentscheiden. Und das 
ist ja gerade in einer Demokratie von 
zentraler Bedeutung. Da brauchen 
Ideen und Positionen Mehrheiten. 
Und Mehrheiten erreicht man eher 
nicht, indem man von oben herab 
radikale Ideen propagiert, welche 
die meisten Menschen nicht verste-

hen oder bei der Umsetzung völlig 
überfordern. Die Gemeinwohl-
Ökonomie ist da sehr pragmatisch 
und unideologisch. Und das kommt 
offensichtlich gut an. Aber natürlich 

nur, weil die Kernidee einfach und 
gleichzeitig brillant ist. 

Was ist die Kernidee der Gemein-
wohl-Ökonomie? 

Die Kernidee ist, dass das Ei-
gennutzstreben viel stärker an das 
Gemeinwohl gekoppelt werden 
muss – zielgerichtet und nicht 
zufällig. Das geschieht über die 
Gemeinwohl-Bilanz, die den Grad 
des Gemeinwohl-Nutzens fest-

stellt und ausdrückt. Je höher der 
Gemeinwohl-Nutzen, desto nied-
riger die Steuern, je niedriger der 
Gemeinwohl-Nutzen, desto höher 
die Steuern. Eine simple Logik, klar, 
einleuchtend und fair. 

Ohne Gemeinwohl-Bilanz keine 
Gemeinwohl-Ökonomie?

Richtig. Die Gemeinwohl-Bilanz 
ist das Herzstück. Sie ist unbedingt 
notwendig und sorgt für Orientie-
rung. Viele Unternehmen unterzie-
hen sich ja heute schon freiwillig ei-
ner Gemeinwohl-Bilanzierung. Sie 
wollen wissen, wo sie stehen und 
ob sie sich auf dem richtigen Weg 
befinden. Wenn keine Gemeinwohl-
Bilanz erstellt wird, tappen die 
Unternehmen ja im Dunkeln. Sie 

können sich vornehmen, zum Ge-
meinwohl beizutragen, können be-
haupten, zum Gemeinwohl beizu-
tragen – aber ob sie das dann auch 
tatsächlich tun, und wenn ja: wie 
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„Die Fokussierung auf das Finanzwesen 
lenkt von wichtigeren Themen wie Steuergerechtigkeit 

und Verteilungsgerechtigkeit ab.“

„Die Gemeinwohl-Ökonomie ist eine 
Graswurzelbewegung, der sich zahlreiche 

kluge Köpfe angeschlossen haben.“

„Die neoliberale Wirtschaftsideologie, die 
alles dem Konkurrenzdenken und dem 

Gewinnstreben unterordnet, lässt unsere Gesellschaft  
voll gegen die Wand fahren.“
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BUCHTIPPSstark, das ist eine ganz andere Sache. 
Das Gegenteil von „gut gemacht“ 
ist ja bekanntlich „gut gemeint“. 
Nur durch die Gemeinwohl-Bilanz 

erhält ein Unternehmen – und bei 
ihrer Veröffentlichung auch die Ge-
sellschaft – eine belastbare Aussage, 
wie hoch sein aktueller Nutzen für 
das Gemeinwohl tatsächlich ist. 
Und welches die größten Schwach-
punkte sind. 

Eine Gemeinwohl-Bilanzierung 
setzt aber voraus, dass der Begriff 
„Gemeinwohl“ exakt definiert ist. 
Tatsächlich ist er aber sehr diffus 
und subjektiv. Verbirgt sich hinter 
den Gemeinwohl-Kriterien nicht eine 
ziemliche Willkür?

Ja, selbstverständlich, aber das 
ist unvermeidbar. Die heute prakti-
zierte Gemeinwohl-Bilanzierung ist 
nicht der Weisheit letzter Schluss. 
Sie ist deshalb auch nicht ein für 
alle Mal festgelegt, sondern das 
zeitlich begrenzte Ergebnis einer 
demokratisch zustande gekomme-
nen Übereinkunft. Als solche kann 
und sollte sie sich natürlich immer 
wieder ändern. Das liegt im Wesen 

einer „Offenen Gesellschaft“ – ganz 
im Sinne des Staatsphilosophen 
Karl Popper. Wir sind Menschen, 
wir können nicht in die Zukunft 

schauen, wir sind nicht allwissend, 
wir sind nicht unfehlbar. Irrtümer 
passieren, Fehler passieren. Die 
sollten aber, wenn sie erkannt sind, 
möglichst schnell und gewaltfrei 
korrigiert werden können. Und das 
geht erfahrungsgemäß am besten 
in einer stark subsidiär gestalteten 
Demokratie. Die Gemeinwohl-
Ökonomie ist kein totalitäres, ge-
schlossenes System, sondern ein 

demokratisches, offenes. Dabei 
kann es durchaus sein, dass die 
demokratische Meinungsbildung 
und Entscheidungsfindung künftig 
anders erfolgen muss, als dies heute 
üblich ist. Auch da müssen wir für 
neue Ideen offen sein.

Welches sind denn bei Ihren Vor-
trägen und Diskussionen die häu-
figsten Argumente gegen die Gemein-
wohl-Ökonomie? Und die häufigsten 
Missverständnisse?

Oft wird behauptet, die Ge-
meinwohl-Ökonomie sei eine sozi-
alistische oder gar kommunistische 
Wirtschaftsform. Das ist natürlich 
völliger Quatsch! Die Gemeinwohl-
Ökonomie will keine Gleichmache-
rei und auch keine zentralistische 
Planwirtschaft. Sie will weiterhin 
Wettbewerb. Und sie will, dass sich 
Kreativität, Können, Mut und Fleiß 

finanziell lohnen. Ich betrachte 
den Wettbewerb nach wie vor als 
etwas durchaus Positives. Gute Ide-
en, Konzepte und Strategien setzen 
sich durch, schlechte scheitern und 
verschwinden. Dass dabei Arbeits-
plätze verloren gehen, liegt in der 
Natur der Sache, aber das müssen 
wir akzeptieren und das können 
wir auch akzeptieren, denn es ent-
stehen dafür ja an anderer Stelle 
neue Arbeitsplätze. Und für die 
Gestaltung dieser stetigen Unwäg-
barkeiten im Arbeitsleben braucht 
es selbstverständlich einen gut 
funktionierenden Sozialstaat, also 
eine stark sozial geprägte, gemein-
wohlorientierte Marktwirtschaft. 
Etwas anderes wie der Wettbewerb 
zwischen Unternehmen ist aber 
der Wettbewerb zwischen Staaten. 

Die können nicht einfach Insolvenz 
anmelden und ihren Bürgern sagen, 
sie sollen sich einen anderen Staat 
suchen. Wir sollten erkennen und 
eingestehen, dass das deutsche Ex-
portweltmeistertum unweigerlich 
dazu führt, dass andere Staaten 
in eine volkswirtschaftliche Krise 
geraten. Handelsbilanzen sind ein 
Nullsummenspiel: Wenn ein Staat 
einen Handelsüberschuss erzielt, 
weist mindestens ein anderer Staat 
ein Handelsdefizit auf. Das führt 
dort auf Dauer zu Armut. Und die 
führt wiederum dazu, dass Men-
schen keine Zukunftsperspektive 
haben und ihre Heimat verlassen. 
„Wirtschaftsflüchtlinge“ werden sie 
bei uns abwertend genannt. Meines 
Erachtens trifft der Begriff eher auf 
Unternehmen und Personen zu, die 
ihr Geld in Steueroasen wie Panama 

verstecken – aber das ist jetzt ein 
anderes Thema. 

Von Sympathisanten der Gemein-
wohl-Ökonomie wird manchmal be-
hauptet, sie würde das Eigennutzstre-
ben durch das Gemeinwohl ersetzen. 

Die Gemeinwohl-Ökonomie er-
setzt das Eigennutzstreben nicht, 
sondern lenkt es in die richtige Rich-
tung. Was dem Gemeinwohl nützt, 
wird von staatlicher Seite belohnt. 
Dadurch wird das Eigennutzstreben, 
von dem die Gesellschaft profitiert, 
gefördert. Je mehr sie profitiert, des-
to höher die Förderung – und umge-
kehrt. Es geht also um die bewusste 
Herbeiführung von Win-win-Situa-
tionen, in denen sowohl das Unter-
nehmen als auch die Gesellschaft 
einen hohen Nutzen haben. 

Von Kritikern wird gerne vorge-
bracht, die Gemeinwohl-Ökonomie 
würde einen gigantischen bürokrati-
schen Aufwand bedeuten. 

Wir haben ja schon eine gigan-
tische Bürokratie, die den Wild-
wuchs unseres Subventionierungs-
systems verwaltet. Da erfolgt die 
Förderung allerdings meist ohne 
klare Gemeinwohl-Orientierung 
nach recht willkürlich anmutenden 
Kriterien, die nicht aufeinander ab-
gestimmt sind und sich häufig auch 
noch widersprechen. Hier etwas zu 
entschlacken und eine klare Linie 
reinzubringen, würde sicher den 
Bürokratieaufwand insgesamt nicht 
erhöhen – zumal es dann auch viele 
Probleme, die heute aufwendig ver-
waltet werden, gar nicht mehr gibt. 

Für die Unternehmen bedeutet die 
Gemeinwohl-Bilanz aber einen ho-
hen Aufwand.

Ein Unternehmen wird nicht ge-
zwungen, eine Gemeinwohl-Bilanz 
erstellen zu lassen. Das kann es frei 
entscheiden. Wenn es darauf ver-
zichtet, kommt es halt nicht in den 
Genuss der Vorteile, die sich aus 
einer guten Gemeinwohl-Bilanz er-

geben. Das ist wie beim Lohnsteu-
erjahresausgleich: Man ist nicht 
verpflichtet, den Antrag zu stellen, 
will man aber auf das Geld nicht 
verzichten, muss man sich durch die 
Formulare kämpfen. Eine Gemein-
wohl-Bilanz sollte aber auch nicht 
als lästige Pflicht betrachtet werden, 
sondern als nützliches Hilfsmittel, 
das eigene Unternehmen besser zu 
verstehen und eventuellen Hand-
lungsbedarf frühzeitig zu erkennen. 

Kommen wir zum Abschluss noch 
kurz auf den Workshop zu sprechen, 
den Sie für die ÖDP in Würzburg ge-
halten haben. Wie lief er? 

Für mich überraschend positiv. 
Die Teilnehmer waren alle sehr of-
fen, dachten mit, stellten kluge und 
konstruktive Fragen. Bei anderen 
Veranstaltungen erlebe ich immer 
wieder, dass es Teilnehmern vor 
allem darum geht, sich selbst zu 
profilieren und die eigene Meinung 
zu verteidigen bzw. zu propagieren. 
Das war hier nicht der Fall. Und das 
machte es für mich sehr angenehm. 

Sollte die ÖDP versuchen, sich als 
Gemeinwohl-Partei zu profilieren?

Selbstverständlich. Die ÖDP 
zeichnete sich schon immer durch 
ein hervorragendes Parteiprogramm 
aus. Bei ihrer Gründung gab es in 

Deutschland ja noch eine Soziale 
Marktwirtschaft, weshalb es logisch 
war, dass der Schwerpunkt zunächst 
auf ökologischen Themen lag. Seit-
her hat sich aber der Neoliberalis-
mus immer mehr durchgesetzt und 
zu gewaltigen sozialen Schieflagen 
und Problemen geführt. Vor dieser 
Fehlentwicklung kann die ÖDP die 
Augen nicht verschließen, sondern 

muss darauf reagieren und in ihrem 
Parteiprogramm noch etwas stärker 
überzeugende Lösungsansätze auf-
nehmen. Sie sollte dabei eine Linie 
vertreten, die eine große Zahl von 
Menschen versteht und anspricht 
– und nicht überfordert und ab-
stößt. Das Gefühl, dass es so, wie 
es momentan läuft, nicht weiterge-
hen kann, dass der Neoliberalismus 
überwunden werde muss, ist heute 
weit verbreitet – und sogar Papst 
Franziskus spricht das offen aus. 
Die Menschen warten auf schlüssige 
Antworten auf diese große Heraus-

forderung. Die Gemeinwohl-Öko-
nomie zeichnet sich durch einfache, 
klare Ideen aus, die leicht verständ-
lich sind und denen viele Menschen 
sofort zustimmen – ja, die sogar 
viele Menschen spontan begeistern. 
Der ÖDP würde es sicher nicht 
schaden, diese Ideen aufzugreifen.

Herr Grzega, herzlichen Dank für 
das interessante Gespräch.   	           n

ONLINETIPPS

Gemeinwohl-Ökonomie
www.ecogood.org 

Gemeinwohl Ökonomie 
Bayern e.V.
www.gwoe-bayern.org 

Christian Felber
www.christian-felber.at 

Sparda-Bank München eG
www.zum-wohl-aller.de 

„Die Gemeinwohl-Ökonomie ist eine evolutionäre 
Fortschreibung der Sozialen Marktwirtschaft.“

„Die Kernidee ist, dass das Eigennutzstreben 
viel stärker an das Gemeinwohl gekoppelt werden 

muss – zielgerichtet und nicht zufällig.“

„Das Gefühl, dass es so, wie es momentan läuft,  
nicht weitergehen kann, dass der Neoliberalismus 

überwunden werden muss, ist heute weit verbreitet.“
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Systemisches Konsensieren

„Möglichst viele Grautöne 
sichtbar machen“

Statt einer „marktkonformen Demokratie“, wie sie Bundeskanzlerin Angela Merkel einmal 
als Ziel formulierte, brauchen wir, wenn das Gemeinwohl nicht den Konzerninteressen geopfert  
werden soll, eine „demokratiekonforme Marktwirtschaft“. Doch sind unsere aktuellen 
demokratischen Entscheidungsverfahren dafür überhaupt geeignet? Gibt es Alternativen?

Interview mit Jörn Wiedemann

ÖkologiePolitik: Herr Wiedemann, 
was ist die Kernidee der Gemein-
wohl-Ökonomie?

Jörn Wiedemann: Durch eine 
Gemeinwohl-Bilanz wird das Ei-

gennutzstreben an das Gemeinwohl 
gekoppelt. Die Gemeinwohl-Bilanz 
zeigt die Auswirkungen der unter-
nehmerischen Tätigkeit einer Orga-
nisation auf die Allgemeinheit. Die 
Vision ist, dass gemeinwohl-orien-
tiertes Handeln damit messbar und 
vergleichbar wird. Je höher der Nut-
zen der wirtschaftlichen Aktivitäten 
für das Gemeinwohl ist, desto mehr 
Steuererleichterungen und andere 
Vergünstigungen erhält ein Unter-
nehmen. Wie diese Vorteile dann 
genau aussehen, das muss in einem 
demokratischen Prozess festgelegt 
werden. 

Auf welcher Ebene? Bund, Land 
oder Kommune?

Prinzipiell denken wir diese 
Ideen auf allen Ebenen. Angefan-
gen wird immer vor Ort in der 
Kommune. Dort sind Ideen des 

gemeinwohl-orientierten Handelns 
auch am leichtesten umzusetzen. 
Beispielsweise können Kommunen 
entsprechende Kriterien in ihre 
Auftragsvergabe integrieren oder 

ein Beispiel geben, in dem sie kom-
munale Eigenbetriebe bilanzieren.

Wie sieht ein demokratisches Sys-
tem im Sinne der Gemeinwohl-Öko-
nomie aus?

Es bindet die Bürger auf allen 
Ebenen so weit wie möglich ein und 
ist offen für alternative, demokrati-

schere Abstimmungsverfahren wie 
z. B. das Systemische Konsensieren.
Was ist das?

Ein Entscheidungsverfahren, das 
etwas anders funktioniert als dieje-
nigen, die wir sonst so praktizieren. 
Es geht um einen Prozess der Kon-

sensfindung. Meine ganz persönli-
che Vorstellung davon könnte z. B. 
so aussehen: Zunächst werden von 
den kommunalen Funktionsträgern 
keine Lösungen vorgegeben, son-
dern zusammen mit interessierten 
Bürgern erst einmal die Fragestel-
lung erarbeitet. Also nicht wie heute: 
„Sind sie für oder gegen die Erwei-
terung des Flughafens?“ Sondern: 
„Wie können wir unsere Mobili-
tätsbedürfnisse zukünftig optimal 
befriedigen?“ Bei einer solch offe-
nen Fragestellung bleibt der Blick 
offen für andere Lösungen – z. B. für 
den Ausbau des ÖPNV, den Ausbau 
des Güterbahnhofs, das Einrichten 
zusätzlicher Schnellbahnverbindun-
gen etc. oder die Kombination ver-
schiedener Lösungen. Alle diese Lö-

sungsvorschläge werden dann zur 
Abstimmung gegeben. So kann ein 
differenziertes Meinungsbild ein-
geholt werden. Und es wird sicht-
bar, bei welchen Lösungen von den 
Wählern der geringste Widerstand 
zu erwarten ist. Es geht also nicht 

um „Schwarz oder Weiß“, sondern 
darum, möglichst viele „Grautöne“ 
sichtbar zu machen. 

Den Weg des geringsten Wider-
stands zu gehen – das klingt nach 
Opportunismus und ist ein häufig 
gebrauchter Vorwurf an karriere-
orientierte Politiker, die keine eigenen 
Überzeugungen haben. 

Das genau ist es nicht, das ist 
meistens die Suche nach dem Kom-
promiss oder es wird die Lösung ge-
wählt, bei der kein oder nur schwa- 
cher Widerstand erwartet wird – 
z. B. weil die betroffene Gruppe 
keine Lobby hat. Der Kerngedanke 
ist, möglichst viele Lösungsansätze 
zu suchen. Also statt dem üblichen 
„Entweder/Oder“ die Vielfalt der 
Möglichkeiten sichtbar zu machen 
und dann die Lösung zu wählen, 
die, nachdem alle Beteiligten sich 
einbringen konnten, den größten 
gemeinsamen Nenner hat. 

Vertreter von Konzernen oder 
Branchen, wohl auch ganz norma-
le Mitarbeiter, werden nur so lange 
kompromissbereit sein, wie ihnen kei-
ne wirtschaftlichen Nachteile drohen. 

Anders als beim Konsens – alle 
sind dafür! – kann es beim Syste-
mischen Konsensieren durchaus 
Widerstand geben. Der Unterschied 
liegt unter anderem darin, dass eben 

jeder Lösungsvorschlag bewertet 
wird. Das heißt, dass alle Beteiligten 
nachvollziehen können, welche Lö-
sungsvorschläge den größten, aber 
eben auch den kleinsten Widerstand 
erzeugen. So kann ein sehr differen-
ziertes Meinungsbild gewonnen 
werden. Allerdings ist beim Systemi-
schen Konsensieren kein Vetorecht 
vorgesehen, was einigen Akteuren 
sicherlich weniger behagen könnte.

Über was soll demokratisch abge-
stimmt werden? Und über was nicht? 
Wo sind die Grenzen? 

Das kann meines Erachtens nur 
der Souverän, also der Wähler ent-
scheiden.

Kann über die Würde von Men-
schen und über Menschenrechte de-
mokratisch abgestimmt werden?

Ich glaube ja, wenn man das rich-
tige Verfahren dafür wählt. Unser 
derzeitig praktiziertes Mehrheits-
wahlrecht ist dafür meines Erach-
tens aber vollkommen ungeeignet!

Besteht die Gefahr, dass die Men-
schen durch ein Zuviel an Demo-

kratie überfordert, genervt und ihrer 
überdrüssig werden? 

Ich kann mir das schon vorstel-
len. Im Moment sehe ich aber eher, 
dass der Überdruss daher kommt, 
dass die Menschen das Gefühl ha-
ben, keinen Einfluss nehmen zu 
können bzw. nicht ernst genommen 
zu werden. Der breite Widerstand 
gegen TTIP, CETA oder Glyphosat 
findet bei unserer gegenwärtigen Re-
gierung nur geringe Resonanz. Das 
ist für mich der beste Beleg dafür, 
dass unsere Regierenden auf diesem 
Ohr schwer hörbehindert sind.

Herr Wiedemann, herzlichen Dank 
für das interessante Gespräch.          n
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Direkte Demokratie in der Schweiz: Bürgerversammlung einer Gemeinde des Kanton Glarus

„Vor Ort in der Kommune sind Ideen 
des gemeinwohl-orientierten Handelns 

am leichtesten umzusetzen.“

„Alle Beteiligten sollen nachvollziehen können, 
welche Lösungsvorschläge den größten, aber eben 

auch den kleinsten Widerstand erzeugen.“

„Es geht darum, statt dem üblichen  
‚Entweder/Oder‘ die Vielfalt 

der Möglichkeiten sichtbar zu machen.“

  |  WIRTSCHAFT, GEMEINWOHL & DEMOKRATIE

Jörn Wiedemann, Jahrgang 1968, 
absolvierte eine Ausbildung zum Bank-
kaufmann und arbeitete anschließend 
mehrere Jahre im Vermögensmanage-
ment. 2013 gründete er die Münchner 
Niederlassung des Terra-Instituts, wo 
er als Berater und Trainer für nachhal-
tiges Wirtschaften tätig ist. Seit 2015 
ist er Vorstand in der „Gemeinwohl-
Ökonomie Bayern“, seit 2013 Mitglied 
in der ÖDP, 2014 kandidierte er für den 
Münchner Stadtrat.

www.joernwiedemann.de 
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Solidarische Ökonomie 

„Ressourcen als Gemeingüter 
verstehen und schützen“

Die „Solidarische Ökonomie“ ist eine alternative Form des Wirtschaftens. Sie will den Materialismus 
überwinden, Mitbestimmung und Demokratie erweitern, bedürfnisorientiert produzieren und 
die natürlichen Lebensgrundlagen erhalten. Selbstorganisierte Unternehmen und Projekte, die sie 
verwirklichen wollen, gibt es weltweit, viele in Lateinamerika, aber auch in Europa.  

Interview mit Elisabeth Voß

ÖkologiePolitik: Frau Voß, wie kom-
men wir aus der Wachstumsspirale 
heraus?

Elisabeth Voß: Ganz ehrlich: Ich 
weiß es nicht. Dass dieses zerstöre-
rische Schneller-Höher-Weiter kei-
ne Zukunft hat, wird immer mehr 
Menschen klar. Aber was folgt da-
raus? Das wohlige Gefühl, sich an 
diesem Punkt einig zu sein, ändert 
ja nichts an der wirtschaftlichen 
Dynamik.

Ist der Kollaps also unvermeidlich?
Auch das kann ich nur schwer 

beantworten. Es gibt ja in der De-
growth-Bewegung die Frage „By 
design or by desaster?“, also ob 
es gelingen wird, die notwendige 
Wachstumsrücknahme bewusst zu 
gestalten, oder ob es erst zur Kata-
strophe kommen muss. Da denke 
ich dann immer, die Katastrophe ist 
doch längst da. Noch nicht für uns 
hier in den privilegierten Weltregio-
nen, aber für Millionen Menschen 
im globalen Süden. Die verlieren 
schon seit Jahrzehnten ihre Lebens-
grundlagen, werden vertrieben, 
sterben in Ressourcenkriegen oder 
auf der Flucht. Jedes „Weiter so!“ 
nimmt das nicht nur in Kauf, son-
dern verstärkt es.

Ist Solidarische Ökonomie eine 
wirksame Antwort darauf?

Sie kann ein Teil davon sein. Die 
vielen kleineren und wenigen grö-
ßeren Ansätze zeigen ja, dass es an-

ders geht, dass Wirtschaft nicht be-
deuten muss, maximalen Profit zu 
erwirtschaften, sondern dass Men-
schen aus natürlichen Ressourcen 
das herstellen können, was sie zum 
Leben brauchen. Allerdings reicht 
es sicherlich nicht aus, in ein paar 
Nischen – viel mehr ist es ja meist 
nicht – anders zu wirtschaften.

Was wäre notwendig?
Über die gemeinschaftliche wirt-

schaftliche Selbsthilfe hinaus ist es 
notwendig, die gesamte Wirtschaft 
solidarisch zu gestalten, also auch 
die gesellschaftliche Perspektive 
nicht aus dem Blick zu verlieren: 
Wer entscheidet über Produktions-
prozesse, über Ressourcennutzung, 
über Arbeitsverhältnisse und über 
die Verteilung des Produzierten? In 
diesem Zusammenhang halte ich 
es für wichtig, dass die Grundver-
sorgung mit dem Lebensnotwendi- 
gen – die sogenannte „Daseinsvor-

sorge“ – in gesellschaftlicher Ver-
antwortung durch öffentliche Un-
ternehmen sichergestellt wird. Dazu 

ist es notwendig, die erforderlichen 
Ressourcen als Gemeingüter zu ver-
stehen und zu schützen.

Wir können wir denn die Privati-
sierung von immer mehr Gemeingü-
tern in Privateigentum umkehren?

Dafür sind soziale Auseinander-
setzungen und politische Kämpfe 
gegen Privatisierungen unabding-
bar, die ja heute weltweit geführt 
werden, und die ich als Bestandteil 
solidarischen Wirtschaftens ver-
stehe. Solidarisches Wirtschaften 
wird in der globalen Welt nicht in 
einem Land möglich sein, sondern 
schließt eine globale Perspektive 
mit ein.

Kann denn eine Solidarische Öko-
nomie innerhalb des Kapitalismus 
überhaupt funktionieren?

Solidarische Ökonomie im en-
geren Sinne, also wirtschaftliche 
Selbsthilfe, entsteht oft gerade dort, 
wo die kapitalistische Marktwirt-

schaft die Bedürfnisse der Men-
schen nicht mehr erfüllen kann. 
Meist ist die Not der Auslöser, sich 
mit anderen zusammenzutun, um 
irgendwie über die Runden zu kom-
men. Wir sehen das aktuell in Grie-
chenland und Spanien, aber auch 
seit der Krise in Argentinien Anfang 
des Jahrhunderts oder in Brasilien, 
wo 2003 sogar ein Staatssekretariat 
für Solidarische Ökonomie einge-
richtet wurde, um Menschen dabei 
zu unterstützen, sich in Genossen-
schaften zu organisieren, und damit 
Hunger und Armut zu überwinden. 
Menschen haben sich in der Ge-
schichte schon immer zusammen-
getan, weil sie als soziale Wesen 

alleine nicht lebensfähig wären. 
Ohne das Gemeinschaftliche gäbe 
es die Menschheit sicher schon 
lange nicht mehr. Diese Solidari-
tät in der Not hat also ganz prag-
matische Aspekte und oft zerfällt 

sie auch ganz schnell, wenn sich 
gesellschaftliche Verhältnisse ver-
ändern. Das war zum Beispiel nach 
dem Ende der DDR zu beobachten, 
wo viele, die bisher notgedrungen 
kooperiert hatten, nun in der soge-
nannten „Freien Marktwirtschaft“ 
nur noch auf ihren persönlichen 
Vorteil geschaut haben. Nun sind 
die Träume von blühenden Land-
schaften zerplatzt und so manchen 
abgehängten Regionen in den Neu-
en Bundesländern täte es gut, in 
gemeinschaftlicher wirtschaftlicher 
Selbsthilfe ihre Lebensbedingungen 
zu verbessern. Ansätze dazu gibt es, 
nicht zuletzt auch im Zusammen-
hang mit neu hinzuziehenden Men-
schen mit Fluchtbiografien.

Was ist der Unterschied zwischen 
Solidarischen Ökonomien zum Kom-
munismus?

Der Kommunismus ist eine Uto-
pie, es gab ihn noch nie. Die Idee 
einer Gesellschaft von Gleichen, in 
denen die einen die anderen nicht 
ausbeuten können, weil es kein Pri-
vateigentum an Produktionsmitteln 
gibt, kommt meiner Vorstellung 
solidarischen Wirtschaftens schon 

sehr entgegen. Natürlich ohne eine 
Diktatur des Proletariats und sol-
che autoritär-patriarchalen Ideen. 
Aber das Bestreben, alle Verhält-
nisse umzuwerfen, in denen der 
Mensch ein erniedrigtes, geknechte-

tes, verlassenes, verächtliches Wesen 
ist, könnte eine Klammer sein, die 
beides verbindet.

Was würden Sie tun, wenn Sie 
Wirtschaftsministerin wären?

Zuerst würde ich den Wirt-
schaftskrieg, den Deutschland 
gegen den Rest der Welt führt, 
beenden: die destruktiven Ex-
portüberschüsse. Vor allem die 
Rüstungsexporte, überhaupt die ge-
samte Rüstungsproduktion würde 
ich herunterfahren. Des Weiteren 
würde ich mich dafür einsetzen, die 
Ausplünderung der Ressourcen im 
globalen Süden zu stoppen, die ja 
vor allem der Produktion von Fut-
termitteln für den überbordenden 
Fleischkonsum und dem Anbau 

von Energiepflanzen zum Opfer fal-
len. Bekanntlich kann der Hunger 
in der Welt nur durch Ernährungs-
souveränität und eine kleinbäuer-
liche Landwirtschaft überwunden 
werden. 

Wie lässt sich das umsetzen?
Das ist eine Frage der politischen 

Vernetzung und Macht, denn ohne 
einschneidende Maßnahmen, ins-
besondere ins Eigentumsrecht von 

Elisabeth Voß, Jahrgang 1955, Dipl.-
Betriebswirtin (FH), schreibt als 
freiberufliche Publizistin über Solida-
rische Ökonomien, genossenschaftliche 
Unternehmungen, Hausprojekte sowie 
Selbstorganisation in Wirtschaft und 
Gesellschaft unter anderem für die Zeit-
schriften „Contraste“ und „Oya“. Des 
Weiteren engagiert sie sich in Organisa-
tionen wie „Netz für Selbstverwaltung 
und Selbstorganisation“, „Gemeingut 
in BürgerInnenhand“ und „Bewegungs-
stiftung“. 

www.elisabeth-voss.de 

„Über die gemeinschaftliche wirtschaftliche  
Selbsthilfe hinaus ist es notwendig, die gesamte 

Wirtschaft solidarisch zu gestalten.“

„Es ist wichtig, dass die Grundversorgung  
mit dem Lebensnotwendigen durch öffentliche 

Unternehmen sichergestellt wird.“ 

„Solidarisches Wirtschaften wird in der globalen 
Welt nicht in einem Land möglich sein, 

sondern schließt eine globale Perspektive mit ein.“
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BUCHTIPPUnternehmen, wird solidarisches 
Wirtschaften in größerem Stil nicht 
möglich sein. Im Inland wäre die 
Unterstützung aus Politik und Ver-
waltung notwendig, also eine aus-
reichende Anzahl von Menschen 
dort, die das Ziel einer menschen-

würdigen Wirtschaftsgestaltung tei- 
len, sowie solidarische internatio-
nale Beziehungen. Ebenso wichtig 
ist der Rückhalt in der Bevölkerung. 
Es könnte zum Beispiel über einen 
„Transformatorischen Wirtschafts-
rat“ nachgedacht werden: ein Gre-
mium zur breiten Bildung der Be-
völkerung in Wirtschaftsfragen und 
zur Diskussion von Leitbildern für 
eine solidarische Gesellschaft.

Wie könnten Solidarische Öko-
nomien in einer globalisierten Welt 
funktionieren?

Ich gehe davon aus, dass der 
Schwerpunkt der Versorgung durch 
lokale und regionale Wirtschafts-
strukturen abgedeckt wird. Dabei 
sehe ich die Hauptverantwortung 
in öffentlichen Unternehmen, die 
jedoch keine „closed shops“ sein 
werden, wie bisher, sondern von der 
Bevölkerung gesteuert und kontrol-
liert werden. Daneben könnte es ei-
nen breiten Sektor genossenschaft-
licher Unternehmen geben, und 
auch einige Kleinunternehmen, 
Familienbetriebe und Kollektive 
sowie Selbstständige und freiberuf-
lich Tätige. Also durchaus eine brei-
te Mischung von Unternehmensfor-
men. Aber keine globalen Konzerne, 
keine privaten Großunternehmen 
und vor allem keine Aktiengesell-

schaften, die ausschließlich der Pro-
fitmaximierung dienen. Daneben 
wird es sicher auch weiterhin einen 
Welthandel geben. Seit Jahrzehnten 
zeigt beispielsweise der solidarische 
Kaffeehandel, wie das gehen kann. 
Da geht es nicht darum, den Kaffee 

möglichst billig zu beziehen, son-
dern es werden persönliche Bezie-
hungen zwischen den Produzenten 
und Händlerinnen und Händlern 
aufgebaut. Oft entsteht solche Zu-
sammenarbeit aus dem Wunsch, 
politische Befreiungsbewegungen 
nicht nur politisch, sondern auch 
wirtschaftlich zu unterstützen.

Brauchen wir ein anderes Geld-
system? 

In meiner persönlichen Utopie 
gibt es kein Geld mehr. Geld für 
sich ist nichts, außer das, was Men-

schen vereinbaren, was es sein soll. 
Viel wesentlicher finde ich jedoch 
die Frage, wie Güter hergestellt und 
Leistungen erbracht werden. Was 
geschieht mit den Ressourcen und 
den arbeitenden Menschen im Wirt-
schaftsprozess und wer entscheidet 
eigentlich darüber? Solidarische 
Ökonomien basieren ja wesentlich 
auf menschlichen Beziehungen, 
nicht auf Geld, das höchstens ein 
Hilfsmittel zur Verrechnung ist. Da-
rum halte ich es für wichtiger, an der 

Produktion und am sozialen Mitei-
nander zu arbeiten.

Führt uns nicht gerade der Geld-
verwertungsdrang im Wirtschafts-
prozess in den Abgrund?

Einerseits ja, denn aus Geld 
mehr Geld und daraus noch mehr 
Geld zu machen, setzt zerstöreri-
sche Mechanismen in Gang. An-
dererseits ist Geld nur der Gegen-
wert der Ausbeutung von Mensch 
und Natur, und ein praktikables 
Instrument zur Sicherung von An-
sprüchen auf Güter und Leistun-
gen. Sicher kann es sinnvoll sein, 
spekulative Geldflüsse zur Scha-
densbegrenzung zu regulieren, als 
Notmaßnahme. Aber wenn wir 
über Alternativen sprechen, dann 
scheint mir die Fokussierung auf 
die Zirkulation mitunter wie eine 
Fetischisierung des Geldes. Viel-
leicht ist es einfacher, ein technisch 
anders organisiertes Geldsystem 
zu erdenken, als sich der Frage zu 
stellen, wie sich Machtverhältnisse 
– insbesondere das Privateigentum 
an Produktionsmitteln – verändern 
lassen. Aber genau dies ist meines 
Erachtens notwendig.

Welche Rolle können Genossen-
schaften in den Solidarischen Öko-
nomien spielen?

Genossenschaften sind aus mei-
ner Sicht so etwas wie ein Proto-
typ solidarischen Wirtschaftens, 
insbesondere wenn sie im Mitglie-
dergeschäft tätig sind, also mit ih-
ren Gütern oder Leistungen nicht 
an den Markt gehen, sondern die 
Mitglieder sich mit ihrer eigenen 
Arbeit selbst versorgen oder in ei-
ner solidarischen Gemeinschaft 

von Arbeitenden und Nutzenden 
gemeinsam das Lebensnotwendige 
erwirtschaften. Aktuelle Beispiele 
sind Community-Supported-Agri-
culture-Projekte der Solidarischen 
Landwirtschaft. Sie zeigen, dass 
genossenschaftliches Wirtschaften 

nicht zwangsläufig die Rechtsform 
der Genossenschaft benötigt. Ein 
anderes Beispiel ist das Mietshäuser 
Syndikat – ein Solidarverbund von 
Wohnprojekten, der sogar 2012 im 
Internationalen Jahr der Genossen-
schaften einen Genossenschafts-
preis bekommen hat, obwohl das 
Syndikat aus GmbHs und Vereinen 
besteht. Genossenschaften haben 
meines Erachtens eine große Zu-
kunft, weil sie zum Nutzen ihrer 
Mitglieder wirtschaften, nicht für 
den Profit. Sie stehen jedoch vor der 
Herausforderung, über den Mitglie-
dernutzen hinaus auch gesellschaft-
lich sozial und verantwortlich zu 
handeln, was viele Genossenschaf-
ten ja bereits tun.

Welche Rolle kommt der Shareco-
nomy zu?

Eine ganz fatale. Die Sharecono-
my wird ja seit einigen Jahren me-
dial unglaublich gehypt. Das ist ein 
neues, profitables Geschäftsmodell, 
mit dem sich große Unternehmen 
und Konzerne – insbesondere aus 
der Digitalwirtschaft – Daten, Um-
satzbeteiligungen und nicht zuletzt 
auch ideologische Legitimation 
verschaffen. Zum Beispiel scheint 
es dem CarSharing zu gelingen, 
dem Autofahren Legitimation und 
sogar einen gewissen Ökofaktor 
anzudichten. Wer ohne Reue Au-
tos nutzen kann, wird sich kaum 

für autofreie Innenstädte, Tempo 
30 und Vorrang für diejenigen, die 
sich zu Fuß und auf dem Rad be-
wegen, einsetzen. Die Shareconomy 
ist für mich ganz klar ein trojani-
sches Pferd der gewinnorientierten 
Wachstumsökonomie, auch wenn 

vereinzelt Wohlmeinende auf den 
Trend aufspringen und kleine 
selbstorganisierte Projekte auch 
unter diesem Label betreiben.

Was halten Sie von einem indivi-
duellen Ressourcenbudget als han-
delbare Zweitwährung?

Das halte ich für einen grundle-
gend falschen Ansatz, denn er folgt 

der marktwirtschaftlichen Logik. 
Warum sollte das Recht auf den 
Verbrauch von Ressourcen käuflich 
sein? Das war meines Erachtens 
auch schon einer der Fehler bei 
den CO2-Zertifikaten für Unter-
neh-men. Ich denke, dass natürli-
che Ressourcen keine Waren sein 
sollten, deren Nutzung käuflich ist, 
sodass diejenigen, die mehr Geld 
haben, mehr davon bekommen, 
sondern dass es eine der vielen 
Herausforderungen Solidarischen 
Wirtschaftens wäre, dafür andere 
gesellschaftliche Aushandlungsme-
chanismen zu finden, ohne in au-
toritäre Bürokratismen zu verfallen. 
Vor dem individuellen Ressourcen-
verbrauch steht ja der Produktions-
prozess, also die Ausbeutung der 
Natur durch große Unternehmen 

Elisabeth Voß, 
Netz für Selbst-
verwaltung und 
Selbstorganisation 
e.V. (Hrsg.)
Wegweiser 
Solidarische 
Ökonomie
!Anders Wirtschaf-
ten ist möglich!
AG SPAK, September 2015
204 Seiten, 10.00 Euro
978-3-940865-33-5

„Die Idee einer Gesellschaft von Gleichen,  
in der es kein Privateigentum an Produktionsmitteln 

gibt, kommt meiner Vorstellung  
solidarischen Wirtschaftens schon sehr entgegen.“

„Ohne einschneidende Maßnahmen, insbesondere ins 
Eigentumsrecht von Unternehmen, wird solidarisches 

Wirtschaften in größerem Stil nicht möglich sein.“ 

„Die Shareconomy ist für mich ganz 
klar ein trojanisches Pferd der gewinnorientierten 

Wachstumsökonomie.“

„Ich denke, dass natürliche Ressourcen keine Waren 
sein sollten, deren Nutzung käuflich ist.“

und Konzerne. Da wäre anzusetzen 
– aber nicht mit käuflichen Zertifi-
katen! –, statt die Regulation indivi-
dualistisch bei den Verbraucherin-
nen und Verbrauchern anzusetzen. 
Mit großer Sorge sehe ich den Trend 

zur Akzeptanz ökonomistischer 
Sichtweisen, in denen alles Han-
deln legitim erscheint, sofern dafür 
bezahlt wird. Hier sind grundsätzli-
che politische Entscheidungen und 
demokratische Steuerung in der 
Wirtschaft notwendig. Statt sich in 
vermeintlichen Sachzwängen und 
Wirtschaftlichkeitsfragen zu ver-
fangen, sollte eine der Grundfragen 
Solidarischen Wirtschaftens breit 
diskutiert werden: Was brauchen 
Menschen zum Leben? Und wo-
für ist es legitim, Ressourcen und 
menschliche Arbeitskraft einzuset-
zen?

Frau Voß, herzlichen Dank für 
das interessante Gespräch.   	            n

Das Interview führte Jürgen Osterlänger, 
Mitglied der ÖDP-Bundesprogramm-
kommission.
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Freihandelsabkommen 

Auf dem Weg zur 
Diktatur der Konzerne

International operierende Konzerne dominieren unsere Wirtschaft immer mehr.  
Und sie wollen nicht nur die Wirtschaft dominieren, sondern unsere gesamte 
Gesellschaft. Die sogenannten „Freihandelsabkommen“ dienen weniger dem freien 
Handel, sondern dazu, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit abzubauen. Das 
scheint zum Wesen der EU zu gehören. 

von Hermann Striedl

E rst vor wenigen Jahren wurde 
nach und nach bekannt, dass 
die EU Freihandelsabkommen 

plant: mit den USA das „Transat-
lantic Trade and Investment Part-
nership“ (TTIP), mit Kanada das 
„Comprehensive Economic and 
Trade Agreement“ (CETA) und zwi-
schen 23 Staaten das „Trade in Ser-
vices Agreement“ (TiSA) für Dienst-
leistungen. Diese völkerrechtlichen 
Verträge würden den Konzernen 
Sonderrechte einräumen. Sie wären 
von den einzelnen vertragsschlie-
ßenden Staaten überwiegend nicht 
mehr kündbar. 

Konzerne könnten Staaten auf 
dreistellige Millionenbeträge ver-
klagen, wenn diese aus Gesund-
heits-, Umwelt- und Sozialgründen 
Gesetze erlassen und Großinvesto-
ren dadurch ihre Gewinnerwartung 
beeinträchtigt sehen. Spezialisierte 
Anwaltskanzleien könnten durch 
Klagen von Konzernen vor dubiosen 
Schiedsstellen ebenfalls Millionen 
verdienen. Die Schiedsstellen sind 
keine Gerichte, sind nicht mit unab-
hängigen Richtern besetzt. Ihre Ent-
scheidungen sind von ordentlichen 
Gerichten nicht überprüfbar. 

Obwohl die gefährlichen Inhalte 
der Freihandelsabkommen von un-

abhängigen Fachleuten und von 
verschiedenen NGOs offengelegt 
und kritisiert wurden, obwohl Mil-
lionen von EU- und USA-Bürgern 
gegen diese Freihandelsabkommen 

auf die Straße gehen, wird deren 
Verabschiedung von den Regierun-
gen mit allen Mitteln vorwärtsge-
trieben. Wie kann das sein? 

Politische Vorgeschichte
Um die gegenwärtige Situation zu 
verstehen, ist ein Blick auf die po-
litische Entwicklung nach 1948 zu 
werfen: Deutschland verstand sich 
nach dem gerade in Kraft getrete-
nen Grundgesetz als ein demokrati-
scher, sozialer Bundesstaat. Um die 
wirtschaftliche Katastrophe nach 
den Weltkriegen zu überwinden, 
aber auch zur Friedenssicherung 
zwischen ehemals verfeindeten 
europäischen Nationen wurden 
Wirtschaftsbündnisse geschlossen 
und in der Folgezeit intensiviert. 
Wunsch war ein vereintes Europa 

als Wirtschaftsgroßmacht. Diesem 
vereinten Europa wurden nach und 
nach immer mehr nationale Souve-
ränitätsrechte übertragen. 1992 kam 
es zu einer Grundgesetzänderung, 

um nationale Hoheitsrechte auf 
eine europäische Staatengemein-
schaft übertragen zu können – die 
Voraussetzung für den Maastricht- 
und den Lissabonvertrag. 

Es erfolgte eine Übertragung na-
tionaler Hoheitsrechte auf die EU – 
und damit die Minimierung natio-
naler Souveränität. Dies entsprach 
den Anforderungen eines demokra-
tischen sozialen Rechtsstaates nicht, 
so das Bundesverfassungsgericht 
(BVerfG). Die Übertragung natio-
naler staatlicher Souveränität er-
folgte ohne Mitwirkung des Volkes. 
Sie erfolgte durch völkerrechtliche 
Vereinbarungen der Regierungen, 
verfassungsrechtlich fehlte es die-
sen an einem Mandat des Volkes. 
Die Übertragung erfolgte unwider-
ruflich. 

Wirtschaftsliberalismus 
als Leitbild
Was jedoch wesentlicher ist: Es wur-
de ein Wirtschaftsbündnis geschlos-
sen, dessen Grundlagen der EU-
Vertrag (EUV) und der Vertrag über 
die Arbeitsweise der Union (AEUV) 
sind. Dort sind folgende Ziele fest-
geschrieben: freier Wettbewerb, frei-
er Waren- und Geldverkehr, weitest-
mögliche Privatisierung sogar der 
Daseinsvorsorge. Maßnahmen wie 
die Förderung der Beschäftigung, 
die Verbesserung der Lebens- und 

Arbeitsbedingungen und ein ange-
messener sozialer Schutz sind zwar 
erwähnt, jedoch dem obersten Ziel, 
nämlich der Wettbewerbsfähig-
keit der Wirtschaft und dem freien 
Handel, untergeordnet. Die Verträ-
ge sind zeitlich nicht begrenzt und 
können nur gemeinsam von allen 
Vertragsschließenden aufgehoben 
oder abgeändert werden. In diesen 
zeitlich unbegrenzten völkerrechtli-

chen Verträgen ist der Wirtschafts-
liberalismus die bindende Gesell-
schaftsgrundlage. 

Die ursprüngliche Intention von 
Liberalismus war die individuelle 
Freiheit innerhalb einer staatlichen 
Ordnung. Der Wirtschaftslibera-
lismus dagegen will einen Markt-
fundamentalismus, d. h. die Gesell-
schaft soll einem System sich selbst 
regulierender Märkte untergeordnet 
werden. Der Staat hat nur noch für 
den Schutz der Handelsfreiheit, für 
die Einhaltung der von den Markt-

beteiligten frei ausgehandelten Ver-
träge sowie für die Gefahrenabwehr 
gegen außen und innen zu sorgen, 
ansonsten ist er abzuschaffen. Da-
vid Rockefeller, Berater mehrerer 
amerikanischer Präsidenten, wollte 
eine neue Weltordnung, in der Ban-
ken und Konzerne die Weltpolitik 
bestimmen. Seinen Forderungen 
wurde von den EU-Regierungen nie 
widersprochen. 

Übertragung 
von Hoheitsrechten

Von Anfang an wurde von den 
Regierungen der EU-Staaten ein 
Staatenbündnis EU errichtet, das 
eine Weltwirtschaftsmacht ist. Die 
EU-Gründerstaaten übertrugen die 

Von der EU-Gesetzgebung und davon,  
wie die EU von ihren Hoheitsrechten Gebrauch 

macht, sind die EU-Bürger ausgeschlossen. 

Die Geschäfte des „Europäischen Stabilitäts- 
mechanismus“ (ESM) führen Finanzfachleute ohne 

demokratische Legitimation. 
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Nach der zynischen Eingangsfrage „Kommen bei TTIP die berechtigten Interessen unserer 
Konzerne nicht unter die Räder einer entfesselten Demokratie?“ wird in der brillanten 
Satiresendung „Die Anstalt“ vom 24. Mai 2016 detailliert aufgezeigt, mit welchen Mitteln 
die EU und die USA dies konsequent verhindern.
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Großteil der Gesetzgebungsverfah-
ren ein Mitwirkungsrecht erkämpft, 
aber bei Weitem nicht bei allen. 
Genau ausgedrückt: Das EU-Par-
lament hat teilweise die Möglich-
keit, ein EU-Gesetz zu verhindern. 
Obwohl es Abänderungsvorschläge 
machen kann, hat es keine Mög-
lichkeit, diese gegen den Willen des 
EU-Rats durchzusetzen. Bei den 
Freihandelsabkommen handelt es 
sich um völkerrechtliche Verträge, 
denen das EU-Parlament zustim-

men muss. Es hat auch hier kein 
Mitberatungsrecht und kann auch 
keine Abänderungen durchsetzen. 
Es gibt kein Kontrollrecht, wie die 
EU mit den ihr übertragenen Ho-
heitsrechten umgeht. 

Abgabe des Haushaltsrechts
Für einen souveränen Staat ist das 
Haushaltsrecht von wesentlicher 
Bedeutung. Für eine Demokratie 
unvorstellbar ist, dass wichtigste 
Hoheitsrechte an Einrichtungen 
außerhalb staatlicher Institutionen 
oder von der Gemeinschaft nicht 
kontrollierbare Organisationen ab-
gegeben werden – und das zeitlich 

unbegrenzt. Bei dem Versuch, die 
Eurokrise in die Hand zu bekom-
men, wurden von den Regierungen 
der Euro-Staaten der Europäische 
Stabilitätsmechanismus und der 
sogenannte „Fiskalpakt“ verab-
schiedet. Die Euro-Staaten setzten 
sich dadurch der Haftung von meh-

reren Billionen Euro aus und gaben 
ihre Haushaltshoheit überwiegend 
auf. Ihre Parlamente können nicht 
mehr über die Staatsfinanzen be-
stimmen. Die Geschäfte des „Euro-
päischen Stabilitätsmechanismus“ 
(ESM) führen Finanzfachleute 
ohne demokratische Legitimation 
– sie werden von den Finanzminis-
tern bestimmt. 

Noch weiter geht die EU bei den 
Freihandelsabkommen. Hier wird 
für die Konzerne ein Sonderrecht 
geschaffen. Hier werden im Na-
men des freien Wettbewerbs und 
des freien Handels Vereinbarungen 
getroffen, die es den EU-Staaten un-
möglich machen, ihre Verantwor-
tung für die Bürger, für die Umwelt, 
für die Daseinsvorsorge weiterhin 
ausreichend wahrzunehmen. Den 
Konzernen bleibt es überlassen, auf 
derartige Gesetze Einfluss zu neh-
men, wenn nach ihren Vorstellun-
gen der unbehinderte Wettbewerb 
und ihre Gewinnerwartungen be-
einträchtigt werden. Die unabhän-
gige staatliche Rechtsprechung soll 
in diesem Zusammenhang weitge-
hend abgeschafft werden. 

Geheimhaltung und Tricksereien
Bei all dem ist nicht nachvollzieh-
bar, was die deutsche Bundesregie-
rung dazu treibt, einen demokrati-
schen sozialen Rechtsstaat in eine 
Diktatur der Konzerne umzugestal-

ten. Dabei ist es mehr als umstrit-
ten, ob diese Art von Liberalismus 
volkswirtschaftlich überhaupt sinn- 
voll ist. Noch unverständlicher ist, 
mit welchen Mitteln die Bundesre-
gierung versucht, diese Revolution 
durchzusetzen: Es wurde von An-
fang an geheim verhandelt. Als nach 

dem geheim ausgehandelten Verfas-
sungsentwurf zur Ratifizierung in 
einigen Staaten eine Volksabstim-
mung gemäß deren Verfassungen 
durchgeführt wurde, die zu einer 

Ablehnung des Verfassungsvertrags 
führten, wurde der „Verfassungs-
vertrag“ in „Lissabonvertrag“ um-
benannt. Trotz nahezu des gleichen 
Inhalts erreichten die Regierungs-
chefs der EU-Staaten, dass darüber 
keine Volksabstimmungen durchge-
führt wurden. 

Die Übertragung der wesentli-
chen Hoheitsrechte wurde so ge-
staltet, dass diese durch die einzel-
nen EU-Staaten nicht widerrufbar 
ist. Es gibt kein Mitgestaltungsrecht 
der nationalen Parlamente oder des 
EU-Parlaments. Nur ablehnen kann 
das meist schlecht informierte EU-
Parlament manche Gesetzentwürfe. 
Und nur ablehnen kann ein natio-
nales Parlament die Ratifizierung 
für sein Land. 

Die Regierungschefs der EU-
Staaten haben eine Mitwirkung 
der Bürger weitestgehend ausge-
schlossen. Soweit eine Mitwirkung 
von Parlamenten erforderlich war, 
herrscht strengste Geheimhaltung. 
Wie sich gerade bei den Freihan-
delsabkommen zeigt, erfuhren die 
längste Zeit Bürger und Parlamen-
te überhaupt nichts. Erst nachdem 
durch Whistleblower teilweise 
Verhandlungsinhalte nach außen 
drangen, begannen die EU-Verant-
wortlichen zu tricksen. Es wurden 
zwar keine Einzelheiten über die 
Verhandlungen bekannt, es wurde 
lediglich oberflächlich bekannt ge-
geben, worüber verhandelt wurde. 

Auf weiteres Drängen der Öffent-
lichkeit wurde ausgewählten Vertre-
tern der nationalen Regierungen 
und Abgeordneten die Möglichkeit 
eingeräumt, Verhandlungsproto-

kolle in geschlossenen Räumen in 
einer Zeitspanne einzusehen, die 
auch für den Geschultesten nicht 
ausreicht, sich auch nur einen 
Überblick zu verschaffen. Fotogra-
fieren, Abschriften, Notizen sind 

untersagt. Darüber hinaus sind die 
Berechtigten verpflichtet, strengstes 
Stillschweigen zu wahren. 

Fehlinformationen zu 
Schiedsstellen

Auch sonst gehen die Tricksereien 
weiter. Als das für einen Rechtsstaat 
unvorstellbare Vorhaben von im In-
teresse von Investoren geschaffener 
Schiedsstellen bekannt wurde, wur-
de von der Bundesregierung und 
der EU verlautbart, dass die Pro-
teste der Bürger zu einer Änderung 
der Verträge geführt haben. Die 
Schiedsstellen würden den Vorga-
ben für staatliche Gerichte angegli-
chen. Man beabsichtigt, die Bürger, 
aber auch die Abgeordneten zu be-
ruhigen. Tatsächlich aber sollen die 
nach wie vor fälschlich als „Schieds-
gericht“ bezeichneten Schiedsstellen 
geschaffen und nicht mit unabhän-
gigen Richtern besetzt werden. Nach 
wie vor sollen die Entscheidungen 

dieser Schiedsstellen nicht von un-
abhängigen staatlichen Gerichten 
überprüft werden können. 

Dass ein völkerrechtlicher Ver-
trag zustande kommen soll, der 

den Rechtsstaat ausschließt, ist ein 
Skandal. Die Öffentlichkeit wird 
gezielt mit Fehlinformationen ge-
täuscht und irregeführt, ebenso die 
nationalen Parlamente und das EU-
Parlament. Sie sollen aus alter Treue 
zu ihren nationalen Regierungen 
diesen Gesetzen und diesen Verträ-
gen zustimmen.		             n
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Es ist nicht nachvollziehbar, was die Bundesregierung 
dazu treibt, einen demokratischen Rechts- 

staat in eine Diktatur der Konzerne umzugestalten. 

Soweit eine Mitwirkung von Parlamenten 
erforderlich war, herrscht strengste Geheimhaltung. 

Dass ein völkerrechtlicher Vertrag 
zustande kommen soll, der den Rechtsstaat 

ausschließt, ist ein Skandal. 

Die Öffentlichkeit wird gezielt mit Fehlinformationen 
getäuscht und irregeführt, ebenso die  

nationalen Parlamente und das EU-Parlament. 

wichtigsten nationalen Hoheits-
rechte auf die EU. Die EU verfügt 
nach der Übertragung autonom 
über diese Hoheitsrechte, die sie 
durch ihre Institutionen im Inte-
resse des Kapitals sowohl durch Ge-
setzgebung als auch in der Verwal-
tung ausübt. Nach der Übertragung 
der Hoheitsrechte ist ein Einfluss 
der EU-Bürger, aber auch der ein-
zelnen EU-Staaten ausgeschlossen. 
Ausgeschlossen sind die EU-Bürger 
auch von der EU-Gesetzgebung 

und davon, wie die EU von ihren 
Hoheitsrechten Gebrauch macht. 

Die Regelungen über die Gesetz-
gebung in der EU sind äußerst ver-
wirrend. Hinzu kommt, dass sie in 
den offiziellen Verlautbarungen ent-
stellt wiedergegeben werden. Unter 
die Gesetzgebung der EU fallen 
verschiedene Begriffe mit verschie-
denen Verfahren: 

Richtlinien: Das sind Rahmen-
gesetze, an denen die EU-Staaten 
ihre nationalen Gesetze ausrichten 
müssen. 

Verordnungen: Das sind für die 
EU-Staaten direkt bindende Anwei-
sungen der EU-Kommission, die 
sich an die Verwaltung richten. 

Völkerrechtliche Verträge, die 
ein Teil der intergouvernementalen 
Zusammenarbeit sind. Diese wer-
den für die EU durch den Euro-
päischen Rat mit anderen Staaten 
abgeschlossen. Hierzu gehören die 
Freihandelsabkommen.

 Dass das EU-Parlament das 
wichtigste Gesetzgebungsorgan der 
EU sei, ist ein Märchen. Es hat keine 
Gesetzesinitiative. Es hat sich zwar 
gegen langen Widerstand bei einem 
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Neues aus dem Bundesverband
von Dr. Claudius Moseler

Die ÖDP: eine Gerechtigkeits- und Friedenspartei

An alle Mitglieder 
von Gabriela Schimmer-Göresz

tigkeit auch die Frage der Generationengerechtigkeit und 
nach einer gerechten Welt(wirtschafts)ordnung. 
Wenn Gerechtigkeit also eine oder gar die Grundlage für 
friedliches menschliches Miteinander ist, dann muss unser 
aller Bemühen – politisch wie privat – sein, Ungerechtigkei-
ten aufzulösen und verantwortungsvolle sowie nachhaltige 
Lösungen für eine lebenswerte und gerechte Gesellschaft 
zu entwickeln. In der Demokratie gibt es immer Alternati-
ven und die Welt ist voller Lösungen. Es gilt, mögliche Aus-
wege aus der festgefahrenen Situation zu entwerfen, diese 
Wege auch zu gehen und möglichst viele Verbündete zu 
finden. Getreu dieser Liedzeile: „Wir müssen uns bewegen, 
sonst bewegt sich nichts. Es geht nicht nur um dein Leben, 
sondern ob es ein Leben ist …“
Für ein Genug und das Ende der Maßlosigkeit. Wir brau-
chen eine neue Art zu wirtschaften: gerechter, genügsamer, 
stabiler, ökologisch verträglicher und letztlich frieden-
schaffend. „Mensch vor Profit“: ÖDP, die Gerechtigkeits-
partei – ÖDP, die Friedenspartei!

Ihre 

Gabriela Schimmer-Göresz
Bundesvorsitzende

Liebe Mitglieder,  
liebe Freundinnen und Freunde! 

„Der Friede entspringt aus der Gerechtigkeit.“ Diese Weis-
heit wird dem Kaufmann, Politiker und Philosophen Lü Bu 
We um 300 – 235 v. Chr. zugeschrieben. Ohne Gerechtigkeit 
also kein Frieden!
74 % der Deutschen halten einer N24-Emnid-Umfrage 
zufolge die etablierten Parteien für realitätsfremd. Die kri-
tisierte Realitätsferne fällt zusammen mit einem tief emp-
fundenen Ungerechtigkeitsgefühl. Die größten sozialen 
Ungerechtigkeiten sehen die Deutschen bei der Verteilung 
der Steuerlast (71 %), gefolgt von der generellen Vermö-
gensverteilung mit 67 % und ungleichen Bildungschancen 
mit 53 %. Das, was hier als „Empfindung“ wiedergegeben 
wird, ist Realität und beileibe kein bundesdeutsches Phä-
nomen, sondern weltweit Auslöser millionenfacher Flucht-
bewegungen. 
Der Soziologe Wolfgang Streeck beschreibt fünf chronisch 
gewordene Funktionsstörungen unserer Zeit, jede für sich 
genommen folgenschwer, erst recht ihr Zusammenspiel: 
der dauerhafte Einbruch des Wachstums; die explodieren-
de Ungleichheit; die Verarmung des Staates und die Aus-
beutung der öffentlichen Güter; der Verfall der ökonomi-
schen Moral und die globale wirtschaftliche Anarchie. Es 
stellt sich neben der Frage innerstaatlicher sozialer Gerech-

Nach der Wahl ist vor Wahl
Die ÖDP hat bereits einige Wahlen 
in 2016 hinter sich gebracht. Nun 
wirft die Bundestagswahl 2017 ihre 
Schatten voraus. Nachdem die Gre-
mien bereits vor längerer Zeit die 
entsprechenden Beschlüsse zu einer 
flächendeckenden Teilnahme gege-
ben haben, laufen nun die Vorbe-
reitungen auf Hochtouren: Es wer-
den z. B. Landeswahlbeauftragte in 
Teilzeit zur Unterstützung der klei-
neren Landesverbände eingestellt, 
die ersten Landesparteitage mit 
der Nominierung der entsprechen-
den Landeslisten finden statt bzw. 
haben bereits stattgefunden. Jede 
Menge organisatorische Vorberei-
tungen in den Geschäftsstellen ste-
hen an. Geplant ist im Herbst auch 
eine Mitgliederbefragung zu den 
bevorzugten Schwerpunktthemen, 
welche die ÖDP in die Bundestags-
wahlkampagne einbringen möchte.

Kommunalwahl Niedersachsen
Die ÖDP wird sich am 11. Septem-
ber 2016 an der niedersächsischen 

Kommunalwahl beteiligen. Nach 
derzeitigem Stand kandidiert die 
ÖDP in Bad Zwischenahn (Land-
kreis Ammerland) sowie in Wies-
moor (Landkreis Aurich). Wir wün-
schen allen Wahlkämpferinnen und 
Wahlkämpfern viel Erfolg.

Kleine Landesverbände
Der Landesvorstand Mecklenburg-
Vorpommern wurde mit Unterstüt-
zung von Bundesvorstandsmitglied 
Dr. Manfred Link Anfang 2016 neu 
gewählt. Neuer Vorsitzender ist 
Klaus Wagner aus Waren (Müritz). 
Herzlichen Glückwunsch! Darüber 
hinaus hat Ende Juni 2016 auch ein 
Treffen der saarländischen Mitglie-
der in Neunkirchen stattgefunden. 
Die Ergebnisse lagen bei Redakti-
onsschluss noch nicht vor.

Leitfäden für aktive Mitglieder
Auf einer Klausurtagung der Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter in 
Würzburg wurde damit begon-
nen, die zahlreichen Leitfäden der 
ÖDP für die politische Arbeit zu 

überarbeiten und zu einem Hand-
buch zusammenzufassen. Da diese 
Arbeit neben dem politischen Ta-
gesgeschäft geleistet werden muss, 
hoffen wir, dass spätestens Ende des 
Jahres die entsprechende Neufas-
sung vorgelegt werden kann. Diese 
Schrift soll sowohl „alten Hasen“ 
als auch neuen Mitgliedern wich-
tige Tipps und Hinweise für die 
alltägliche politische Arbeit geben. 
Neben der klassischen Kreisver-
bandsarbeit umfasst die Schrift 
die Informationen zu den The-
menfeldern Finanzen, Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit, Arbeit in den 
Kommunalparlamenten sowie dem 
EU-Parlament. Weitere Anregungen 
und Ideen werden gerne entgegen-
genommen.

Dr. Claudius 
Moseler
Generalsekretär, 
ÖDP Bundespoliti- 
sches und Kommu-
nalpolitisches Büro  
Neckarstr. 27 – 29, 
55118 Mainz, Tel.: (0 61 31) 67 98 20 
Fax: (0 61 31) 67 98 15  
Mobil: (0 61 31) 87 10 542

politik@oedp.de

Weitere Informationen: http://ttip-demo.de
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Liebe Leserinnen, liebe Leser!
Trotz der Atomkatastrophen von Fukushima und Tscher-
nobyl lernt die EU-Kommission offenbar nichts hinzu. So 
wurden Mitte Mai Pläne der Kommission bekannt, nach 
denen die Atomkraft in Europa eine Renaissance erfahren 
soll. So will man etwa die Entwicklung sogenannter „Mi-
ni-Atomkraftwerke“ forcieren. Dafür sollen erhebliche fi-
nanzielle Mittel aus dem EU-Budget bereitgestellt werden. 
Erklärtes Ziel ist es, die „technologische Vorherrschaft der 
EU im Nuklearsektor“ zu verteidigen. Es handelt sich um 
den Versuch der strauchelnden Atomindustrie, ihr geschei-
tertes Geschäftsmodell mithilfe willfähriger Politiker und 
der Bereitstellung massiver Subventionen in die Zukunft 
zu retten. Ich habe die deutsche Bundesregierung aufge-
fordert, sich diesem Irrsinn im Europäischen Rat deutlich 
entgegenzustellen. Als einziger Kernphysiker im Europa-
parlament werde ich mich auch weiterhin dafür einsetzen, 
dass die Dinosauriertechnologie Atomkraft endgültig auf 
dem Müllhaufen der Geschichte landet.

Im April haben wir im Europäischen Parlament über 
einen Entschließungsantrag zur Verlängerung der Geneh-
migung des Unkrautvernichters Glyphosat abgestimmt. 
Zu meinem Bedauern konnte sich das Parlament nicht 
durchringen, ein Verbot von Glyphosat zu fordern. Da es 
im Europäischen Rat aber keine Mehrheit für die Verlän-
gerung der Zulassung gab, hat die Kommission Ende Juni 
auf eigene Faust Glyphosat für weitere 18 Monate erlaubt. 
Dabei handelt es sich um einen faulen Kompromiss. Ak-
tuelle Studien belegen die gravierenden gesundheitlichen 
Risiken des Mittels. Da Glyphosat flächendeckend in der 
Landwirtschaft eingesetzt wird, ist es im Blut und Urin 
der meisten Menschen nachweisbar. Es wäre deshalb ein 
Gebot der Vernunft gewesen, das Mittel zu verbieten, so-
lange seine Unbedenklichkeit nicht eindeutig bewiesen ist. 
Dieses so wichtige Vorsorgeprinzip darf nicht auf Druck 
der Lobbyisten der Chemie- und Agrarindustrie ausgehe-
belt werden.

Einen Teilerfolg feierten wir Anfang Juli gegen CETA. 
Die EU-Kommission hat auf politischen Druck entschie-
den, dass sie das Freihandelsabkommen zwischen der EU 
und Kanada als ein sog. „Gemischtes Abkommen“ be-
trachtet, d.h. dass die Parlamente der Mitgliedstaaten der 
EU nun auch darüber abstimmen können, ob sie CETA 
zustimmen oder ablehnen. Das ist nötig, weil das Abkom-
men Bereiche wie den Investorenschutz umfasst, die in der 

Neues aus dem Europaparlament
von Prof. Dr. Klaus Buchner

Zuständigkeit der Mitgliedsländer liegen. Kommissions-
präsident Jean-Claude Juncker wollte CETA ursprünglich 
nur im EU-Ministerrat beschließen lassen. Allerdings soll 
CETA trotzdem provisorisch in Kraft treten, d.h. noch 
vor der Zustimmung der Parlamente. Weil bisher kein 
Ende des „vorläufigen“ Zustands genannt wurde, ist zu 
befürchten, dass dieser auch dann noch andauert, wenn 
ein Mitgliedstaat CETA ablehnt. Ich rufe die Bürger und 
die Zivilgesellschaft deshalb auf, sich weiterhin mit aller 
Macht gegen die geplanten Freihandelsabkommen zu en-
gagieren. Die Bürger in Baden-Württemberg haben zu-
dem die Möglichkeit, den von der ÖDP initiierten Volks-
antrag zu unterschreiben.

Als Mitglied der Iran-Delegation des Europäischen 
Parlaments sowie als Mitglied des Ausschusses für Men-
schenrechte beschäftige ich mich intensiv mit der Lage im 
Iran. Dieses Jahr wurden bereits ein kanadischer und fünf 
US-Bürger aus iranischen Gefängnissen entlassen. Trotz 
alledem werden immer noch einige Bürger aus der Euro-
päischen Union unschuldig in iranischen Gefängnissen 
festgehalten. Um gegen diese Ungerechtigkeit anzugehen, 
habe ich kürzlich im Europäischen Parlament eine Ver-
anstaltung mit dem Titel „Europäer gefangen gehalten in 
Iran“ abgehalten. Es ging um die Menschenrechtslage von 
EU-Bürgern, die meist ohne jede Beweislage in iranischen 
Gefängnissen inhaftiert sind. Ich will über die Missstän-
de in dem Land aufklären und mich mit Betroffenen und 
Menschenrechts-Organisationen vernetzen.

Am Schluss möchte ich Sie noch zum Sommerfest am 
20. August in meinem Berliner Büro einladen. Ich würde 
mich freuen, Sie dort zu sehen.

Es grüßt Sie herzlich

Ihr
Klaus Buchner

Zukunft der Parteien

Mit guten Ideen in eine 
erfolgreiche Zukunft

Fast alle Parteien mussten in den vergangenen Jahren stark rückläufige Mitgliederzahlen 
verkraften. Das progressive Zentrum, eine politische Denkfabrik aus Berlin, die Heinrich-Böll-Stiftung 
und die Konrad-Adenauer-Stiftung haben zusammen mit den im Bundestag vertretenen  
Parteien ein Konzept erarbeitet, wie eine Partei auch im Jahr 2025 noch attraktiv für die Bürger 
sein kann. Wir stellen die besten Ideen vor.

von Florence von Bodisco und Pablo Ziller

D ie Autoren der Studie „Die 
Partei 2025 – Impulse für 
zukunftsfähige politische 

Parteien“ stellen gleich zu Anfang 
dar, warum die althergebrachten 
Rezepte zur Krise der Parteien nicht 
mehr taugen: Der demografische 
Wandel, die veränderten Arbeits-
welten und die neuen Informati-
onsgewohnheiten der Bürgerinnen 
und Bürger haben die Gesellschaft 
und damit auch die Parteigebun-
denheit und das Engagement der 
Menschen nachhaltig verändert. 
Darauf müssen die Parteien endlich 
reagieren, sonst arbeiten sie an der 
Gesellschaft vorbei. Ein Beispiel: 
Sie müssen neue Partizipationska-
näle schaffen, um die sehr hetero-
genen gesellschaftlichen Gruppen 
abzuholen. Die Möglichkeit eines 
„virtuellen Ortsvereins“, d. h. ein 
ortsungebundener Ortsverband 
oder Kreisverband, in dem sich die 
Mitglieder online vernetzen kön-
nen, ohne an physischen Sitzungen 
teilnehmen zu müssen, wäre denk-
bar, wobei noch nicht ganz klar ist, 
inwieweit das Parteiengesetz hier 
noch vom Bundestag abgepasst 
werden müsste.

Die Autoren der Studie, Hanno 
Burmester, Philipp Sälhoff und Ma-

rie Wachinger fordern weiter, dass 
die Parteien dem Überangebot an 
neuen Informationen eigene, hoch-
wertige und zielgruppengerechte 
Informationen entgegensetzen sol-

len. Nur so kann verloren gegan-
genes Vertrauen der Bürger in die 
Parteien wieder gewonnen werden. 
Auch schlagen sie vor, eine eigene 
„Feedbackkultur“ zu kreieren, denn 
je motivierter Mitglieder sind, umso 
eher werden sie sich 
weiter für die Partei 
engagieren. Feedback 
kann z. B. durch die 
wertschätzende Wahr-
nehmung der Leistung 
des Einzelnen gegeben 
werden oder durch 
konstruktive Verbesse-
rungsvorschläge oder 
auch ggf. durch Grati-
fikationen, also Beloh-
nungen von Feedback 
(z. B. Gutscheine für 
parteiinterne Fortbil-
dungen). 

Die Studie legt einen großen 
Schwerpunkt auf die Gewinnung 
von neuen Mitgliedern, aber auch 
das Halten von Mitgliedern. Ent-
scheidend, ob ein neues Mitglied 

dabei bleibt oder nicht, sind die 
ersten Wochen in der neuen Partei. 
Wer sich in dieser Zeit nicht abge-
holt fühlt, verliert schnell die Mo-
tivation und tritt möglicherweise 
bald wieder aus. Deshalb empfehlen 
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Entscheidend, ob ein neues Mitglied dabei bleibt oder 
nicht, sind die ersten Wochen in der neuen Partei.

Auch prominente Politiker sollten bemüht um den Kontakt 
zu den Bürgerinnen und Bürgern sein. 
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die Autoren eine klare „Willkom-
menskultur“ für Neumitglieder mit 
einer hohen Qualität der persönli-
chen Ansprache. Weiteres Beispiel 
für diese Kultur sind persönliche 
Patenschaften von erfahrenen Mit-
gliedern für neue Mitglieder – eine 
Art „An-die-Hand-Nehmen“ und 
Einweisung in parteiinterne Abläu-
fe. Der Pate/die Patin sollte vor Ort 
sein und möglichst ähnliche Inte-
ressen haben. Dies kann man durch 
gezielte Filterung der Mitglieder-

daten vor Ort herausbekommen. 
Weiterhin schlagen die Autoren der 
Studie vor, dass Parteien ihre Mit-
glieder und Funktionäre automa-
tisch fortbilden und qualifizieren 
sollten, um die Qualität der Arbeit 
stetig zu verbessern. Insbesondere 
werden klare Qualifikationsziele 
auch für Ehrenamtliche gefordert, 
um diesen dann z. B. parteiinterne 
Fortbildungszertifikate in Aussicht 
zu stellen. Das schafft Motivation 

und steigert den Akti- 
vierungsgrad; zugleich 
arbeiten die Ehren- 
amtlichen professionell 
und haben selbst ei- 
nen Mehrwert ihres 
Engagements. Auch rät 
die Studie dazu, Vor-

bilder verstärkt in den 
Mittelpunkt zu rücken, 
um andere dadurch zu 
motivieren. Insgesamt 

wird empfohlen, dass Parteien sich 
in machbaren und kleinen Schrit-
ten ändern, um Blockadehaltungen 
vonseiten der Mitglieder zu durch-
brechen. Oft nehme der Widerstand 
zu, wenn sich eine Partei zu schnell 
und in Form eines großen Kraft-
aktes ändere. Dennoch sind stetige 
Veränderungsziele ratsam und not-
wendig. Dies muss Vorstands- bzw. 
Chefsache sein. Ein Grundsatzbe-
schluss eines Parteitags, welcher die 
Veränderungsbereitschaft hervor-

hebt, könne auch zukünftige Vor-
stände binden und somit langfristig 
wirken.

Weitere interessante Vorschläge 
der Studie, damit die Mitgliederkul-
tur lebendig bleibt: keine Experten-
sprache, sondern die Themen auch 
für Außenstehende nachvollziehbar 
und sprachlich klar aufbereiten. 
Parteitage auch als Workshop ge-
stalten, um bei bestimmten Themen 
in Kleingruppen besser in die Tiefe 

Keine Expertensprache, sondern die  
Themen auch für Außenstehende nachvollziehbar 

und sprachlich klar aufbereiten.

Parteiendemokratie

Sechs Thesen zum 
weiteren Aufbau der  ÖDP

Die ÖDP wird diese und andere Studien zur Zukunftsfähigkeit der Parteien weiterhin aufmerksam 
verfolgen. Damit die ÖDP auch künftig für die Menschen vor Ort und bundesweit eine attraktive 
und zukunftsfähige Alternative ist, müssen wir die Entwicklungen in der Gesellschaft kritisch 
reflektieren und soweit sinnvoll in unserer Arbeit berücksichtigen.
ÖDP-Generalsekretär Dr. Claudius Moseler bricht die Schlussfolgerungen der Studie auf die ÖDP 
herunter. Ein Anwendungs- und Diskussionsvorschlag in sechs Thesen. 

von Dr. Claudius Moseler

D ie ÖDP steht vor dem weite-
ren Aufbau der Parteistruk-
turen, die nun auch im Rah-

men der Bundestagswahl sowie in 
der Zeit danach fokussiert und um-
gesetzt werden müssen. Dazu habe 
ich mit Blick auf die oben erwähnte 
Studie zur Parteiarbeit folgende 
Thesen formuliert. Diskussion ist 
hierzu natürlich erwünscht.

These  1: Wir brauchen haupt-
amtliche Kräfte, die die ehrenamt-
lichen ÖDP-Mitglieder bei der Par-
teiarbeit unterstützen. Wir müssen 
unsere bescheidenen finanziellen 
Mittel im Rahmen der Bundes-
tagswahl so einsetzen, dass wir für 
unsere Parteistruktur ein nachhal-
tiges Ergebnis erreichen. Also nicht 
„nur“ Unterschriften sammeln, um 
den flächendeckenden Bundestags-
wahlantritt zu sichern, sondern 
auch aktive neue Mitglieder wer-
ben und dadurch ÖDP-Verbände 
organisieren, die uns auch in die 
Europa- und Kommunalwahlen 
2019/2020 tragen.

These  2: Die neuen Mitarbei- 
ter/-innen (Landeswahlbeauftrag- 
te, Regionalbeauftragte), die diese 

Aufgaben ausführen sollen, müssen 
Tätigkeiten übernehmen, die über 
das reine Sammeln und Organisie-
ren von Unterschriften hinausgehen. 
Dazu müssen wir sinnvolle Zeitbud-
gets einrichten, die mittelfristig bei-
des berücksichtigen. Es gilt nämlich 
auch, verschiedene Reformschritte 
im Rahmen des Aufbau- und Struk-
turkonzeptes anzugehen.

These  3: In diesem Prozess 
des Strukturaufbaus müssen wir 
die veränderten Lebenswelten der 

Bürgerinnen und Bürger berück-
sichtigen. Neben der traditionel-
len Mitarbeit in ÖDP-Kreis- und 
Ortsverbänden (welche auch weit-
gehend vom Parteiengesetz vor-
gegeben ist), müssen wir starke 
thematische Arbeitskreise als An-
laufstelle für Mitglieder einrichten, 
aber auch den „digitalen“ Kreis-
verband (also z. B. Menschen mit 
wenig Zeit oder ohne Kreisverband 
vor Ort in die Online-Parteiarbeit 
integrieren). Wir müssen darüber 
hinaus über maßgeschneiderte Mit-

Florence von 
Bodisco, ÖDP-
Mitglied seit 1997. 
Politologin und 
Mediatorin. Leitet 
das Berliner Büro 
des Europaabgeord-
neten Prof. Dr. Klaus Buchner.

info@mediatiorin.me

gehen zu können; dies steigert auch 
die persönliche Bindung. Neuartige 
Debattenformate nutzen, wie z. B. 
Videokonferenzen, Dialog-Cafés etc.

Abschließend gibt es noch den 
Tipp, dass Parteien von Nichtregie-
rungsorganisationen (NGOs) ler-
nen sollten: Sie können z. B. kurz-

fristige kampagnenartige Projekte 
ins Leben rufen oder politische Dis-
kurse frühzeitig erkennen, um sie 
eher als die Konkurrenz in den po-
litischen Meinungsbildungsprozess 
einfließen zu lassen. Auch emp-
fiehlt es sich, verstärkt mit NGOs 
auf fachlicher Ebene zusammenzu-
arbeiten, um als Partei am Puls der 
Zeit zu bleiben.  		            n

Die komplette Studie hier: http://goo.
gl/0bcGrC

Weitere Infos: http://parteireform.org 

Pablo Ziller, leitet 
die Presse- und 
Öffentlichkeitsarbeit 
der ÖDP und 
beobachtet aufmerk-
sam das politische 
Berlin.

Pablo.Ziller@oedp.de 

Ausgefallene Aktionen ziehen Interessenten in die Parteien.

Präsenz auf der Straße wird auch in der Zukunft für die Parteien essenziell sein.
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regierungsorganisationen lernen!“
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Baden-Württemberg

Generationenwechsel im Landesvorstand
Am 23. April fand der Landesparteitag in Emmendin-
gen statt. Im Mittelpunkt stand dabei die Neuwahl des 
Landesvorstands. Unser bisheriger Landesvorsitzender, 
Bernd Richter, der Anfang April seinen 73. Geburtstag 
feierte, hat den Weg frei gemacht für einen „Generati-
onenwechsel“. Aber er wollte sich nicht gänzlich zu-
rückziehen, sondern weiterhin seine Arbeitskraft dem 
Landesverband widmen. So wurde Bernd Richter nicht 
verabschiedet, sondern sowohl für seine vierzehn Jahre 
an der Spitze des Landesverbands als auch weitere elf 
Jahre als Beisitzer und stellvertretender Vorsitzender im 
Landesvorstand geehrt. Nach einem bewegenden Ab-
schlussteil seines Vorstandsberichts, in dem er seinen 
Entschluss erläuterte, nicht mehr für den Spitzenpos-
ten aus Altersgründen anzutreten,  erhoben sich die 
Delegierten von ihren Plätzen und bedankten sich für 
seinen jahrelangen Einsatz mit einem langen Applaus. 
Aus dem bisherigen Vorstand stand Christine Stankus 
aus beruflichen Gründen nicht mehr für eine weitere 
Amtsperiode zur Verfügung und wurde nach vierjähri-
ger Tätigkeit als zweite stellvertretende Vorsitzende mit 
einem Geschenkkorb verabschiedet.

Mit im Schnitt von 90 – 95 % der Stimmen wurde 
der folgende Vorstand neu gewählt:

Zum Landesvorsitzenden wählten die Delegierten 
Guido Klamt (45 Jahre) vom KV Ludwigsburg, zum ers-
ten stellvertretenden Landesvorsitzenden wurde Micha-
el Kefer (47 J.) vom KV Emmendingen gewählt. Zweiter 
stellvertretender Landesvorsitzender wurde Dieter Baur 
(63 J.) aus Stuttgart. Ergänzt wird der geschäftsführen-
de Vorstand durch Dirk Uehlein (47 J.) aus Karlsruhe 
als Schatzmeister. Weitere Vorstandsmitglieder sind Ute 
Göggelmann (57 J., KV Main-Tauber) als Schriftführe-
rin und die vier Beisitzer Josef Wagner (48 J., KV Lud-
wigsburg), Matthias Dietrich (45 J., KV Reutlingen), Dr. 
Bernhard Keil (40 J., KV Heilbronn) und Bernd Richter 
(73 J., KV Rottweil). 

Die Delegierten beschlossen ohne Gegenstimme die 
Teilnahme des Landesverbands Baden-Württemberg 
an der Bundestagswahl. Die Aufstellung der Landes-
liste erfolgt bei einer Wahlversammlung im Rahmen 
des nächsten Landesparteitages (Antragsfrist: 23. Juli; 
Änderungsantragsfrist: 3. September) am Samstag, dem 
15. Oktober im Raum Stuttgart. Neben der Landeslis-
te sollen die Kreisverbände in möglichst vielen Wahl-
kreisen auch wieder Direktkandidat(inn)en aufstellen, 
denn über sie können auch bessere Ergebnisse bei den 

Zweitstimmen eingefahren werden. Die Aufstellung der 
Direktkandidat(inn)en ist seit dem 23. Juni möglich.

Am Rande des Parteitages stand ein Besuch am Ge-
denkstein in Wyhl an, verbunden mit einer Mahnwache 
zum Gedenken an den 30. Jahrestag von Tschernobyl.

Während der Mahnwache, zu der die Mitglieder der 
ÖDP und die Bevölkerung eingeladen waren, berichte-
te der Delegierte aus dem Kreisverband Emmendingen, 
Michael Kefer, dass dieser Widerstand gegen das Kern-
kraftwerk in Wyhl sicher der bedeutendste Schritt für 
die gesamte Region gewesen sei. Kefer ließ den kürzlich 
verstorben Widerstandskämpfer Walter Vögtle zu Wort 
kommen, indem er von ihm Textpassagen aus dem 
Jahrbuch des Landkreises Emmendingen vorlas. Darü-
ber hinaus sprach Bernd Nössler aus Wyhl vom Wider-
stand, bei dem er und alle Freunde, die mitmachten, bis 
zum Äußersten zu gehen bereit waren. „Im Widerstand 
gegen das Kernkraftwerk gab es ein Miteinander, ein 
Wir-Gefühl. Nur der Mensch hat gezählt. Es war ein 
riesiges Sammelbecken von verschiedenen Menschen. 
Aus einer kleinen Pflanze wurde eine große Pflanze des 
Widerstands“, so Nössler. Richard Schweizer, Jahrgang 
1944 aus Emmendingen und ÖDP-Delegierter, berich-
tete ebenso als Zeitzeuge: „Bevor ich zur Arbeit ging, 
brachte ich in den Leuten, die mehrmals in der Woche 
den Platz besetzt hielten, eine Kanne frisches Wasser 
vorbei. Das war für mich ein Beitrag, um die Menschen 
zu unterstützen.“ In einem indianischen Gebet erin-
nerte Bernd Nössler an all die Menschen, die bei den 
großen Reaktorunfällen von Tschernobyl und Fuku-

shima ihr Leben lassen mussten. Bernd Richter dankte 
Bernd Nössler für seine bewegenden Worte und fügte 
an: „Nai hämmer gsait, so lautet der bekannte Satz des 
Widerstands von damals. Heute brauchen wir den glei-
chen Geist gegen TTIP, CETA und die anderen Freihan-
delsabkommen. Das Wir-Gefühl geht weiter.“

Mitglieder der ÖDP Baden-Württemberg in Wyhl
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machangebote für Mitglieder weiter 
nachdenken. Auch nahestehende 
Nicht-Mitglieder müssen mit der 
ÖDP vernetzt und in Partizipations-
konzepte eingebunden werden.

These  4: Wir müssen unse-
re Mitglieder stärker qualifizieren. 
Dabei erscheint es nicht zweckmä-
ßig, unsere Mitglieder zu anderen 
Schulungsorganisationen zu schi-
cken, sondern wir sollten die Ex-
perten zu ÖDP-Schulungen holen, 
um das neue Wissen gemeinsam 
auf ÖDP-Veranstaltungen erfahr-
bar zu machen, mit dem Ziel, die 
Mitglieder dadurch auch stärker zu 
vernetzen. Dazu müssen z. B. ÖDP-
Hauptamtliche/Aktive – auf unsere 
Verhältnisse zugeschnitten – wei-
tere Angebote geben (z. B. Unter-
stützungsunterschriften sammeln, 
Kreisverbandsarbeit, politische The- 
men etc.). Diese müssen die Regio-
nalbeauftragten vor Ort mit orga-
nisieren.

These  5: Wir müssen unse-
re Online-Präsenz ausbauen und 
verbessern. In der neuen Internet-
AG wird z. B. auch über ein neues 
Diskussionsforum für ÖDP-Aktive 
nachgedacht, um die Kritik vom 
letzten Bundesparteitag aufzugrei-
fen. Im Zuge des Strukturausbaus 
müssen auch die Landesverbands- 
und Kreisverbandsseiten aktiviert 
werden. Mandatsträger und Kreis-
vorstände müssen stärker dazu er-
muntert werden, ihre Arbeit (Ak-
tivitäten/Aktionen) zu publizieren 
und Mitglieder brauchen Hinweise, 
auf welchen Seiten sie sich informie-
ren können. Nur so gelingt mehr 
Transparenz und Information. Auf 
die Aktivitäten in sozialen Netzwer-
ken können wir – trotz der Kritik an 
Facebook & Co. – nicht verzichten. 
Über diese Schienen können wir 
unser Parteileben auch bei dünner 

Mitgliederstruktur gut nach außen 
„verkaufen“. Allerdings müssen 
physische Mindestaktivitäten vor 
Ort stattfinden. Diese sollten durch 
die Regionalbeauftragten/Landes-
wahlbeauftragten mit initiiert wer-
den. Ziel wären mindestens zwei 
„Leuchttürme“ pro Bundesland.

These  6: Menschen wählen 
Menschen und erst in zweiter oder 
dritter Linie Parteien und/oder Pro-
gramme. Daher müssen wir unsere 
Dialogfähigkeit stärken: „Vor-Ort-
Initiativen: Thematisch fokussierte, 
zeitlich begrenzte Vor-Ort-Initiati-
ven bringen Parteien zurück auf die 
Straße und eröffnen die Chance für 
begrenztes, niedrigschwelliges En-
gagement von Nicht-Mitgliedern. 
Die Partei spielt eine Rolle als kun-
diger Organisator und Multiplika-
tor, der Menschen vernetzt und zum 
Engagement befähigt.“ (1) Hinzu 
kommen thematische Regionalkon-
ferenzen/Seminare sowie Fachge-
spräche mit Multiplikatoren oder 
Verbänden auf den verschiedenen 
Ebenen (z. B. BUND Bundesvor-
stand usw.) anzuregen. Letzteres ist 
sicher Kür und hängt vom knappen 
Zeitbudget ab.

Als Fazit möchte ich festhalten, 
dass die Autoren der vorliegenden 
Studie die politische Arbeit vor 
Ort weiterhin als wichtigen Faktor 
definieren. Ohne Basisarbeit keine 
lebendige Partei! Allerdings wird 
ganz klar ausgeführt, dass die Par-
teien und damit auch die ÖDP sich 
auf die veränderten Lebenswelten 
und Informationsgewohnheiten der 
Bürgerinnen und Bürger einstellen 
müssen. Daran müssen wir gemein-
sam arbeiten.   		            n

Quelle: (1) Hanno Burmester, Philipp 
Sälhoff und Marie Wachinger (2015): 
„Die Partei 2025. Impulse für zukunftsfä-
hige politische Parteien“ (Hrsg.: Das pro-
gressive Zentrum/Heinrich-Böll-Stiftung/
Konrad-Adenauer-Stiftung), Seite 51

Dr. Claudius Mo-
seler, ÖDP-Mitglied 
seit 1983, studierte 
Geografie, Geologie 
und Publizistik, 
ÖDP-Generalse-
kretär, ÖDP-Frak-
tionsvorsitzender im Mainzer Stadtrat 
und direkt gewählter Ortsvorsteher von 
Mainz-Marienborn.

politik@oedp.de

Praktische Politik muss den Mitgliedern auch Spaß machen.
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Die ÖDP Baden-Württemberg hat einen Volksan-
trag gegen CETA in die Wege geleitet und lotet mög-
liche Bündnisse mit anderen Parteien und Verbänden 
bei der Durchführung aus. Seit Dezember 2015 ist es 
in Baden-Württemberg 
möglich, dass neben 
Volksbegehren auch 
Volksanträge beantragt 
werden können. Ein 
Volksantrag richtet sich 
an den Landtag und 
kann neben einem Ge-
setz auch einen allge-
meinen Gegenstand der 
politischen Willensbil-
dung zum Gegenstand 
haben. Innerhalb eines 
Jahres müssen 0,5 % (ca. 
39.000) der Wahlberechtigten den 
Volksantrag unterzeichnen, damit sich der Landtag da-
mit befassen muss. Der Zeitraum der Unterschriften-
sammlung beträgt zwölf Monate. Unterschreiben dür-
fen nur Bürger(innen), die auch das Wahlrecht haben. 
Der Antragstext des Volksantrags muss bei der Straßen-
sammlung immer vorliegen, sodass jede(r) den Text 
nachlesen kann, wofür er/sie unterschreiben wird. Die 
Unterzeichner(innen) dieses Volksantrags fordern den 
Landtag Baden-Württemberg auf, sich in einer offenen 
Abstimmung gegen das geplante europäisch-kanadi-
sche Freihandelsabkommen CETA (Comprehensive 
Economic and Trade Agreement) auszusprechen und 
die Landesregierung zu beauftragen, CETA im Bundes-
rat abzulehnen. Alle Mitglieder und Sympathisan(inn)-
en der ÖDP werden gebeten, sich aktiv bei der Samm-
lung der 39.000 Unterschriften zu beteiligen und so mit 
den Grundstein des Erfolgs zu legen.

Kontakt: Landesgeschäftsführer Uli Stein 
Tel. (07 11) 6 36 46 44, info@oedp-bw.de 
Regionalbeauftragter Matthias Dietrich 
Tel. (0 71 21) 88 01 04, matthias.dietrich@oedp-bw.de

Bayern

ÖDP-Landesparteitag unterstützt Volks-
begehren gegen Freihandelsabkommen

Die bayerische ÖDP unterstützt das geplante Volksbe-
gehren gegen das Freihandelsabkommen CETA, das 
von einem Bündnis mehrerer Organisationen getra-
gen wird (www.volksbegehren-gegen-ceta.de). „Wir 

werden hierfür mit großem Einsatz unsere langjähri-
ge direktdemokratische Erfahrung einbringen“, sagte 
ÖDP-Landesvorsitzender Klaus Mrasek am Samstag, 
den 11. Juni 2016 beim ÖDP-Landesparteitag in Schwa-

bach. Einstimmig votier-
ten die Delegierten dafür, 
dass die Staatsregierung 
per Volksentscheid ver-
pflichtet werden soll, im 
Bundesrat gegen CETA zu 
stimmen. 

Diese Bindung der 
Staatsregierung im 

Bundesrat ist seit 
der letzten Verfas-
sungsänderung im 
Jahr 2013 möglich, 

wenn Hoheitsrechte 
auf die Europäische 

Union übertragen wer-
den. Derzeit laufen die organisatorischen Vorbereitun-
gen für das Volksbegehren. „Vielleicht ist der CSU noch 
gar nicht ganz klar, dass sich die in weiten Teilen der 
Bevölkerung vorhandene Skepsis gegenüber CETA und 
TTIP in diesem Volksbegehren entladen wird“, sagte 
ÖDP-Chef Mrasek. 

Die Delegierten verabschiedeten ferner ein vom 
Landesvorstand vorgeschlagenes wirtschaftspolitisches 
Positionspapier zur Gemeinwohlorientierung: „Alles 
Wirtschaften dient dem Gemeinwohl. Dieser Leitsatz 
aus Artikel 151 der Bayerischen Verfassung muss end-
lich Realpolitik werden. Die Menschen spüren derzeit 
mehr denn je, dass wir keine gerechten Verhältnisse 
mehr haben“, sagte Mrasek. 

Kernpunkte der ÖDP-Positionsbestimmung sind 
eine Kreislaufwirtschaft anstelle des Mengenwachs-
tumsdenkens, Fairhandel statt Freihandel, die Redu-
zierung der die Arbeitskraft verteuernden Abgabenlast 
durch aufkommensgleiche höhere Belastung des Res-
sourcenverbrauchs und eine Reform des Finanzsek-
tors: „Es darf nicht sein, dass das Finanzsystem immer 
wieder in krisenartige Zustände stolpert und von den 
,kleinen Leuten‘ gerettet werden muss“, forderte der 
ÖDP-Landeschef. Die ÖDP tritt unter anderem für 
eine Trennung der Banken in Kredit- und Investmen-
tinstitute, für ein Verbot von virtuellen Derivaten und 
für die Erhebung einer Umsatzsteuer auf alle Börsen-
geschäfte ein. 

Außerdem forderten die Delegierten, dass der Wech-
sel von Politikern in den Lobbyismus künftig bei Aus-

scheiden aus dem Amt erst nach einer langen Über-
gangszeit erlaubt sein soll. 

Gastredner beim ÖDP-Landesparteitag war der 
ehemalige Vorstandsvorsitzende der Sparda Bank Mün-
chen, Günter Grzega mit einem Vortrag zum „Geldsys-
tem in unserer Wirtschaft“. Der Geldexperte forderte 
eine „Neuordnung des Finanzwesens“ durch ein Ver-
bot von Derivaten, die nicht der Absicherung realer 
Geschäfte dienen, z. B. von Waren-Termingeschäften. 
Außerdem plädierte Grzega für die Regulierung und 
letztlich Beseitigung des Schatten-Banken-Systems, für 
eine Austrocknung der Steueroasen, für eine Pflicht der 
Banken zur Unterlegung von risikoreichen Finanzge-

schäften im Finanz-Ka-
sino mit 100 % Eigen-
kapital. Und schließlich 
soll laut Grzega das 
Bankensystem in seine 
ureigene Aufgabe als 
Dienstleister der Real-
wirtschaft zurückge-
führt werden, nämlich: 
R isikomanagement, 
Kapitalallokation – also 
bestmögliche Verwen-
dung – für die Gelder 
der Sparer, Bereitstel-
lung von Krediten und 
Betrieb eines effizienten 
Zahlungssystems.

Die Rede des ÖDP-
Landesvorsitzenden Klaus 
Mrasek und das Gruß-
wort der Bundesvorsit-
zenden Gabriela Schim-
mer-Göresz können unter 
www.oedp-bayern.de he-
runtergeladen werden 
oder in der ÖDP-Lan-
desgeschäftsstelle Bayern 
angefordert werden. Grußworte sprachen auch der 
Schwabacher Oberbürgermeister Matthias Thürauf 
und der ÖDP-Kreisvorsitzende Roland Wolkersdorfer.

Bundesentwicklungsminister  
von der ÖDP empfangen
Einen Auftritt von Entwicklungsminister Dr. Gerd 
Müller in der Passauer Universität nahm die ÖDP zum 
Anlass, als „Gerd-Müller-Fanclub“ aufzutreten und 
die Aktion „Müller vor, schieß ein Tor“ zu starten. Der 
von der ÖDP initiierte „Gerd-Müller-Fanclub“ fordert 
den Minister auf, wie sein Namensvetter, die Fußballle-
gende Gerd Müller, „nicht nur zu reden, sondern aufs 
Tor zu zielen und sich auch von der Kanzlerin nicht 
am Torschuss hindern zu lassen. Und das heißt in der 
Entwicklungspolitik: Verbindliche faire Regeln für den 
Welthandel, Fair Trade- statt Freihandelsabkommen, 
faire Löhne weltweit …!“ Bundesvorsitzende 

Gabriela Schimmer-Göresz

Landesvorsitzender Klaus 
Mrasek 

Der ÖDP-Landesparteitag tagte im mittelfränkischen Schwabach.
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Vorgesehen war eigentlich auch noch ein ÖDP-
Gruppenbild mit Gerd Müller, dem sowohl der Mi-
nister als auch die Uni-Präsidentin zugestimmt hätten. 
Doch dann kam CSU-Generalsekretär Dr. Dr. Andreas 
Scheuer dazwischen, der den Minister am Hemdsärmel 
wegzerrte …

Die kritischen ÖDP-Fragen, die der Minister an-
schließend im Hörsaal ausweichend beantwortete, sind 

zu finden auf www.urban-mangold.de (Meldung vom 
31.05.2016).

ÖDP-Bezirksvorsitzender Urban Mangold forderte 
den Minister auf, im Bundestag und in der Bundesre-
gierung gegen die Freihandelsabkommen zu stimmen 
und sich als Gegenpol zu den roten und schwarzen 
Ministern zu positionieren, die durch das Zulassen von 
Waffenexporten Fluchtursachen erzeugen. 

ÖDP Bayern stellt Bundestagslandesliste 
auf – Sonderdelegierte 
bis 15. November melden!
Die bayerische ÖDP wird im Februar 2017 ihre Bun-
destagslandesliste aufstellen. Das Wahlgesetz sieht vor, 
dass dies nicht durch die „normalen“ Landespartei-
tagsdelegierten erfolgen kann, sondern durch Sonder-

delegierte, die in den Bundeswahlkreisen zu wählen 
sind. 

Die Bundeswahlkreise decken sich häufig nicht mit 
den ÖDP-Kreisverbänden, sondern setzen sich aus 
mehreren Kreisverbänden oder Teilen von Kreisverbän-
den zusammen. Der ÖDP-Landesvorstand bittet alle 
Kreisverbände, sich mit den zu ihrem Bundeswahlkreis 
gehörenden Nachbar-Kreisverbänden abzustimmen, 
die Bundeswahlkreisversammlung einzuberufen und 
die dort zu wählenden Sonderdelegierten bis zum 15. 
November 2016 an die ÖDP-Landesgeschäftsstelle Bay-
ern zu melden.

Für Rückfragen steht die ÖDP-Landesgeschäftsstelle 
Bayern zur Verfügung.

Kontakt: ÖDP-Bayern, Heuwinkel 6, 94032 Passau
Tel.: (08 51) 93 11-31, Fax: (08 51) 93 11-92
bayern@oedp.de, www.oedp-bayern.de

Berlin

ÖDP Berlin auf dem Umweltfestival
Das jährliche Umweltfestival zwischen Brandenburger 
Tor und Siegessäule, das am 5. Juni stattfand, ist ein 
ökologisches Großereignis für Berliner, Ausflügler und 
Touristen und überdies das Zentrum einer Fahrrad-
Sternfahrt.

Die Umweltmeile mit 230 Anbietern bietet Kulinari-
sches und Naturkundliches, pfiffige umweltschützende 
Ideen, Kleidung und Schuhe, Angebote rund ums Rad-
fahren, zu Naturreisen und Mobilität sowie zu Energie, 
Bau und Finanzen.

Ein buntes Spektrum kreativer Anbieter aus der 
Region lässt traditionelle Techniken und Materialien, 
daunter viele Plastikalternativen, zeitgemäß wieder er-

blühen. Umwelt-Organisationen runden diese ökologi-
sche Attraktion für Kinder und Erwachsene ab.

Der ÖDP-Landesverband Berlin hat zur Mitglie-
derwerbung und Vorbereitung der Wahlen im Herbst 
diesmal seine Standfläche verdoppelt. Ein beschirmter 
Tisch mit Bio-Kaffee, Tee und Gebäck und ein kräftiger 
Platzregen luden zum Verweilen ein, wobei wir zahlrei-
che Interessenten gewinnen konnten, und eine Bücher-
kiste ergänzte unser Infomaterial.

Der Stand wurde von den Landesvorsitzenden Dr. 
Matthias Nitschke und Dr. Larissa Dloczik organisiert 
und zusammen mit Jürgen Weiß und Henner Gnotke, 
einem unserer fünf Wahlkreiskandidaten, durchgeführt.

Kontakt: ÖDP Berlin,  
Erich-Weinert-Straße 134, 10409 Berlin 
Tel.: (01 76) 38 49 93 28 
www.oedp-berlin.de, info@oedp-berlin.de

Brandenburg

ÖDP zeigt Präsenz 
auf Stadtteilfest in Potsdam
Der ÖDP Landesverband Brandenburg war am 
28.05.2016 beim 17. Stadtteilfest „Affe, Schaf & Kängu-
ru“ des Brandenburger Vorstadt e. V. mit einem Info-
Stand dabei. Auf dem Potsdamer Dr.-Rudolf-Tschäpe-

Platz informierten Larissa Dlozcik und Jörg-Rainer 
Collin zu den grundsätzlichen und aktuellen Themen 
ökologischer Politik. 

Für den am 21.08.2016 vereinbarten Vortrag zu TTIP 
von Prof. Dr. Klaus Buchner in Potsdam konnten sich 
Interessenten vormerken lassen. Bei strahlendem Son-
nenschein wurde mit gut gelaunten Standbesuchern 

ein Wiedersehen auf den Wahlzetteln zur Bundestags-
wahl 2017 vereinbart.

Kontakt: ÖDP-Brandenburg
Tel./Fax: (0 33 81) 79 86 37.

Niedersachsen

Kommunalwahlantritt gesichert
Die ÖDP Niedersachsen wird in Bad Zwischenahn 
und im Landkreis Aurich zur Kommunalwahl antreten. 
Dabei rechnet sich vor allem der Landesvorsitzende 
Martin F. Dreß Chancen auf eine erfolgreiche Teilnah-
me aus. Ihm ist es gelungen, vier zum Teil in der Kom-
munalpolitik und in Bad Zwischenahn verwurzelte 
Mitstreiterinnen für eine Kandidatur und gleichzeitig 
als neue Mitglieder zu gewinnen. Somit wird die ÖDP 
zum ersten Mal mit einer ÖDP-Liste in Bad Zwischen-
ahn antreten. In Wiesmoor (Kreisverband Ostfriesland/
Nordfriesland) wird Landesvorstandsmitglied Marion 
Fick-Tiggers mit einem weiteren Mitstreiter zur Ge-
meinderatswahl antreten. Der Landesverband unter-
stützt beide Kandidaturen finanziell und soweit mög-
lich auch personell. 

Im April beteiligte sich der Landesverband an der 
Anti-TTIP-Demo in Hannover und über die Kreisgrup-
pen und Kreisverbände an der Anti-TTIP-Postkarten-
aktion des Bundesverbands.

Teilnahme an der Bundestagswahl:  
Iko Schneider Spitzenkandidat

Auf dem außerordentlichen Landesparteitag der nie-
dersächsischen ÖDP in Hannover wurde die Teilnahme 
an der Bundestagswahl 2017 einstimmig beschlossen. 
Die Landesliste wurde mit folgenden Kandidatinnen 
und Kandidaten in entsprechender Reihenfolge (Lis-
tenplätze) aufgestellt:

Platz 1:	 Iko Schneider, Bankkaufmann, Hannover
Platz 2:	 Andreas Roling, Krankenpflegelehrer,  
	 Nordhorn
Platz 3:	 Klaus-Joachim Arndt, Dipl.-Ing., Fachlehrer,  
	 Braunschweig
Platz 4:	 Inga Brettschneider, Dipl.-Betriebsw. i. R.,  
	 Bad Zwischenahn
Platz 5:	 Ulrich Brehme, Prüfingenieur, Osnabrück
Platz 6:	 Marion Fick-Tiggers, Technische Agentin,  
	 Wiesmoor
Platz 7:	 Harald Biester, Industriemeister, Nordhorn

V. li.: Minister Dr. Gerd Müller, Uni-Vizepräsidentin Prof. Dr. Ursula 
Reutner und Universitätspräsidentin Dr. Prof. Dr. Carola Jungwirth 
sind überrascht von der Gerd-Müller-Fanpostkarte, die Urban 
Mangold übergibt. Mit einem Autogramm auf der Karte soll der 
Minister unterschreiben, dass er seinen Worten Taten folgen lässt.

Der Stand auf dem Umweltfestival brachte so einiges an Interesse 
bei den Besuchern.
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Larissa Dlozcik und Jörg-Rainer Collin beim Stadtteilfest "Affe, 
Schaf & Känguruh" in Potsdam.
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Niedersachsenweit müssen in den nächsten Monaten 
2.000 Unterstützungsunterschriften gesammelt werden, 
sie sind Voraussetzung für die Teilnahme an der Wahl. 
Der ÖDP-Landesvorsitzende Martin F. Dreß (Bad Zwi-
schenahn) betonte die Notwendigkeit eines vollständi-
gen Politikwechsels: „Wir müssen weg vom neolibera-
len, tödlichen Wachstumsdogma! Unsere Devise lautet: 
Mensch und Planet vor Profit! Die ÖDP strebt die Ver-
änderung zu einer Gemeinwohl-Ökonomie an.“

Kontakt: ÖDP Niedersachsen,  
Hogen Kamp 9, 26160 Bad Zwischenhahn 
Tel.: (0 44 03) 6 99 00 09 
info@oedp-niedersachsen.de 
www.oedp-niedersachsen.de

Nordrhein-Westfalen

Superwahljahr 2017 – 
Jäger: „Wir wollen da rein!“

Die ÖDP NRW bereitet sich auf das Superwahljahr 
2017 vor. Am Muttertag 2017 sind in Nordrhein-Westfa-

len 22 % der wahlberechtigten Deutschen an die Urne 
gerufen, ein neues Landesparlament zu wählen. „Wir 
wollen da rein!“, hat der ÖDP-NRW-Landesvorsitzen-
de Benjamin Jäger als Ziel ausgegeben. Im Herbst 2017 
folgt dann die Bundestagswahl.

In einer Kreisvorständekonferenz in Köln bereite-
te sich die ÖDP-NRW auf diese Wahlen vor. Ziel der 
ÖDP ist es, sich als ökologische Alternative im Lande 
weiter zu etablieren. Thema der Konferenz war zum 
einen die Verbesserung der internen Kommunikation, 
zum anderen die Definition von Schwerpunkten des 
Landtagswahlkampfes: Innere Sicherheit, Familien-
politik, Braunkohlepolitik und Schulpolitik für NRW. 
Besonderes Augenmerk wird die ÖDP auf ein demo-
kratisches und verfassungsgemäßes Kommunalwahl-
recht legen.

Zur Verteidigung der kommunalen Demokratie 
gründete sich – auf Initiative der ÖDP-NRW – im Janu-
ar 2016 eine „Kommunalparteienkonferenz“. In dieser 
haben sich neben der ÖDP-NRW die Tierschutzpartei, 
Die Violetten, Freie Wähler und die Partei der Nicht-
wähler zusammengeschlossen. „Sollten die beratungs-

resistenten Landtagsparteien trotz allem Widerstand für 
eine Sperrhürde stimmen, wird die Kommunalparteien-
konferenz in NRW geschlossen juristisch und politisch 
dagegen vorgehen“, so der Landesvorsitzende Benjamin 
Jäger (ÖDP). Die NRW-KPK hat aus diesem Grund eine 
juristische Expertenkommission einberufen, der sich 
unter anderem Dr. Marcus Schiller, Dr. Manfred Urhahn 
und Michael Krapp angeschlossen haben.

Ein voller Erfolg war der Messeauftritt der ÖDP-
NRW auf der FAIRGOODS in Essen. Der Kampf gegen 
Massentierfleisch und multiresistente Keime war das 
Kernthema des Messeauftritts. Die ÖDP-NRW mach-
te an ihrem Messestand auf die Gefährdung durch 
multiresistente Keime und deren Entstehen durch die 
Massentierhaltung aufmerksam. Mit einer Unterschrif-
tensammlung wurde die Aktion des ÖDP-Europaabge-
ordneten Prof. Dr. Klaus Buchner unterstützt. 223 Mes-
sebesucher solidarisierten sich mit ihrer Unterschrift 
mit diesen Zielen.

Die ÖDP-NRW beschäftigte sich mit weiteren lan-
despolitischen Themenstellungen wie den grenznahen 
AKWs Doel und Tihange, der desaströsen Braunkohle-
politik in NRW, den unzureichenden Rettungsdiensten 
in NRW, der Verschmutzung des Rheins durch Mikro-
plastik sowie der Luftverschmutzung durch die Bin-
nenschifffahrt und durch mobile Maschinen.

Durch die Gründung eines ÖDP-Kreisverbands 
Bonn/Rhein-Sieg-Kreis konnte auch ein weiterer Schritt 
in der organisatorischen Entwicklung des Landesver-
bands gegangen werden.

Kreisverband Bonn/Rhein-Sieg 
der ÖDP wird gegründet
Am Freitag, den 15. Januar, wurde der Kreisverband 
Bonn/Rhein-Sieg und Kreis Euskirchen der Ökolo-
gisch-Demokratischen Partei (ÖDP) gegründet. 

In den Vorstand wurden Lars Beer aus Niederkassel 
als 1. Vorsitzender, Thomas Weber aus Bad Godesberg 
als Stellvertreter und Sabine Lippmann aus Euskirchen 
als Schatzmeisterin gewählt. Ulrich Beer aus Nieder-
kassel und Prof. Dr. Günter Röhser aus Bonn, die als 
Beisitzer gewählt wurden, komplettieren den Vorstand.

Zur Wahl erklärte Lars Beer: „Wir bedanken uns bei 
unseren Mitgliedern für das Vertrauen und freuen uns 
auf ein tolles Jahr mit vielfältigen Aktionen und Ver-
anstaltungen. Das neue Team ist sich sicher, dass viele 
Mitstreiter für das aktuelle Programm gefunden wer-
den können. Wir starten voller Energie und Zuversicht 
in die Zukunft! Wir wollen erfolgreiche Arbeit leisten 

und viel erreichen! Für mehr Lebensqualität und sozi-
ale Gerechtigkeit.“

Thomas Weber ergänzte: „Inhaltlich wollen wir uns 
in der nächsten Zeit unter anderem mit den Themen 
Flüchtlingspolitik, Gesundheitspolitik, Nachhaltig-
keit, Bildung und Bindung und der Verkehrspolitik 
beschäftigen. Zudem werden wir uns den Erneuerba-
ren Energien, dem Verbraucherschutz, dem Tierschutz 
und dem Streben nach sauberen Städten zuwenden. 
Auch unser Engagement für Toleranz und gegen jede 
Form der Diskriminierung werden wir vorantreiben. 
Außerdem planen wir, die Vernetzung innerhalb der 
ÖDP in Nordrhein-Westfalen und die Arbeit mit den 
Jugendverbänden der Jungen Ökologen (JÖ) vor Ort 
weiterzuentwickeln. Das alles wollen wir erreichen 
mit einer Wirtschaftsform ohne Zwang zu ständigem 
Wachstum.“

Kontakt: ÖDP NRW,  
Weseler Str. 19 – 21, 48151 Münster 
Tel.: (0251) 760 267 45
info@oedp-nrw.de 
www.oedp-nrw.de   
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V. l.: Kati Wascher, Buchhändlerin; Inga Brettschneider, Dipl.-Betriebsw. i. R., Ratsfrau im Gemeinderat Bad Zwischenahn (derzeit noch 
Fraktion B90/Die Grünen); Martin F. Dreß, Dipl.-Ing. agr. und Fachlehrer; Gisela Simon, Friseurmeisterin i. R., Sportlehrerin

Der Landesvorsitzende der ÖDP in NRW, Benjamin Jäger, gratu-
liert dem 1. Vorsitzenden Lars Beer zu seinem neuen Amt.
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Was läuft in unserer ÖDP? 
Wie bleibe ich informiert?

Immer wieder kommt die Frage auf: „Was macht ei-
gentlich der Bundesvorstand?“ Oder: „An welchen 
Projekten wird gerade in der ÖDP gearbeitet?“ Für den 
Informationsfluss ist nachfolgende Information hilf-
reich: 

Über öffentliche Bundesvorstandssitzungen, ob 
körperlich oder als Telefonkonferenz, erfolgt nach Be-
schluss die Veröffentlichung der Protokolle im internen 
Teil der ÖDP-Homepage. Dort bitte den Punkt „Interne 
Protokolle“ wählen. Wenn Sie Ihre Zugangsdaten ver-
gessen haben, melden Sie sich bitte unter Tel.: (09 31) 
40 48 60.

Aktuelle Pressemitteilungen sind auf der Homepage 
unter www.oedp.de eingestellt, können dort nachge-
lesen und auch weiterverbreitet werden. Kleiner Tipp: 
Abonnieren Sie unsere Pressemitteilungen und bleiben 
Sie immer auf dem neuesten Stand!

Über aktuelle Projekte, Aktionen, Hinweise etc. wird 
per E-Mail-Newsletter oder durch gezielte Rundmails 
berichtet. Alle unsere per E-Mail erreichbaren Mitglie-
der werden informiert. Bei Fragen oder Themenvor-
schlägen wenden Sie sich bitte an Tel.: (09 31) 4 04 86-0 
oder schreiben Sie an info@oedp.de.

Bei Veröffentlichungswünschen für unser Mitglie-
dermagazin ÖkologiePolitik wenden Sie sich bitte an 
presse@oedp.de. Wir arbeiten daran, ÖkologiePolitik 
auch in einer Online-Version besser zur präsentieren. 

Tagesaktuelle Infos erhalten Sie nicht nur auf 
unserer Homepage, sondern auch über unseren 
Twitterkanal und unsere Facebookseite. So ungern 
manche die sozialen Netzwerke nutzen – die Wer-
bewirkung gerade im Hinblick auf Wahlkämpfe ist 
nicht zu unterschätzen. Hier haben wir noch Poten-
zial und bitten alle Mitglieder, die in diesen Netz-
werken aktiv sind, die Seite der Bundes-ÖDP und 
andere ÖDP-Seiten mit „gefällt mir“ zu markieren. 
Besonders hilft uns, wenn Sie regelmäßig auch Ihre 
Facebookfreunde einladen, die ÖDP zu „liken“. 
Auch freuen wir uns darüber, wenn Sie unsere Bei-
träge kommentieren, liken oder teilen. 

Für die Untergliederungen, die auf Facebook ver-
treten sind, gilt natürlich dasselbe. Gerne werden wir 
auch auf interessante Links und Kurzvideos hinweisen, 
die wir dann über unsere Facebookseite teilen. Auch 
bei der Produktion von Kurzvideos oder dem allgemei-
nen Umgang mit den Sozialen Medien können wir Sie 
auf Anfrage unterstützen. All dies sind gute Möglich-
keiten, Ihre Themen zielgenau an die Bürgerinnen und 
Bürger zu bringen. Lassen Sie diese einfache Chance 
nicht ungenutzt! Bei Fragen wenden Sie sich ebenfalls an: 
presse@oedp.de 

Zudem bleibt Ihnen die Möglichkeit, die einzelnen 
Geschäftsstellen sowie Mitglieder der verschiedenen 
Vorstände, auch des Bundesvorstands, gezielt zu kon-
taktieren, auf Informationen hinzuweisen oder Fragen 
direkt zu stellen.

Sie sehen, es gibt eine Fülle von Möglichkeiten, zeit-
nah informiert zu werden.

Bitte haben Sie Verständnis, dass bei der Fülle der 
Aufgaben und der Ehrenamtlichkeit unseres Engage-
ments zusätzliche Kommunikationswege, Veröffent-
lichungen etc. derzeit nicht möglich sind. Wir wollen 
auch das Verhältnis zwischen regelmäßiger Information 
und vielfach als lästig empfundener Überversorgung 
ausgewogen halten.

Thüringen

Landesparteitag
Am 12.03.2016 fand in Gernrode/Eichsfeld auf Anforde-
rung des Bundesvorstands ein außerplanmäßiger Lan-
desparteitag statt. Auf diesem wurde den Mitgliedern 
neben Berichten der Vorsitzenden und Schatzmeisterin 
hauptsächlich der Haushaltsplan für 2016 und der Fi-
nanzplan 2016–2020 erläutert, mit ihnen beraten und 
anschließend von ihnen beschlossen sowie die Jahres-
planung besprochen. Im Anschluss fand ein Kultur-
programm statt, bei dem historische Plätze in Worbis 
besichtigt wurden. Auf diesem Weg wurde am „Gülden 
Creutz“, einem historischen Gebäude in Worbis, auch 
an die hier erfolgte Gründung der ÖDP Thüringen vor 
mehr als 22 Jahren gedacht. Den anwesenden Grün-
dungsmitgliedern wurde der Dank für ihr langjähriges 
Engagement bereits auf dem Parteitag ausgesprochen.

Kommunalwahl 2016
Im Landesverband Thüringen fanden am 5. Juni 2016 
Kommunalwahlen statt. In vielen Orten wurden die 
Bürgermeister neu gewählt. In vier Städten ging es um 
ein hauptamtliches Stadtoberhaupt. Eine davon war die 
Einheitsstadt Leinefelde-Worbis im Eichsfeld. Sie liegt 
ganz im Nordwesten Thüringens, vom geografischen 
Mittelpunkt Deutschlands nur 50 km entfernt. Leine-
felde-Worbis ist die Heimat des Kreisverbands Eichsfeld 
sowie der Thüringer Landesvorsitzenden Susann Mai. 
Sie hat hier drei kommunale Mandate inne. So ist sie 
in der Region, dem Landkreis Eichsfeld, Mitglied des 
Kreistages Eichsfeld, in der Einheitsstadt Leinefelde-
Worbis mit neun Ortsteilen im Stadtrat und im eigenen 
Ortsteil Worbis im Ortsteilrat. Nach 26 Jahren Amts-
zeit geht hier in der Gesamtstadt der bisherige Bürger-
meister am 30.06.2016 in den Ruhestand. Er durfte aus 
Altersgründen nicht mehr kandidieren. Dies war eine 
historische Chance für einen Regierungswechsel. Des-
halb hat Susann Mai sich um dieses Amt beworben. Sie 
hatte als einziges ÖDP-Mitglied den Mut, sich dafür in 
Thüringen zur Wahl zu stellen. Mit unverwechselbarem 
Engagement hat sie es geschafft, einen authentischen 
Wahlkampf zu meistern. Und das in einer sehr konser-
vativ geprägten Umgebung. Sie hat viele Menschen ge-
wonnen und sie eingeladen, zur Wahl zu gehen und von 
ihrem Stimmrecht Gebrauch zu machen.

Susann Mai aus Worbis errang bei der Bürgermeis-
terwahl in Leinefelde-Worbis 16,4 %. Sie dankt allen 
Wählerinnen und Wählern für ihr Vertrauen. Das Vo-
tum ist ein Gewinn für mehr Bürgerbeteiligung, Trans-

parenz, Generationengerechtigkeit und Gemeinwohl in 
Leinefelde-Worbis. Sie hofft darauf, dass diese Aspekte 
in der weiteren Entwicklung der Stadt eine größere Rolle 
spielen werden als bisher. 977 Bürgerinnen und Bürger 
von 5.954 Wählerinnen und Wählern waren wegen die-
ser Werte in Leinefelde-Worbis zur Wahl gegangen und 
haben Susann Mai gewählt. Die Wahlbeteiligung lag bei 
38,4 % und ist damit etwas gestiegen. 2010 lag sie nur bei 
22,5 %. Die Stadt steht vor großen Herausforderungen. 
Susann Mai erwartet eine nachhaltige und zukunftswei-
sende Entwicklung für die Einheitsstadt im Eichsfeld.  
Sie bittet um Spenden für die Bürgermeisterwahl auf 
das Konto des Kreisverbands Eichsfeld: 

ÖDP KV Eichsfeld, DE 26 8205 7070 0100 0045 04,
Verwendungszweck: Unterstützung Bürgermeister-

wahl Susann Mai. Dafür gibt es eine Spendenquittung, 
daher bitte eine kurze Info mit Namen und Adresse an 
info@oedp-thueringen.de. Herzlichen Dank für die 
Unterstützung.

Kontakt: ÖDP Thüringen, Alte Chaussee 3, 
37339 Worbis, Tel.: (03 60 74) 9 25 95 
info@oedp-thueringen.de, www.oedp-thueringen.de 

i
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Nachruf
Der ÖDP Landesverband Thüringen 
trauert um Gründungsmitglied, 
Bundestagswahl-Kandidatin, Schriftführerin

Hannelore 
Mai
 *  25. Februar 1943     
 26. Juni 2016

Durch ihr authentisches Leben aus ihrem christ- 
lichen Glauben war sie ein Vorbild für die Grund-
sätze der ÖDP, hat sich für viele Menschen ein- 
gesetzt und immer durch ihren Blick für die Ganz- 
heit beeindruckt. Ihre Liebe, Kreativität und 
positive Ausstrahlung haben geprägt und begeistert.

In dankbarer Erinnerung an einen 
wunderbaren und engagierten Menschen 
im Namen des Landesvorstandes

Susann Mai, Landesvorsitzende
Franz-Josef Mai, stellv. Landesvorsitzender
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Neue Mitarbeiter im Bundesverband

Thomas Büchner (54) ist in der ÖDP seit 1994 und 
hat mit seinen Mitstreitern im KV Coburg zwei 
Stadtrats- und zwei Kreis-
tagsmandate für die ÖDP 
erfochten. Er arbeitet als 
selbstständiger Handels-
fachwirt und Tonprodu-
zent;  er liebt es, projekt-
bezogen zu optimieren 
und mit smarter Penetranz 
Dinge zu Ende zu bringen. 
Er wird die Sammlungen 
der Unterstützungsunter-
schriften für den  Bundes-
tagswahlantritt im Auge 
behalten, Landeswahlbeauftragte betreuen und mit 
dafür sorgen, dass die ÖDP in ganz Deutschland auf 
den Wahlzettel kommt.

Kontakt: thomas.buechner@oedp.de

Michael Johne (36) ist 
Dipl.-Staatswissenschaft-
ler und hat einen Master 
of Science in Public Rela-
tions. Zu seinen berufli-
chen Schwerpunkten zäh-
len Öffentlichkeitsarbeit 
und Marketing, politische 
Kommunikation sowie so-
lidarisches Wirtschaften. 
Als passionierter Radfah-
rer hat er bereits einmal 
den Globus umradelt und 

weltweit ehrenamtliche Erfahrungen gesammelt. 
Für die ÖDP wird er als Wahlkampfkoordinator die 
strategische Kommunikation unterstützen und den 
bundesweiten Wahlkampf konzeptionell und ver- 
netzend begleiten. Er ist verheiratet, hat eine Tochter 
und lebt in Köln.

Kontakt: michael.johne@oedp.de

Bundeshauptausschuss und 
Landesverbändetreffen in Würzburg
Am 9. Juli fand in Würzburg der Bundeshauptaus-
schuss statt. Die Delegierten debattierten mit dem 
Bundesvorstand ausführlich über den Leitspruch für 
die kommende Bundestagswahl und als Konfliktlini-
enslogan allgemein. Dieser „Slogan“, der die Program-
matik der ÖDP auf den Punkt bringen soll, ging aus 
einer intensiven innerparteilichen Konfliktliniende-
batte hervor. Mit „Mensch vor Profit“ einigten sich die 
anwesenden Delegierten auf einen „Slogan“, welcher 
verdeutlicht, dass gieriges Profitstreben nie Vorrang 
vor Mensch und Natur haben darf. In den kommen-
den Monaten soll der Slogan in ein Strategiekonzept 
eingebettet werden. 

Darüber hinaus wählten die anwesenden Delegier-
ten die Mitglieder der Bundessatzungskommission und 
der Bundesprogrammkommission turnusgemäß neu. 
Für die Bundessatzungskommission wurden gewählt: 

Helmut Kauer, Dr. Claudius Moseler, André Meyer, Axel 
Gebhardt und Josef Wagner. Ersatzmitglieder sind: Jo-
hannes Schneider und Adrian Heim. In die Bundes-
programmkommission wurden gewählt: Dr. Reinhold 

Reck, Roswitha Bendl, Dr. Hermann Schweiger, Jürgen 
Osterlänger, Matthias Dietrich, Verena Föttinger und 
Hanns-Dieter Schlierf. Ersatzmitglieder sind: Chris-
toph Raabs, Dr. Claudius Moseler, Angela Binder und 
Klaus Wagner. Wir gratulieren allen Gewählten und 
wünschen eine erfolgreiche Zusammenarbeit!

Landesverbändetreffen mit 
Ideensammlung in Gruppenarbeit

Am darauffolgenden Sonntag fand das Treffen der Lan-
desverbände ebenfalls in Würzburg statt. Im Hauptteil 
der Veranstaltung wurden in einer kreativen Sammlung 
in Gruppenarbeit Ideen für ein Strategiekonzept zur 
Bundestagswahl gemeinsam erarbeitet. Auch stellte der 
Bundesvorstand die zwei neu eingestellten Mitarbeiter 
(siehe Kasten) den Landesverbänden vor. Zuständig 
sind diese vor allem für die Koordinierung der Unter-
stützungsunterschriftensammlung zur Bundestags-
wahl. Wir wünschen einen guten Einstieg!

Der Bundesverband sucht darüber hinaus noch 
Landeswahlbeauftragte, insbesondere für Mecklen-
burg-Vorpommern und Hessen. Nachfragen und Be-
werbungen hierzu bitte bei Dr. Claudius Moseler über 
politik@oedp.de oder Telefon (0 61 31) 67 98 20. Alle 
Fragen zur Organisation der Bundestagswahl bitte an 
bundestagswahl@oedp.de.Delegierte auf dem Bundeshauptausschuss
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Ideensammlung zum Strategiekonzept für die Bundestagswahl

Das durch den 50. Bundesparteitag überarbeitete 
Bundespolitische Programm der ÖDP 
finden Sie in der aktualisierten Version online unter: 
http://t1p.de/OEDPBundesprogramm

Michael Johne

Thomas Büchner
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In den kommenden Monaten soll der 
Slogan „Mensch vor Profit“ in ein 

Strategiekonzept eingebettet werden. 

  |  ÖDP INTERN  |  Neues aus der ÖDP
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Aus Respekt vor der Erde
„Wir können nichts ändern an dem, was geschah. Wir 
können aber daraus lernen, nach vorne schauen und 
weitergehen. Für unsere Kinder. Und eine bessere Welt“, 
so Henry Red Cloud, der auf seiner Europatour Station 
in Murnau machte und dort herzlich begrüßt wurde. 

Er führte das Publikum durch die schwere Geschichte 
der Lakota-Sioux, vermittelte die indianische Botschaft 
eindrucksvoll und untermalte diese mit indianischem 
Gesang für den Frieden mit der Erde. Er erinnerte an 
die alte indianische Weisheit, alle Entscheidungen zum 
Wohle der kommenden sieben Generationen zu treffen. 
Wir können Wege aus der Krise finden. „Wenn wir die 
Erde wieder ehren und das alte Wissen mit dem neu-
en verknüpfen, ist es möglich, die Verbindung zwischen 
Mutter Erde und Vater Sonne wieder herzustellen. 

Die bittere Armut im Lakota-Reservat Pine Ridge 
und die hohe Arbeitslosigkeit waren für ihn eine He-
rausforderung. Der einstige Stahlarbeiter kam nach Eu-
ropa und lernte. Er entwickelte sich zum Unternehmer 
und Pionier, gründete 2004 Lakota Solar Energy und 
bot die Grundlage für zahlreiche neue wirtschaftliche, 
gesellschaftliche und umweltpolitische Projekte. Es 
wurden Solarkollektoren montiert, Windenergiesyste-
me installiert, feste ökologische Häuser aus Stein und 
Lehm und ein Schulungszentrum für junge Indianer 

BAK Christen & Ökologie 
auf dem Katholikentag in Leipzig

Bundesvorsitzende gratuliert 
Frau Valeria Ströse-Grützner zum 100. Geburtstag
Wer kann von sich behaupten, schon über 25 Jahre Mitglied der ÖDP und doch 
75 Jahre seines Lebens in keiner Partei gewesen zu sein? 

Frau Valeria Ströse-Grützner wurde 1916 in Breslau geboren. Ihr Leben spiegelt 
viele Facetten der deutschen Geschichte des 20. Jahrhunderts wider: Ihre Mutter 
starb unterernährt an Spanischer Grippe nach dem Ersten Weltkrieg. Nach dem 
Abitur durfte sie als Nonnenschülerin nicht studieren. Bei der Vertreibung aus 
dem geliebten Schlesien verlor sie ihren damals zweieinhalbjährigen Sohn Mi-
chael. Nach 1945 konnte sie endlich Lehrerin werden und war zuletzt lange Jah-
re Rektorin in Köln. Nach der Pensionierung zog sie nach Bayern zu ihrem Sohn 
nach Kempten im Allgäu. Kurios: Ihre beiden Kellerabteile im Seniorenheim, in 
dem die Jubilarin seit sechs Jahren wohnt, dienen der ÖDP als Wahlkampf-De-
pot. Selbst im Alter von 100 Jahren pflegt sie ihre größte Leidenschaft, im Fern-
sehen Wissenssendungen zu verfolgen.

Vielleicht hat Sohn Adeodatus René Michael Hofer („der von Gott Wiedergegebene“) ja von ihr die Zähigkeit 
geerbt, denn er sitzt seit mehr als einem Vierteljahrhundert für die ÖDP im Kemptener Stadtrat und ist seit vielen 
Jahren Vorsitzender des Kreisverbands. 

Wenn zu exklusiven Veran-
staltungen wie G8 oder Welt-
wirtschaftsforum in Davos 
eingeladen wird, dann gibt es 
meist ein Damenprogramm 
oder zumindest ein Partner-
programm für die vertrau-
ten Begleitpersonen, die zu 
den großen Reden scheinbar 
nichts beizusteuern haben. 
Auf einem Katholikentag ist 
das nicht so: Entweder man 
ist offiziell dabei oder außen 
vor. 

So fühlt man sich als un-
terrepräsentierter politischer 
Mitakteur, wenn die Podien 
und Stände nach festen Re-
geln besetzt werden, etablier- 
te Volksvertreter befragt wer- 
den und katholisches Ver-
eins- und Gemeinschaftsle-
ben ausgebreitet wird. Ich 
muss aber zugeben: Es ist das 
gute Recht des Gastgebers, sich seine Gesprächsgäste 
auszuwählen. AfD draußen, Grüne, SPD und Linke 
drin (O-Ton Bodo Ramelow beim Wir-sind-Kirche 
Zelt: „Wir mussten 26 Jahre darauf warten, das darf 
die AfD gerne auch müssen.“), CDU sowieso. Und die 
ÖDP?

Sie taucht wohl im Codex dieses catholicam nicht 
auf. Nun, da haben wir jetzt wieder zwei Jahre Zeit, di-
cke Bretter zu bohren, und freuen uns auf einen neuen 
Anlauf in Münster 2018.

Zumindest aber die Bedingungen für einen Stand 
oder Pavillon auf der Katholikentagsmeile sind für alle 
Parteien und deren Arbeitskreise gleich: keine Chance.

Wir als Arbeitskreis Christen und Ökologie waren 
mit drei BAK-Mitgliedern trotzdem präsent, wenn 
auch nur ein paar Stunden. Für Samstagnachmittag bei 
schönstem Sommerwetter hatten wir einen Stand am 
Innenstadtring bei der Stadt Leipzig angemeldet und 
freuten uns: über den rechter Hand liegenden küh-
lenden Brunnen, über die linker Hand ebenfalls einen 

Stand betreuenden grün-
christlichen Nachbarn und 
über diejenigen der Leipzi-
ger und Katholikentagsbe-
sucher, die sich immer mal 
ein paar Augenblicke Zeit 
für uns nahmen. Den Na-
men der ÖDP im Bewusst-
sein zu verankern und un-
sere christlichen Positionen 
hervorzuheben, war unser 
Anliegen, nicht mehr, nicht 
weniger. „Gehen Sie wäh-
len?“, war die Frage, die die 
meisten Leute zum Anhalten 
brachte. Ein paar Meter im 
raschen Schritt neben ihnen 
zu gehen, wie sie eilends zum 
nächsten Programmevent 
schwitzten, wurde durchaus 
akzeptiert. 

Ein Geschenk machten 
uns die Leipziger Bürger auch 
noch: Eine relativ kurzfristig 

angesagte Anti-TTIP-Demo führte fast unmittelbar an 
unserem Stand vorbei. Da schnappte sich der Jüngste 
von uns dreien, meine Wenigkeit, rasch die ÖDP-Fahne 
und mischte sich mitten unter die ca. 1.000 bis 1.500 De-

monstranten. So wurde die Fahne mit wechselnder und 
wohlwollender Unterstützung meiner Gesprächspart-
ner im Zug hochgehalten. Die Katholikentagsbesucher 
am Rande schienen uns mit Wohlwollen zu betrachten 
und einige reihten sich mit ein.

Ein Dank gilt zum Schluss den extra für den Nach-
mittag angereisten BAK-Mitgliedern, die mich als säch-
sischen Vertreter tatkräftig unterstützten! 
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V. l.: Gabriela Schimmer-Göresz, 
Valeria Ströse-Grützner und 
Michael Hofer
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Henry Red Cloud mit der ÖDP-Bundesvorsitzenden 

errichtet. Nicht zuletzt brachte Henry Red Cloud die 
fast ausgestorbenen Bisons zurück in die Black Hills. 
Für seine Arbeit erhielt er zahlreiche nationale und in-
ternationale Auszeichnungen und Preise, z. B. den Glo-
bal Energy Award. 

Unter den begeisterten Besuchern befand sich auch 
ÖDP-Bundesvorsitzende Gabriela Schimmer-Göresz, 
die die Pause für ein kurzes Gespräch mit Henry Red 
Cloud nutzte. 

Wer den Visionär und die Non-Profit-Organisation 
Oceti Wakan unterstützen möchte, findet Informatio-
nen und Spendenmöglichkeiten unter folgender Inter-
netadresse: www.ocetiwakan.org Im Gespräch mit interessierten Passanten: Dirk Zimmer-

mann und Helmut Graf

Den Namen der ÖDP im Bewusst- 
sein zu verankern und unsere 

christlichen Positionen hervorzuheben, 
war unser Anliegen.
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Zehntausende demonstrieren 
in Berlin gegen EEG-Novelle
Am 2. Juni demonstrierten in Berlin mehrere Zehn-
tausend Menschen gegen die Novelle des „Erneuer-
baren-Energien-Gesetzes“ (EEG), darunter auch eini-
ge ÖDPler. Insbesondere die Deckelung des Ausbaus 
der Erneuerbaren Energien ist ein großer Rückschlag. 
Dazu schreibt MdEP Prof. Dr. Klaus Buchner: „Die 
Berechnungsformel bei der Windenergie nimmt der 
Windindustrie die Planungssicherheit und gleichzeitig 
bekommen Kohlekraftwerke freie Fahrt, das macht kli-
mapolitisch keinen Sinn. Ich teile die Sorgen des Bun-

„Das Ende der grünen Märchen“ – 
was ist zu tun?
Dieser Frage ging auf Einladung des ÖDP-Stadtver-
bands München der bekannte und preisgekrönte 
Schauspieler, Regisseur, Buchautor und Umweltak-
tivist Hannes Jaenicke in sympathischer Art nach. 
Jaenicke verdeutlicht in seinen Filmen und Büchern 
den Zusammenhang zwischen Umweltzerstörung, Ar-
tensterben und unserem Konsumverhalten. Mit seinen 
Büchern kam er auf die SPIEGEL-Bestsellerliste. Jaeni-
ckes Recherchen sind ein wichtiges Zeugnis über die 
skrupellose Geschäftemacherei in unserer modernen 
Konsumgesellschaft. 

Thomas Prudlo, Vorsitzender des ÖDP-Stadtver-
bands München, konfrontierte das Publikum mit „acht 
grünen Märchen“ und setzte damit eine lebhafte Dis-
kussion in Gang: 
n	 Wir brauchen Wirtschaftswachstum, um uns Um-
weltpolitik leisten zu können. 
n	 Wir kommen bei der Energiewende zügig voran. Elek- 
troautos sind der Ausweg aus dem Mobilitätsproblem. 
n	 Klimaschutz und Ökologie sind auch wichtige Themen. 
n	 Bio ist stark im Kommen. 
n	 Die „grüne“ Gentechnik wird unser Hungerpro-
blem lösen. 
n	 Freihandelsabkommen fördern den Wohlstand und 
erhöhen den Verbraucherschutz. 
n	 Europa ist der Hort für Frieden, Wohlstand und De-
mokratie.

Die zahlreiche Zuhörerschaft entzauberte in Re-
debeiträgen und Fragen an den Referenten vieles als 
„Greenwashing“ und den raffinierten Versuch, Verbrau-
cherinnen und Verbraucher auf sämtlichen Ebenen 
in die Irre zu führen. Intensiv wurde der Frage nach- 
gegangen, wie sich die Menschen dagegen wehren 
können. Die größte Macht des Verbrauchers liege, so 
Jaenicke, im eigenen Geldbeutel. Mit der bewussten 
Entscheidung, wem vertraue ich mein Geld an, welche 
Produkte kann ich bedenkenlos kaufen und welche 
boykottiere ich, kann jede und jeder Einzelne jeden Tag 
die Welt ein Stück weit besser machen. 

Neben der Bundesvorsitzenden Gabriela Schimmer-
Göresz nahmen auch die beiden ÖDP-Stadträte Sonja 
Haider und Tobias Ruff an diesem interessanten Abend 
teil. 

Wer den Abend nachschauen will, kann das hier tun: 
http://t1p.de/pwc0 

desverbands Windenergie, dass durch die EEG-Reform 
der Ausbau der Windenergie zum Stillstand kommt 
und die Bürgerbeteiligung an Windkraftanlagen ge-
fährdet ist, zum Nutzen der großen Energiekonzerne. 
Die geplante Formel als Grundlage für den Ausbau von 
Windkraftanlagen garantiert keinen kontinuierlichen 
Ausbau von Windkraftanlagen. Bei der Photovoltaik 
besteht durch die Reform das Risiko einer zu schnellen 
Reduzierung der Einspeisevergütung, dabei werden die 
Ausbauziele jetzt schon nicht erreicht.“

ÖDPler auf der Demonstration in Berlin
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V.l.: Sonja Haider, Tobias Ruff, Hannes Jaenicke und Gabriela 
Schimmer-Göresz 

Fo
to

: Ö
D

P 
Bu

nd
es

pr
es

se
st

el
le

Sommerfest am 
20.08.2016 im Abgeordnetenbüro

	       von MdEP Buchner
Wir laden Sie sehr herzlich zum Sommerfest in das 
Berliner Abgeordnetenbüro unseres Europaabgeord-
neten Prof. Dr. Klaus Buchner ein. Ab 16 Uhr gibt es 
Musik, kaltes Buffet und Getränke. Prof. Buchner freut 
sich auf interessante Begegnungen mit Ihnen. Die 
Adresse: Ebelingstr. 8 in 10249 Berlin-Friedrichshain. 
Bitte melden Sie sich unter bodisco@klausbuchner.eu 
kurz an, wenn Sie kommen können.
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Familie, Politik, Theater und ein großes Herz – 
das Unikat Horst Halser wird 80!

Ein besonders wirkungsvolles Kraut:  
der älteste ÖDP-Mandatsträger Ernst Egelkraut
Irgendwie ist Ernst Egelkraut ein Spätzünder. Die Be-
tonung liegt mehr auf Zünder. Mit 58 ist er in die ÖDP 
eingetreten und hat 25 Jahre in seiner Heimat, einem 
Markt mit 5.700 Einwohnern, im Landkreis Hof und 
im Bezirk Oberfranken sehr viel bewegt. Heute ist er 

mit 83 Jahren der älteste Mandatsträger der ÖDP. Ernst 
Egelkraut ist immer noch voll dabei, als Gemeinderat, 
als stellvertretender Vorsitzender des Bürgerbegehrens 
gegen die Ortsumgehung, das zusammen mit dem 
Bund Naturschutz dem Flächenfraß entgegentritt. 

Sechs Jahre war Ernst Egelkraut der 2. Bürgermeister 
des Marktes Oberkotzau. „Keine einfache Zeit!“, fasst 
der bescheidene Oberfranke seine Leistung zusammen. 
Er erwähnt zwar, dass er davon fast zwei Jahre den ver-
hinderten 1. Bürgermeister vertreten musste, aber er ist 
kein Mann, der sich stolz auf die Brust klopft, auch 
wenn er Beachtliches geleistet hat. Mit dem Eintritt in 
den Gemeinderat 2002 kam gleich das Amt des stell-
vertretenden Bürgermeisters auf ihn zu. Bis 2008 setzte 
er sich mit dem damaligen 1. Bürgermeister für eine ge-
sunde und nachhaltige Gemeinde ein. Zum Verhältnis 
mit dem nun amtierenden CSU-Bürgermeister Breuer 
sagt er nur: „Eine Zusammenarbeit ist unmöglich!“ 

Mit 83 Jahren sitzt Egelkraut immer noch im Gemein-
derat und mischt sich tatkräftig ein.

Das politische Leben des Oberfranken Ernst Egel-
kraut ist geprägt von seiner Liebe zur Natur. „Ich bin be-
geisterter Radfahrer!“, erzählt er. Den Saaleradweg hat 

er fast ganz be-„radelt“. Von der Saa-
lequelle im Fichtelgebirge bis Halle 
hat er es geschafft. Die Saale ist seine 
Heimat, für die er sich ungebremst 
engagiert. Aber auch zu Fuß ist er 
gerne in der Natur unterwegs.  

Seine Frau Arnhilt und seine 
drei Kinder stehen hinter ihm, auch 
wenn sie oft auf ihn verzichten 
müssen, weil er wieder mal politisch 
eingespannt ist. So gehört das Bür-
gerbegehren gegen den Abriss des 
Schulgebäudes zu seinen Erfolgsge-
schichten. 57 % der Bürger folgten 
seinem Ziel, das historische Schul-
gebäude zu erhalten.

„Ich hatte schon lange mit der 
ÖDP sympathisiert“, beschreibt 
Ernst Egelkraut seine Motivation, 
1991 in die ÖDP einzutreten. Anlass 
zum Eintritt war der Protest gegen 
die Privatisierung von Bahn und 

Post: „Und heute sehen wir, was daraus geworden ist!“ 
Der Oberfranke wird aber auch deutlich, wenn es 

um die Zukunft des Landes geht. Er fordert von der 
ÖDP, dass sie den erschreckenden Erfolg der AfD „nicht 

unter den Teppich kehrt“. Sein Leben lang hat er klar 
seine Meinung gesagt und versucht, viele Menschen in 
persönlichen Gesprächen für eine nachhaltige Politik 
zu begeistern. Direkte Demokratie hat er immer wieder 
gefordert und gefördert. Für die Zukunft der ÖDP hat 
er einen Wunsch: „Die ÖDP verdient, mehr Beachtung 
zu finden!“ 

„Politik machen wir für unsere Kinder und Enkel, um 
ihnen etwas mitzugeben und ihnen Chancen und Mög-
lichkeiten zu eröffnen.“ Geboren am 6. Juli 1936, ist der 
9-fache Patchworkfamilienvater und 17-fache Großvater 

von Kindesbeinen mit Politik auch in der Familie kon-
frontiert. „Mein Großvater hat mich politisch geprägt“, 
beschreibt Horst Halser seine sehr persönliche Motiva-
tion, politisch aktiv zu werden.

Wer dem seit 2014 ältesten Rosenheimer Stadtrat be-
gegnet, lernt einen herzlichen Menschen kennen, aus 
dem die Lebensfreude nur so heraussprudelt, der aber 
klare und deutliche Worte findet, wenn es um Politik 
geht. „Wer nie Kommunalpolitik gemacht hat, weiß 
nicht, was den Bürger bewegt, das sieht man gut an vie-
len Spitzenpolitikern.“ 

Horst Halser weiß, wovon er spricht, denn er ist 
seit 47 Jahren politisch engagiert. Ab 1969 für die FDP 
war er u. a. im Landesvorstand, Bezirksvorsitzender in 
Oberbayern und von 1984 bis 1994 gewählter Kreisrat 
und Gemeinderat in Höslwang. „Nachdem alle Sozi-
alpolitiker die FDP verlassen haben, kam ich 1993 zur 
ÖDP.“ So war Halser bis 2002 für die ÖDP im Kreisrat 
und von 2004 an für zehn Jahre Vorsitzender des Seni-
orenbeirats Rosenheim. „Die Umweltpolitik der ÖDP 
hat mich überzeugt.“

„Auch als Einzelner kann man Dinge ändern – man 
sollte nur die Geschäftsordnung kennen und gut netz-
werken“, empfiehlt der lebensfrohe Halser den ÖDP-
Mandatsträgern. Die Energie geht dem Theaterregis-
seur auch im hohen Alter nicht aus: „Manchmal kann 
ich narrisch werden mit der ÖDP. Es ist so wichtig, gute 
Pressekontakte zu pflegen und die ÖDP auch auf gesell-
schaftlichen Events zu repräsentieren; wir wollen hier 
schließlich die Zukunft mitgestalten.“ 

Sein persönliches politisches Anliegen ist dabei u. a. 
die politische Realisierung der Inklusion. „Dafür haben 
meine Frau und ich schon immer gekämpft, da kannte 

noch keiner den Begriff.“ Halsers Frau ist die engagier-
te und 7-fach wiedergewählte ÖDP-Bezirksrätin Johan-
na Schildbach-Halser. Inklusion ist auch in der Familie 
ein Thema. So unterstützen die Kinder ihren Papa und 
Opa fleißig, etwa bei seiner Mandats-Webseite: www.
stadtrat-halser.de

Horst Halser beherrscht neben den lauten auch lei-
se, mahnende Töne: „Wir leben derzeit in Zeiten, die 
nachdenklich machen. Wir leben in einer pluralisti-
schen Gesellschaft, ich habe eine Multikulti-Familie. 
Ausgrenzung und Anfeindung habe ich auch persön-
lich erlebt. Die Spaltung der Gesellschaft durch die 

AfD, diesen politischen Hohlkörper mit Antworten von 
vorgestern, das tut der Gesellschaft nicht gut. Daher 
wünsche ich mir, dass alle politischen Kräfte – und ich 
meine wirklich alle –, die demokratischen Parteien und 
damit auch wir als ÖDP die Kurve kriegen und zusam-
men dem entgegenwirken.“ 
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Ernst Egelkraut (li), mit 83 Jahren das Herz des KV Hof/Wunsiedel;  
Kreisvorsitzender Peter Hiltner (re)

Für die Zukunft der ÖDP hat er 
einen Wunsch: „Die ÖDP 

verdient, mehr Beachtung zu finden!“
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„Auch als Einzelner 
kann man Dinge ändern – 

man sollte nur die Geschäftsordnung 
kennen und gut netzwerken.“

Wahlkampf-Fotos benötigt?
Sie benötigen Fotos oder Videos Ihrer ÖDP-Man-
datsträgerInnen oder WahlkanditatInnen? 
Wir helfen Ihnen gerne. Melden Sie sich unter 
Tel.: (0 30) 49 85 40 50.
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Liebe Freunde,

wir müssen Abschied nehmen von Hermann Lobinger, 
der am 7. März 2016 im 89. Lebensjahr in seinem Haus 
in Nabburg friedlich verstarb. Er war nicht nur ein ge-
achteter Mitbürger und eine bekannte Persönlichkeit 
seiner Heimatstadt Nabburg, sondern auch ein enga-
gierter Parteifreund und Mitglied der ersten Stunde in 
der ÖDP. 

Hermann Lobinger, geboren am 23.11.1927 in Passau, 
war vor der Gründung der ÖDP bereits für Natur und 
Umwelt im Oberpfälzer Waldverein, im Bund Natur-
schutz und bei den Grünen aktiv. Nach deren Links-
ruck trat er als Gründungsmitglied 1982 der ÖDP bei. 
Er arbeitete von Anfang an zielstrebig am Aufbau und 
der zeitgemäßen, am Menschen orientierten, umwelt-
politisch bürgerlich-konservativ ausgerichteten Weiter-
entwicklung der Politik durch die ÖDP, damals unter 
dem Vorsitzenden Dr. Herbert Gruhl, mit. Ich kann 
mich noch gut an das Treffen 1982 in München erin-
nern, bei dem er sich stark für die Teilnahme an der 
Landtagswahl im Herbst einsetzte, bei der die ÖDP 
erstmals mit einem Kraftakt bei einer Wahl auf Lan-
desebene auftrat. 

Hermann war in dieser Aufbruchsstimmung einer 
der stark treibenden Kräfte zum Aufbau der ÖDP in 
den Anfangsjahren. Er brachte mit seinem vom Beruf 
des Dipl.-Kaufmanns beim Bayerischen Kommunalen 
Prüfungsverband her geschulten klaren, analytischen 
Denken sein Fachwissen für Strukturen, Systematik, 
Inhalte und die kommunale Praxis in die Partei mit ein, 
um damit, zusammen mit allen damaligen Mitstreitern, 
ein Fundament für die Gliederung, deren Aufbau und 
Fortentwicklung zu legen.

Dazu gehörte beispielsweise die Mitarbeit in der 
Antragskommission bei der Vorbereitung der Parteitage 
mit der thematischen Sortierung und Gewichtung der 
Anträge und der Tagesordnung. Aber auch die inhaltli-
che Arbeit nahm er beherzt und mutig auf. Dabei ging 

  |  ÖDP INTERN  

Umgezogen? 
Neue Kontonummer?
Helfen Sie mit zu sparen!
Bitte geben Sie uns umgehend Bescheid, wenn 
sich Ihre Adresse oder Ihre Bankverbindung 
geändert hat! Jeder Lastschrift-Rückläufer kostet 
die ÖDP drei Euro zzgl. Portokosten.

Neue Adresse:

Vorname, Name

Straße, Hausnr.

PLZ, Ort

Tel.

E-Mail

Neue Bankverbindung:

IBAN

BIC

Name der Bank

Vielen Dank!

Bitte senden Sie diesen Abschnitt an:  
ÖDP-Bundesgeschäftsstelle, Pommergasse 1,  
97070 Würzburg, Fax: (09 31) 4 04 86 -29,  
E-Mail: mitgliederverwaltung@oedp.de

✃

Ein Nachruf  von Arnold Kimmerl (stellv. Landrat und stell. Vors. KV Schwandorf )

Hermann Lobinger

es ihm immer um eine 
ausgewogene und le-
benspraktisch verständ-
liche Darstellung der 
Vorschläge zu den Pro-
gramminhalten, die er 
wohlüberlegt und sau-
ber ohne extreme Rich-
tungen formulierte. Ty-
pisch dafür ist z. B. seine 
maßgebliche Mitarbeit in der Programmkommission 
zur Vorbereitung des Rechtsabgrenzungsbeschlusses, 
der dann am Parteitag in Saarbrücken am 18./19.02.1989 
mit großer Mehrheit beschlossen wurde. Dabei scheute 
er nicht vor deutlichen, mit guten Argumenten unter-
mauerten Worten und dem inhaltlichen Streit zurück. 

Darüber hinaus war er vielfältig engagiert auf Land-
kreis-, Landes- und Bundesebene am Aufbau der ÖDP 
aktiv beteiligt. Vom Plakatieren bis zu Werbeaktionen 
und Öffentlichkeitsarbeit war er überall dabei. Ein prä-
gendes Ereignis bei uns im Landkreis Schwandorf war 
der Widerstand gegen die geplante Wiederaufbereitungs-
anlage für abgebrannte Brennelemente, die WAA, bei 
dem er sich mit uns im KV Schwandorf stark engagierte. 
Das brachte uns 1984 bei der Kommunalwahl die ersten 
Mandate in Stadträten und im Kreistag ein.

Er selbst war von 1984 bis 1996 für die ÖDP Mit-
glied des Stadtrates Nabburg. In diesen 12 Jahren nahm 
er sein Mandat, zum Wohle für seine Heimatstadt und 
deren Bürger tätig zu sein, sehr ernst. Gewissenhaft, ver-
antwortungsvoll und ehrlich stellte er sich den Aufgaben 
der Kommunalpolitik, die er im Gremium wahrnahm. 
Er suchte den Konsens für seine Anliegen durch Über-
zeugung und Kompromissbereitschaft. 

Hermann war, auch als studierter Theologe, ein sehr 
der Schöpfung insgesamt und der Natur verbundener 
Mensch mit Verantwortung für die kommenden Genera-

tionen. So war es nur konsequent, dass er den 
Bund Naturschutz tatkräftig unterstützte und 
sich für den Erhalt der Heimat einsetzte. Sein 
großes Anliegen war dabei, eine vernünftige 
und möglichst Natur und Menschen schonen-
de Trassenvariante für die geplante Autobahn 
A 6 zwischen Amberg und dem Kreuz Ober-
pfälzer Wald mit der A 93 zu finden. Dazu hat 
er ein von der Fachwelt anerkanntes Verfahren 
zur Berechnung und Abschätzung der Wirt-
schaftlichkeit sowie Optimierung verschie-
dener Planungsvarianten beim Straßenbau 
entwickelt. Doch der politische Wille von ganz 
oben führte zur jetzigen, weniger naturverträg-
lichen Trasse.

Er hatte auf der einen Seite als Idealist eine 
tiefe Natur- und Heimatverbundenheit und an-
dererseits durch seinen Beruf beim Bayerischen 
Kommunalen Prüfungsverband ein sehr klares, 
analytisch abwägendes Denken, das ihm bei 
seinen Aktivitäten zugutekam. Hermann Lo-
binger blieb dabei immer ein bescheidener, ehr-
licher Mensch, ein typischer Oberpfälzer, der 
nicht viel Aufhebens von sich machte. 

Der Tod von Hermann Lobinger hinterlässt 
nach einem erfüllten, langen Leben trotzdem 
eine schmerzliche Lücke, aber die guten Erin-
nerungen an ihn bleiben in uns und die Spuren 
seines geistigen und praktischen Wirkens leben 
auch in der ÖDP weiter. 

Wir alle haben einen Freund und Mitstrei-
ter verloren – wir sind ärmer geworden. Doch 
wir schöpfen immer noch aus den vielen Berei-
cherungen, die er uns mit seiner beispielhaften 
Persönlichkeit geschenkt hat.

Lieber Hermann, danke für alles!
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Zusammengestellt von Pablo Ziller

ÖDP fordert die Direktwahl 
des Bundespräsidenten
(06.06.2016) Der Generalsekretär 
der Ökologisch-Demokratischen 
Partei (ÖDP), Dr. Claudius Mose-
ler, bringt angesichts der bevorste-
henden „Bundesversammlung“ zur 
Neuwahl des Bundespräsidenten im 

Frühjahr 2017 erneut die Forderung 
nach einer Direktwahl ins Gespräch. 
Nachdem Bundespräsident Joa-
chim Gauck heute seinen Verzicht 
für eine zweite Amtszeit erklärt hat 
und von den Parteien bereits die ers-
ten Bewerber in Stellung gebracht 
werden, ist für die ÖDP die stärkere 
Einbindung der Wählerinnen und 
Wähler bei bundespolitischen Ent-
scheidungen wesentlich wichtiger. 
„Statt Vorabsprachen und macht-
politische Vorgaben der Parteien bei 
der Wahl des Bundespräsidenten/
der Bundespräsidentin fordern wir 
die Direktwahl. Die Bundesbür-
gerinnen und Bundesbürger sind 

mündig genug hier weise Entschei-
dungen zu treffen“, so Moseler. 

Darüber hinaus unterstreicht die 
ÖDP ihre Forderung nach bundes-
weiten Volksentscheiden. Es gebe 
keinen Alleinvertretungsauftrag der 
Parteien. „Wir brauchen eine Mit-
machdemokratie, um Parteienfrust 
und Politikerverdrossenheit zu be-
kämpfen, und dazu bedarf es der 
konsequenten Anwendungen von 
Art. 20 (2) Grundgesetz. Es müs-
sen alle Möglichkeiten zur Fortent-
wicklung unserer repräsentativen 
Demokratie genutzt werden. Auch 
müssen sich die Parteien stärker 
für die Menschen zur Mitarbeit öff-
nen“, so Moseler abschließend. 

Schimmer-Göresz (ÖDP): 
„Bayer könnte sich den 
Ökozid einkaufen“

(06.06.2016) Die Ökologisch-De-
mokratische Partei (ÖDP) setzt 
ein deutliches Zeichen. Sie hat 
sich dem internationalen Bünd-
nis zur Abhaltung eines Tribunals 
gegen Monsanto angeschlossen, 
um mit Gleichgesinnten gegen die 
Geschäftspraktiken des amerika-
nischen Saatgutriesens Monsanto 
vorzugehen und für die Bewahrung 
der Vielfalt auf unserer Erde einzu-
treten. Die ÖDP-Bundesvorsitzende 
nennt das Unternehmen „eine der 
zentralen Schaltstellen zur Vermin-
derung unserer Artenvielfalt und 
der Zerstörung der kleinbäuerli-
chen Landwirtschaft“, daher habe 
das Bündnis ihre volle Unterstüt-
zung. 

Einen weiteren „Aufhänger“ für 
Kritik liefere diese Tage die Mel-
dung über die geplante Übernahme 
von Monsanto durch den deutschen 

Pharmariesen Bayer, die vorerst an 
einem zu geringen Übernahmege-
bot scheiterte. Die ÖDP-Vorsitzen-
de findet es widerlich, wie in der 
Berichterstattung die Verbrechen 
an Mensch, Tier und Umwelt ledig-
lich in Nebensätzen erwähnt wer-
den. Der Unternehmensführung 
von Bayer sei scheinbar völlig egal, 
welchen Klotz sie sich hier ans Bein 
binde. „Wir werden den Deal ge-
nau beobachten. Sollte Bayer Mon-
santo wirklich übernehmen, wird 
es massiven Protest hageln! Wenn 
Profit-Gier Unternehmensinteres-
sen leiten, kommen Mensch, Tier 
und Umwelt unter die Räder. Dies 
zu verhindern sei Aufgabe einer Po-
litik, die das Wort ‚Verantwortung‘ 
noch kenne und ernst nehme“, so 
Schimmer-Göresz. 

Monsanto ist auch der ÖDP 
schon seit Langem ein Dorn im 
Auge, denn das Unternehmen ist 
weltweit mit diversen chemisch 
hoch-aggressiven Substanzen mit 
Namen wie RoundUP, Glyphosat 
oder PCB in Verbindung zu brin-
gen, welche alles Leben auf und um 
Äcker töten und zudem als mögli-
cherweise krebserregend gelten. Zu-
dem ist Monsanto ein verlässlicher 
Partner der industriellen Landwirt-
schaft, die gemeinsam mit genma-
nipulierten Pflanzen die Artenviel-
falt zerstört mit unvorhersehbaren 
Folgen für unsere Zukunft. Kritiker 
werfen Monsanto vor, verursachte 
Schäden an Mensch und Umwelt 
zu leugnen und ihre verheerenden 
Aktivitäten weiterhin aufrecht zu 
erhalten. Dazu gehört Lobbying 
bei Regierungen, Lügen und Kor-
ruption, Finanzierung zweifelhafter 
wissenschaftlicher Studien, unter 
Druck setzen unabhängiger Wis-

senschaftler, Manipulation von 
Presseorganen etc. 

Vom 14. bis zum 16. Oktober 2016 
wird in Den Haag das Monsanto-
Tribunal stattfinden, in dessen Ver-
lauf die gegen Monsanto erhobenen 
Vorwürfe zusammengetragen und 
die verursachten Schäden evaluiert 
werden sollen. Die ÖDP unterstützt 
die Abhaltung des Tribunals und 
fordert alle ihre Mitglieder und 
die kritische Öffentlichkeit dazu 
auf, die Initiative ebenfalls mit ih-
rer Unterschrift oder einer kleinen 
Spende zu unterstützen. Das Tribu-
nal befasst sich mit Monsantos Ver-
brechen gegen die Umwelt in Form 
des Ökozids, dessen Aufnahme ins 
internationale Strafrecht bereits 
vorgeschlagen wurde. Das Tribunal 
wird untersuchen, ob sich das Rö-
mer Statut, auf dem der Internatio-
nale Strafgerichtshof seit 2002 be-
ruht, reformieren lässt und Ökozid 
als Verbrechen darin aufgenommen 
werden kann. Dies würde ermög-
lichen, natürliche und juristische 
Personen, welche unter Verdacht 
stehen, ein solches Verbrechen be-
gangen zu haben, zur Verantwor-
tung zu ziehen. „Hätte Monsanto 

nachweislich einen ‚Ökozid‘ began-
gen, würde sich Bayer womöglich 
hüten, ein solches Unternehmen 
aufzukaufen. Für die ÖDP haben 
Mensch, Tier und Umwelt absolu-
ten Vorrang vor Profit. Daher un-
terstützen wir das Tribunal“, so die 
ÖDP-Vorsitzende. 

Alle Infos zum Tribunal:
www.monsanto-tribunald.org 

ÖDP kritisiert Spitzen-
politiker der Grünen für 
Kooperation mit Airbus
Spitzenpolitiker von Bündnis 90/
Die Grünen pflegen enge Kontakte 
zum Luftfahrt- und Rüstungskon-
zern Airbus. In einer PR-Broschüre 
werben Cem Özdemir, Anton Hof-
reiter oder Katrin Göring-Eckardt 
indirekt auch für die Arbeit des 
Konzerns und umweltschädliches 
Fliegen. „Mit der Publikation 
„Oben – Ihr Flugbegleiter“ wollen 
Heinrich-Böll-Stiftung und Airbus 
Group Einsichten in den aktuellen 
Stand der technischen Entwicklun-
gen und in die politische Debatte 
um eine nachhaltige Zukunft des 
Fliegens bieten“, heißt es in einer 

Ankündigung, als sei die Stiftung 
Teil einer Forschungsdenkfabrik des 
Unternehmens. Für Gabriela Schim-
mer-Göresz, Bundesvorsitzende der 
Ökologisch-Demokratischen Partei 
(ÖDP), ist dies ein weiterer trauriger 
Beweis, dass sich die Grünen immer 
weiter von ihren einstigen Idealen 
entfernen. „Damit fallen sie einmal 
mehr der Ökologiebewegung in 
den Rücken!“, so Schimmer-Göresz 
und verweist auf die Unbestech-
lichkeit der ÖDP, die sich selbst Fir-
menspendenfreiheit verordnet hat. 

„Besonders skandalös finde 
ich, dass hier mit einem Rüstungs-
konzern ohne Berührungsängste 
zusammengearbeitet wird. Mir 
sträubten sich ja schon die Haare, 
als Kretschmann die Grünen zur 
Autofahrerpartei mit einem Faible 
für TTIP machte. Nun zeigt sich, 
dass der Einfluss von Unterneh-
men bei den Grünen keine Grenzen 
mehr zu kennen scheint. Das lässt 
sich auch an den finanziellen Zu-
wendungen und an den Parteitags-
Sponsoren ablesen“, so Schimmer-
Göresz. Die ÖDP-Chefin betont, 
dass die ÖDP seit ihrer Gründung, 
keinerlei Spenden von Unterneh-
men annehme. „Gespräche mit ei-
nem Konzern sind das eine – Wer-
bebroschüren dieser Art finde ich 
dagegen unausstehlich!“, so die 
Meinung von Schimmer-Göresz. 

Im Abkommen der Weltklima-
konferenz von Paris findet der 
Flugverkehr keine Erwähnung. Die 
Luftfahrtindustrie feierte dies als 
Freiflugschein in die Verantwor-
tungslosigkeit. Dass dies nun in-
direkt Unterstützung durch eine 
grüne Partei erfahre, sei der wahre 
Skandal. Eine glaubwürdig ökolo-
gische Partei hingegen müsse sich 
für ein Ende aller Luftverkehrs-
subventionen stark machen. Nach-
haltigkeit im Luftverkehr sei, so 
Schimmer-Göresz, ein Mythos. 

Dr. Claudius Moseler
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http://www.monsanto-tribunald.org
https://www.boell.de/sites/default/files/20160530_oben_ihr_flugbegleiter.pdf


Zum Artikel „Bundestagswahl 2017 – 
nur mit uns!“, ÖP 170

Erfolg auch ohne Wahlbeteiligung
Ich beziehe mich besonders auf den Abschnitt „Ur-
eigenste Aufgabe der Parteiarbeit“. Darin wird mit 
Verweis auf Art. 21 GG und (indirekt) auf das Partei-
engesetz die Teilnahme an Wahlen quasi als einzige 
Aufgabe von Parteien definiert. Zitat: „Es ist also un-
sere ureigenste Aufgabe, an Wahlen teilzunehmen.“ 
Und schlimmer noch, wer nicht an Wahlen teilnehmen 
möchte, solle sich doch in einem Verband oder einer 
Bürgerinitiative engagieren.

Dagegen verwehre ich mich entschieden. Wir haben 
schon eine Kanzlerin, die grundsätzlich ihre eigene 
Sicht der Dinge für alternativlos hält, und wir sollten 
uns in der ÖDP diesen gefährlichen Politikstil nicht zu 
eigen machen. Außerdem irren die beiden Autoren in 
der Sache.

Denn im zitierten Artikel 21 GG werden Wahlen mit 
keinem einzigen Wort erwähnt! Dafür lohnt der Blick 
ins Parteiengesetz. Dort werden die Aufgaben einer 
deutschen Partei gleich im § 1 definiert und übrigens 
die Worte des Grundgesetzes (wirken an der politischen 
Willensbildung des Volkes mit) mit dem äußerst auf-
schlussreichen Zusatz „auf allen Gebieten des öffentli-
chen Lebens“ ergänzt. Per Gesetz wirken also Parteien 
nicht nur in Parlamenten, sondern allgemein im öffent-
lichen Raum! Weder die Teilnahme an Wahlen noch 
die Arbeit in einem Parlament sind demnach konstitu-
ierend für die Existenz einer Partei!!! Die Beteiligung 
an Wahlen gehört übrigens auch noch dazu, übrigens 
mindestens alle 6 Jahre an einer überregionalen Wahl. 
Wie viel Zeit, Kosten und Energie könnten wir sparen, 
wenn wir damit klug haushalten würden.

Und zu guter Letzt: Was waren denn die größten 
Erfolge der ÖDP in den letzten Jahren? Die Einfüh- 
rung eines wirksamen Nichtraucherschutzes, die Ab-
schaffung des Bayerischen Senats und die Abschaffung 
der Sperrklausel für kleine Parteien bei der Europa-
wahl. Und das alles war möglich ohne einen einzigen 
Parlamentarier in einem Landes- oder dem Bundes-
tag!!!

Wenn es dem Willen der Mehrheit in der ÖDP ent-
spricht, an der BTW 2017 teilzunehmen, bitte sehr. Aber 
dann sollte wenigstens sauber argumentiert werden 
und mögliche Alternativen sollten nicht durch mangel-
hafte Gesetzeszitate diskreditiert werden.

Theo Gassmann, 30952 Ronnenberg
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Zum Artikel „Pro Monat 1.000 Euro“,  
ÖP 170

Wesentliches Merkmal geht von Bord
Die ÖDP zeichnete sich bisher dadurch aus, dass ihre 
Konzepte und Vorschläge – so sie denn beschlossen wür-
den – alle wesentlichen Probleme dieser Zeit wirksam 
bekämpfen oder zumindest mildern würden. Genannt 
seien hier die „Aufkommensneutrale Steuerreform für 
Arbeit und Umwelt“, das sozialversicherungspflichtige 
Erziehungsgehalt oder der Mindestlohn.

Doch die ÖDP ist offensichtlich dabei, dieses we-
sentliche Merkmal ihrer Programmatik über Bord zu 
werfen. Denn es gibt – wie der letzte BPT in Würzburg 
zeigte – in der ÖDP offensichtlich starke Kräfte, welche 
das „Bedingungslose Grundeinkommen“ in das ÖDP-
Programm aufnehmen wollen! 

Das Grundeinkommen wäre ein gigantisches Ex-
periment mit enormen gesellschaftlichen, wirtschaftli-
chen und finanziellen Risiken und völlig ungewissem 
Ausgang! Wer das „Grundeinkommen“ für machbar 
und sinnvoll hält, der muss auch an den Sozialismus 
glauben! Mit dem Grundeinkommen wäre die ÖDP 
nicht mehr die Partei der „Ökologisch-Sozialen Markt-
wirtschaft“, sondern würde die GRÜNEN und sogar 
die LINKE „links überholen“ und zur x-ten linken 
Splitterpartei mutieren, welche das Volk mit unfinan-
zierbaren sozialen Wohltaten zu überschütten gedenkt. 
Solche linken Splitterparteien gibt es aber bekanntlich 
genügend! Das heißt im Umkehrschluss: Das Grund-
einkommen im Programm der ÖDP wird zu einer exis-
tenziellen Krise der ÖDP und möglicherweise zu ihrem 
Verschwinden führen ...

Reinhard Ebert, 91719 Heidenheim

Anmerkung d. Red.: Der neu gegründete und mit dieser Frage 
befasste Bundesarbeitskreis, diskutiert kein Bedingungsloses 
sondern ein Humanökologisches Grundeinkommen.

Nicht einverstanden
Mit dem 5-Säulen-Modell, Säule 2, bin ich überhaupt 
nicht einverstanden.
Eine Wiedereinführung der Vermögenssteuer darf auf 
keinen Fall erfolgen, da aufgrund eines enormen Ver-
waltungsaufwands schon früher kein nennenswerter 
Ertrag erzielt wurde. Auch unter dem Gesichtspunkt 
„Gerechtigkeit“ ist sie nicht erforderlich: Das Vermö-
gen, sobald eine Verwertung (Konsum) erfolgt, erzielt 
eine Steuereinnahme über die anfallende Mehrwert-

steuer. Falls keine Verwertung erfolgt, aber Erträge 
entstehen, wird eine Steuereinnahme über die Einkom-
mensteuer erzielt.

Außerdem sollte die Erbschaftssteuer völlig abge-
schafft werden, da auch hier ein hoher Verwaltungs-
aufwand anfällt. Und Steuereinnahmen werden, wie 
bereits oben erwähnt, als Folge von Konsum oder ent-
stehenden Erträgen erzielt.

Zur Mehrwertsteuer: Diese wird sehr stark zum 
Steueraufkommen beitragen und muss deshalb umge-
baut werden. Mein Vorschlag ist, statt zwei Steuersätzen 
drei Sätze anzuwenden. Einen niedrigen für alle Grund-
bedürfnisse. Einen mittleren für den gehobenen Bedarf. 
Und einen hohen für luxuriösen Bedarf. Vorteil der 
Mehrwertsteuer ist ein geringer Verwaltungsaufwand.

Oberste Priorität bei der Einführung eines Grund-
einkommens muss sein, die Verwaltungskosten äußerst 
klein zu halten. Dieser Gesichtspunkt wurde immer 
schon stark vernachlässigt. Denn finanzielle Probleme 
des Staates entstanden seither nie durch zu geringe Ein-
nahmen, sondern immer durch vermeidbare Ausgaben.

Eine Einführung von heute auf morgen wird nie-
mals möglich sein, die Einführung sollte über einen 
Stufenplan erfolgen. Dann wird nicht mehr benötig-
tes Personal in der Verwaltung allmählich durch Ver-
rentung abgebaut. Das dennoch verbleibende Verwal-
tungspersonal kann bis zur späteren Verrentung mit 
anderen Aufgaben betreut werden, wie z. B. eine ver-
stärkte Verfolgung von Steuerhinterziehung.

Paul Fink, 71384 Weinstadt
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Ressourcenwende 
Im Banne des Klimawandels geraten andere Um-
weltprobleme aus dem Blickfeld. So gehen bei-
spielsweise viele Rohstoffe zur Neige oder lassen 
sich nur noch mit erheblichen Nebenwirkungen 
für Mensch und Natur gewinnen. Auf der anderen 
Seite wachsen unsere Müllberge. Ein sparsamerer 
Rohstoffverbrauch wäre angebracht. Der würde 
auch dem Klima zugute kommen, denn Abbau, 
Transport und Verarbeiten von Rohstoffen brau-
chen immer Energie. Wird die durch Verbrennen 
fossiler Energieträger gewonnen, entsteht als 
„gasförmiger Müll“ CO2. Aber egal, ob der Müll 
gasförmig oder stofflich ist: Seine Vermeidung ist 
ein Kernaspekt umweltgerechten Wirtschaftens. Es 
gilt, unsere Wirtschaft zu einer Kreislaufwirtschaft 
umzugestalten.

TERMINE
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So. 21.08.2016	 Landesparteitag der ÖDP Branden- 
	 burg (in Potsdam)
So. 21.08.2016	 Vortrag „TTIP und die Auswirkungen 
	 auf Kommunen“ von Prof. Dr. Klaus 
	 Buchner MdEP (in Potsdam)
Di. 23.08.2016	 Vortrag „TTIP und die Auswirkungen 
	 auf Kommunen“ von Prof. Dr. Klaus  
	 Buchner MdEP (in Rostock)
Sa. 03.09.2016	 Landesparteitag der ÖDP Rheinland- 
	 Pfalz (in Mainz-Lerchenberg)
So. 11.09.2016	 Kommunalwahlen in Niedersachsen
So. 18.09.2016	 Abgeordnetenhauswahl in Berlin
Sa. 01.10.2016	 Landesparteitag der ÖDP Nordrhein-- 
	 Westfalen (n.n.)
Sa. 08.10.2016	 Landeshauptausschuss der 
	 ÖDP Bayern (in Erding)
Sa. 15.10.2016	 Bezirksparteitag der ÖDP Oberbayern 
	 (in Murnau)
Sa. 15.10.2016	 Landesparteitag der ÖDP Baden- 
	 Württemberg (im Raum Stuttgart)
So. 19./20.11.2016	 ÖDP-Bundesparteitag (in Bonn)
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